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Die Allgemeinen Geschéftsbedingungen und die besonderen Bedingungen der LBBW gelten fiir die Geschaftsverbindung des Kunden
mit der Landesbank Baden-Wrttemberg und ihrer unselbststandigen Anstalt, der Baden-Wirttembergischen Bank.

Erklarungen der Baden-Wirttembergischen Bank im Rahmen der Geschéaftsverbindung berechtigen und verpflichten ausschlieRlich
die Landesbank Baden-Wurttemberg.

Allgemeines

Nr. 1
(1

)

Nr. 2
M

Grundlagen der Geschéftsbeziehung
Geschiftsbeziehung als Vertrauensverhaltnis
Die Geschaftsbeziehung zwischen dem Kunden und der Bank ist durch die Besonderheiten des Bankgeschafts und ein
besonderes Vertrauensverhaltnis gepragt. Der Kunde kann sich darauf verlassen, dass die Bank seine Auftrage mit der
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns ausfiihrt und das Bankgeheimnis wahrt

Allgemeine und besondere Geschéftsbedingungen

Fir die Geschaftsbeziehung gelten ergdnzend zu den einzelvertraglichen Vereinbarungen diese Allgemeinen
Geschaftsbedingungen (AGB). Fir einzelne Geschaftszweige gelten ergdnzend oder abweichend besondere Bedingungen,
z. B. fiir die Bereiche des Zahlungsverkehrs, des Sparverkehrs und der Wertpapiergeschéafte; diese werden beim
Vertragsabschluss (etwa bei der Kontoeréffnung) oder bei der Erteilung von Auftragen mit dem Kunden vereinbart.

Anderungen
Anderungsangebot
Anderungen dieser Allgemeinen Geschaftsbedingungen und der besonderen Bedingungen werden dem Kunden spétestens
zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank
im Rahmen der Geschaftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Elektronische Postfach),
kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.

Annahme durch den Kunden
Die von der Bank angebotenen Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege
der nachfolgend geregelten Zustimmungsfiktion.
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(3) Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion
Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Anderungsangebotes (Zustimmungsfiktion), wenn

a) das Anderungsangebot der Bank erfolgt, um die Ubereinstimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veranderten

Rechtslage wiederherzustellen, weil eine Bestimmung der Allgemeinen Geschaftsbedingungen oder der besonderen

Bedingungen

— aufgrund einer Anderung von Gesetzen, einschlieRlich unmittelbar geltender Rechtsvorschriften der Europaischen Union,
nicht mehr der Rechtslage entspricht oder

— durch eine rechtskraftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr
verwendet werden darf oder

— aufgrund einer verbindlichen Verfligung einer flr die Bank zusténdigen nationalen oder internationalen Behdrde (z. B. der
Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europaischen Zentralbank) nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen
Verpflichtungen der Bank in Einklang zu bringen ist

und

b) der Kunde das Anderungsangebot der Bank nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Anderungen abgelehnt hat.

Die Bank wird den Kunden im Anderungsangebot auf die Folgen seines Schweigens hinweisen.
(4) Ausschluss der Zustimmungsfiktion

Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung

— bei Anderungen der Nummern 2 und 17 Abs. 6 der Allgemeinen Geschéftsbedingungen und der entsprechenden
Regelungen in den besonderen Bedingungen oder

— bei Anderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und die Entgelte fiir Hauptleistungen betreffen, oder

— bei Anderungen von Entgelten, die auf eine (iber das vereinbarte Entgelt fiir die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des
Verbrauchers gerichtet sind, oder

— bei Anderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleichkommen, oder

— bei Anderungen, die das bisher vereinbarte Verhéltnis von Leistung und Gegenleistung erheblich zugunsten der Bank
verschieben wiirden.

In diesen Fallen wird die Bank die Zustimmung des Kunden zu den Anderungen auf andere Weise einholen.

(5) Kiindigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion
Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der Kunde den von der Anderung betroffenen Vertrag vor dem
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderungen auch fristlos und kostenfrei kiindigen.
Auf dieses Kiindigungsrecht wird die Bank den Kunden in ihrem Anderungsangebot besonders hinweisen.

Nr. 3 Bankauskiinfte

(1) Inhalt von Bankauskiinften
Bankauskinfte sind allgemein gehaltene Feststellungen und Bemerkungen uber die wirtschaftlichen Verhaltnisse von Kunden,
deren Kreditwiirdigkeit und Zahlungsfahigkeit. BetragsmaRige Angaben (iber Kontostande, Sparguthaben, Depot- oder
sonstige der Bank anvertraute Vermdgenswerte sowie Kreditinanspruchnahmen werden nicht gemacht.

(2) Voraussetzungen fiir die Auskunftserteilung
Die Bank darf Bankauskiinfte Uber juristische Personen und im Handelsregister eingetragene Kaufleute erteilen, sofern sich
die Anfrage auf deren geschaftliche Tatigkeit bezieht und der Bank keine anders lautende Weisung des Kunden vorliegt. In
allen anderen Fallen darf die Bank Bankauskiinfte nur erteilen, wenn der Kunde dem allgemein oder im Einzelfall ausdriicklich
zugestimmt hat.
Bankauskinfte erhalten nur eigene Kunden sowie andere Kreditinstitute fir deren eigene Zwecke und die ihrer Kunden; sie
werden nur erteilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewiinschten Auskunft glaubhaft darlegt.

(3) Schriftliche Bestétigung
Bei miindlichen Auskiinften tber Kreditwirdigkeit und Zahlungsfahigkeit behalt sich die Bank eine unverziigliche schriftliche
Bestatigung vor, deren Inhalt von diesem Zeitpunkt an maRgeblich ist.

Nr. 4 Vertretungs- und Verfiigungsbefugnisse

(1) Bekanntgabe
Der Bank bekannt gegebene Vertretungs- oder Verfligungsbefugnisse gelten, bis ihr eine Mitteilung tber das Erléschen oder
eine Anderung zugeht, es sei denn, diese Umsténde sind der Bank bekannt oder infolge Fahrlassigkeit nicht bekannt. Dies gilt
auch, wenn die Befugnisse in einem &ffentlichen Register eingetragen sind und eine Anderung veréffentlicht ist.

(2) Mangel in der Geschiftsfahigkeit des Vertreters
Der Kunde tragt den Schaden, der daraus entstehen sollte, dass die Bank von einem eintretenden Mangel in der
Geschaftsfahigkeit seines Vertreters unverschuldet keine Kenntnis erlangt.
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Nr. 5

M

(2

(3)

Nr. 6

M

)

)

Legitimationsurkunden

Erbnachweis
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenlber der Bank auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank
eine erbrechtliche Berechtigung nachzuweisen.

Leistungsbefugnis der Bank

Werden der Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen Verfligung (Testament, Erbvertrag) sowie
der Niederschrift Uber die zugehérige Eréffnungsverhandlung vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder
Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfigen lassen und insbesondere mit befreiender
Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank die Unrichtigkeit oder Unwirksamkeit dieser Urkunden bekannt oder
infolge Fahrlassigkeit nicht bekannt geworden ist.

Sonstige auslandische Urkunden

Werden der Bank auslandische Urkunden als Ausweis der Person oder zum Nachweis einer Berechtigung vorgelegt, so wird
sie prifen, ob die Urkunden zum Nachweis geeignet sind. Sie haftet jedoch fiir deren Eignung, Wirksamkeit und Vollstandigkeit
sowie fiir deren richtige Ubersetzung und Auslegung nur bei Fahrlassigkeit oder wenn die Urkunde insgesamt gefélscht ist. Im
vorstehenden Rahmen kann die Bank die in den Urkunden als Berechtigte bezeichneten Personen als berechtigt ansehen,
insbesondere sie verfiigen lassen und mit befreiender Wirkung an sie leisten.

Rechtswahl, Gerichtsstand, Erfiillungsort

Deutsches Recht
Auf die Geschéaftsbeziehung findet deutsches Recht Anwendung, sofern dem nicht zwingende gesetzliche Regelungen
entgegenstehen.

Erfiillungsort
Erflllungsort fiir die Bank und den Kunden ist der Sitz der Bank.

Gerichtsstand
Ist der Kunde ein Kaufmann, eine juristische Person des ¢ffentlichen Rechts oder ein 6ffentlich-rechtliches Sondervermdégen,
kann die Bank an ihrem allgemeinen Gerichtsstand klagen und nur an diesem Gerichtsstand verklagt werden.

Kontokorrentkonten und andere Geschifte

Nr.7

M

(2

(©)

Nr. 8

(1)

@)

Kontokorrent, Rechnungsabschluss

Kontokorrent
Die Bank fiihrt ein Konto zur Abwicklung des laufenden Geschéafts- und Zahlungsverkehrs (Girokonto) als Kontokorrent im
Sinne des § 355 des Handelsgesetzbuches (Konto in laufender Rechnung).

Rechnungsabschluss

Soweit nichts anderes vereinbart ist, erteilt die Bank jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss. Bei
Vorliegen eines berechtigten Interesses einer der Vertragsparteien wird der Rechnungsabschluss auch zu sonstigen Terminen
erteilt.

Einwendungen gegen den Rechnungsabschluss

Einwendungen gegen Rechnungsabschliisse missen der Bank zugehen. Unbeschadet der Verpflichtung, Einwendungen
gegen Rechnungsabschlisse unverziglich zu erheben (Nr. 20 Absatz 1 Buchst. g), gelten diese als genehmigt, wenn ihnen
nicht vor Ablauf von sechs Wochen nach Zugang des Rechnungsabschlusses widersprochen wird. Zur Wahrung der Frist
genuigt die rechtzeitige Absendung. Die Bank wird den Kunden bei Erteilung des Rechnungsabschlusses auf diese Folgen
besonders hinweisen. Stellt sich nachtraglich die Unrichtigkeit heraus, so kénnen sowohl der Kunde als auch die Bank eine
Richtigstellung aufgrund gesetzlicher Anspriiche verlangen.

Korrektur fehlerhafter Gutschriften

Stornobuchung vor Rechnungsabschluss

Gutschriften, die ohne einen verpflichtenden Auftrag gebucht werden (z. B. wegen Irrtums, Schreibfehlers), darf die Bank bis
zum nachsten Rechnungsabschluss durch einfache Buchung riickgéngig machen (Stornobuchung), soweit ihr ein
Riickforderungsanspruch gegen den Kunden zusteht.

Korrekturbuchung nach Rechnungsabschluss

Den Riickforderungsanspruch nach Absatz 1 kann die Bank auch noch nach Rechnungsabschluss durch Korrekturbuchung
geltend machen, wenn sie die fehlerhafte Gutschrift nicht mehr rechtzeitig vor diesem Zeitpunkt festgestellt hat. Bei
Widerspruch des Kunden wird die Bank die Korrekturbuchung riickgangig und ihren Anspruch anderweitig geltend machen.

Kennzeichnung
Storno- und Korrekturbuchungen werden im Kontoauszug gekennzeichnet.
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Nr.9 Gutschrift und Einlésung von Einzugspapieren

(1) Gutschriften ,Eingang vorbehalten*
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks, Lastschriften oder anderen Einzugspapieren schon vor ihrer Einldsung gut, so
geschieht dies unter dem Vorbehalt der Einlésung und des Einganges des Gegenwertes (E.v.-Gutschrift). Das gilt auch dann,
wenn die Schecks, Lastschriften oder anderen Einzugspapiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder
Lastschriften nicht eingel6st oder geht der Bank der Gegenwert aus einem Einzugspapier nicht zu, so macht sie die Gutschrift
gemal Nr. 23 Absatz 2 dieser AGB riickgangig, und zwar auch nach einem zwischenzeitlich erfolgten Rechnungsabschluss.

(2) Einlésung
Schecks und andere Einzugspapiere sind erst eingeldst, wenn die Belastungsbuchung nicht bis zum Ablauf des Gbernachsten
Bankarbeitstages' riickgéngig gemacht wird. Sie sind auch eingeldst, wenn die Bank ihren Einlésungswillen schon vorher
Dritten gegenuber erkennbar bekundet hat (z. B. durch Bezahltmeldung). Fur Lastschriften gelten die Einlésungsregeln in den
hierfiir vereinbarten besonderen Bedingungen. Uber die Abrechnungsstelle der Deutschen Bundesbank eingezogene Schecks
sind eingeldst, wenn sie nach deren Geschéftsbedingungen nicht mehr zuriickgegeben werden kénnen. Barschecks sind mit
Zahlung an den Scheckvorleger eingeldst.

Nr. 10  Auftragsbestitigung vor Ausfiihrung

Bei telefonischen oder auf anderen technischen Wegen erteilten sowie bei nicht unterschriebenen Auftradgen behalt sich die
Bank die unverzugliche Einholung einer Bestatigung vor Auftragsausfuhrung vor.

Nr. 11 Aufrechnung durch den Kunden

Ist der Kunde kein Verbraucher, kann er gegen Forderungen der Bank nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten
oder rechtskraftig festgestellt sind.

Satz 1 gilt nicht, wenn die Voraussetzungen des §513 BGB (Existenzgriinder) vorliegen.

Gesetzliche Aufrechnungsverbote bleiben unberihrt.

Nr.12  Konten in auslandischer Wahrung

Konten in auslandischer Wahrung dienen ausschlief3lich zur bargeldlosen Abwicklung von Zahlungen an den Kunden und von
Verfugungen des Kunden in auslandischer Wahrung.

Nr.13  Leistungsbefreiung bei Geschaften in auslandischer Wahrung

Die Verpflichtung der Bank zur Ausfiihrung einer Verfiigung zulasten eines Guthabens in auslandischer Wahrung oder zur
Erfillung einer Verbindlichkeit in auslandischer Wahrung ist in dem Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank in der
Wahrung, auf die das Guthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter MalRnahmen oder Ereignisse im
Lande dieser Wahrung nicht oder nur eingeschrankt verfigen kann. In dem Umfang und solange diese MaRnahmen oder
Ereignisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erfiillung an einem anderen Ort aulRerhalb des Landes der Wahrung, in
einer anderen Wahrung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur
Ausfiihrung einer Verfligung zulasten eines Guthabens in auslandischer Wahrung ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn die
Bank diese vollstandig im eigenen Haus ausfiihren kann. Das Recht des Kunden und der Bank, fallige gegenseitige
Forderungen in derselben Wahrung miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Regelungen unberihrt..

Nr.14 Geldeingang in auslandischer Wahrung
Geldbetrage in auslandischer Wahrung darf die Bank mangels ausdriicklicher gegenteiliger Weisung des Kunden in Euro
gutschreiben, sofern sie nicht fur den Kunden ein Konto in der betreffenden Wahrung fiihrt.

Nr.15 Wechselkurs
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Geschéaften in ausléandischer Wahrung ergibt sich aus dem Preis- und
Leistungsverzeichnis. Bei Zahlungsdiensten gilt ergdnzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Nr.16  Einlagengeschaft

Mangels abweichender Vereinbarungen sind Einlagen ohne Kiindigung féllig (taglich fallige Gelder). Die jeweils gliltigen
Zinssatze fur taglich fallige Gelder werden durch Aushang bekannt gemacht. Fur die Zinsberechnung bei Einlagen wird jeder
Monat zu 30 Tagen gerechnet.

Entgelte und Auslagen

Nr.17  Zinsen und Entgelte

(1) Zinsen und Entgelte im Geschéftsverkehr mit Verbrauchern
Die Hohe der Zinsen und Entgelte fiir die im Geschéaftsverkehr mit Verbrauchern tblichen Kredite und Leistungen ergibt sich
aus dem Preisaushang und erganzend aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. Wenn ein Verbraucher einen dort
aufgeflhrten Kredit oder eine dort aufgefiihrte Leistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung
getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im Preisaushang oder Preis- und Leistungsverzeichnis angegebenen Zinsen
und Entgelte.
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@)

4)

®)

(6)

()

(8)

Zinsen und Entgelte auBerhalb des Geschiftsverkehrs mit Verbrauchern

Aulerhalb des Geschéaftsverkehrs mit Verbrauchern bestimmen sich die Zinsen und Entgelte flr in Anspruch genommene
Kredite und Leistungen nach der getroffenen Vereinbarung, erganzend nach dem Preis- und Leistungsverzeichnis in der zum
Zeitpunkt der Inanspruchnahme geltenden Fassung.

Entgelte fiir sonstige Leistungen

Fir Leistungen, die nicht Gegenstand einer Vereinbarung oder im Preisaushang bzw. im Preis- und Leistungsverzeichnis
aufgefiihrt sind und die im Auftrag des Kunden oder in dessen mutmalfilichem Interesse erbracht werden und die, nach den
Umstanden zu urteilen, nur gegen eine Vergiitung zu erwarten sind, kann die Bank ein nach MaRRgabe der gesetzlichen
Bestimmungen angemessenes Entgelt verlangen.

Nicht entgeltpflichtige Tatigkeiten

Fir Téatigkeiten, zu deren Erbringung die Bank bereits gesetzlich oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist
oder die sie im eigenen Interesse erbringt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulassig und
wird nach MaRRgabe der gesetzlichen Regelungen erhoben.

Anderungen von Zinsen, Kiindigungsrecht des Kunden bei Erhéhung

Die Anderung der Zinsen bei Krediten mit einem verénderlichen Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen
mit dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Anderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer Erhéhung kann der Kunde, sofern
nichts anderes vereinbart ist, die davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe der
Anderung mit sofortiger Wirkung kiindigen. Kiindigt der Kunde, so werden die erhéhten Zinsen fiir die gekiindigte
Kreditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Eine Kiindigung des Kunden gilt als nicht erfolgt, wenn er den geschuldeten Betrag
nicht binnen zweier Wochen nach Wirksamwerden der Kiindigung zurtickzahlt.

Anderung von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in Anspruch genommenen Leistungen

Anderungen von Entgelten fiir Bankleistungen, die von Kunden im Rahmen der Geschaftsbeziehung typischerweise dauerhaft
in Anspruch genommen werden (z. B. Konto- und Depotfiihrung), werden dem Kunden spatestens zwei Monate vor dem
vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der
Geschaftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Elektronische Postfach), kdnnen die
Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.

Die von der Bank angebotenen Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung iiber die
Anderung eines Entgelts, das auf eine (iber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung eines Verbrauchers gerichtet ist, kann
die Bank mit dem Verbraucher nur ausdrtcklich treffen.

Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensvertragen
Bei Verbraucherdarlehensvertragen richten sich die Zinsen und Entgelte nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen
sowie erganzend nach den gesetzlichen Vorschriften.

Besonderheiten bei Zahlungsdienstevertragen mit Verbrauchern

Bei Zahlungsdienstevertragen mit Verbrauchern richten sich die Entgelte nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen
und besonderen Bedingungen. Soweit dort keine Regelung getroffen ist, gelten die Absatze 1 und 4 sowie — fiir die Anderung
jeglicher Entgelte bei Zahlungsdiensterahmenvertragen (z. B. Girovertrag) — Absatz 6.

Nr.18 Ersatz von Aufwendungen

M

Der Ersatz von Aufwendungen der Bank richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

Pflichten und Haftung von Bank und Kunde

Nr.19 Haftung der Bank

()

@)

Haftung fiir Verschulden

Die Bank haftet fir eigenes Verschulden sowie das Verschulden von Personen, derer sie sich zur Erflllung ihrer Verpflichtung
gegenlber dem Kunden bedient, soweit sich nicht aus den folgenden Absatzen, den besonderen Bedingungen oder aus
einzelvertraglichen Regelungen etwas Abweichendes ergibt. Haftet die Bank und ist ein Schaden nicht ausschlieflich von der
Bank verursacht oder verschuldet, so richtet sich die Verpflichtung zum Schadensersatz nach den Grundsatzen des
Mitverschuldens, § 254 Birgerliches Gesetzbuch.

Haftung fiir Dritte

Die Bank darf Auftréage bei Fehlen einer gegenteiligen Weisung ganz oder teilweise auf Dritte zur selbststéandigen Erledigung
Ubertragen, soweit dies unter Berlicksichtigung der Art des Auftrages und der Interessen von Bank und Kunde erforderlich
erscheint. In diesen Fallen beschranken sich die Verpflichtung und Haftung der Bank auf die Weiterleitung des Auftrags
einschlieBlich sorgfaltiger Auswahl und Unterweisung des Dritten.
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Haftung bei héherer Gewalt

Die Bank haftet nicht fir Schaden, die durch Stérung ihres Betriebs (z. B. Bombendrohung, Bankuberfall), insbesondere
infolge von héherer Gewalt (z. B. von Kriegs- und Naturereignissen) sowie infolge von sonstigen, von ihr nicht zu vertretenden
Vorkommnissen (z. B. Streik, Aussperrung, Verkehrsstérung) verursacht sind oder die durch Verfuigungen von hoher Hand des
In- und Auslands eintreten.

Nr.20 Mitwirkungs- und Sorgfaltspflichten des Kunden

(1)

(a)

(b)

(c)

(d)

(e)

®)

(9)

(h)

@)

Grundsatz
Die Bank fiihrt die Auftrage des Kunden mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns aus. Fir den Kunden bestehen
seinerseits besondere Mitwirkungs- und sonstige Sorgfaltspflichten, insbesondere folgende Pflichten:

Mitteilung wesentlicher Angaben und Anderungen

Der Bank sind unverziiglich alle fiir die Geschéftsbeziehung wesentlichen Tatsachen anzuzeigen, insbesondere Anderungen
des Namens, der Anschrift, des Personenstandes, der Verfigungs- oder Verpflichtungsfahigkeit des Kunden (z. B.
EheschlieBung, Eingehung einer Lebenspartnerschaft, Anderung des Giiterstandes) oder der fiir ihn zeichnungsberechtigten
Personen (z. B. nachtraglich eingetretene Geschéftsunfahigkeit eines Vertreters oder Bevollméchtigten) sowie Anderungen
des wirtschaftlich Berechtigten oder der der Bank bekannt gegebenen Vertretungs- oder Verfligungsbefugnisse (z. B.
Vollmachten, Prokura). Die Anzeigepflicht besteht auch dann, wenn die Tatsachen in 6ffentlichen Registern eingetragen und
veroffentlicht werden. Die Namen der fiir den Kunden vertretungs- oder verfligungsbefugten Personen sind der Bank mit
eigenhandigen Unterschriftsproben auf den Vordrucken der Bank bekannt zu geben. Dariiber hinaus kdnnen sich
weitergehende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwaschegesetz ergeben.

Eindeutige Angaben bei Auftrdgen und Weisungen

Auftrage und Weisungen jeder Art missen den Inhalt des Geschafts zweifelsfrei erkennen lassen. Abanderungen und
Bestatigungen mussen als solche gekennzeichnet sein. Bei Zahlungsauftragen hat der Kunde insbesondere auf richtige,
vollstdndige, unmissverstandliche und leserliche Angaben, vor allem der Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN?und BIC?
zu achten.

Sorgfalt bei besonderer Auftragsiibermittlung
Bei telefonischen oder auf anderen technischen Wegen erteilten Auftragen oder Weisungen hat der Kunde dafir zu
sorgen, dass sich keine Ubermittlungsfehler, Missverstandnisse, Missbrauche und Irrtiimer ergeben.

weggefallen

Ausdrucklicher Hinweis bei besonderer Weisung

Besondere Weisungen fiir die Ausfilhrung von Auftrdgen hat der Kunde der Bank gesondert mitzuteilen, bei formularmagig
erteilten Auftragen aulRerhalb des Formulars. Dies gilt insbesondere, wenn Zahlungen auf bestimmte Forderungen der Bank
verrechnet werden sollen.

Hinweis auf Fristen und Termine

Der Kunde hat entsprechend Buchst. €) besonders darauf hinzuweisen, wenn Auftrage innerhalb bestimmter Fristen oder zu
bestimmten Terminen ausgefiihrt sein sollen oder wenn bei nicht ordnungsgemaRer, insbesondere nicht fristgemaler
Ausfiihrung von Auftragen auRergewdhnliche Schaden drohen. Auf die besondere Hinweispflicht bei knappen
Scheckvorlegungsfristen nach Nr. 24 wird verwiesen.

Unverzugliche Reklamation

Einwendungen gegen Rechnungsabschliisse, Lastschriften, Kontoauszlige, Wertpapieraufstellungen oder sonstige
Mitteilungen der Bank sowie Einwendungen gegen die OrdnungsmaRigkeit von der Bank gelieferter Wertpapiere oder
sonstiger Werte missen unverziiglich erhoben werden. Falls Rechnungsabschllisse oder Depotaufstellungen dem Kunden
nicht zugehen, muss er die Bank unverziglich benachrichtigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben
anderer Anzeigen, Mitteilungen oder Sendungen, deren Eingang der Kunde erwarten oder mit deren Eingang er rechnen
muss.

Kontrolle von Bestatigungen der Bank
Soweit Bestatigungen der Bank von Auftragen oder Weisungen des Kunden abweichen, hat er dies unverziglich zu
beanstanden.

Haftung bei Pflichtverletzungen

Schaden und Nachteile aus einer schuldhaften Verletzung von Mitwirkungs- und sonstigen Sorgfaltspflichten gehen zu Lasten
des Kunden. Bei schuldhafter Mitverursachung des Schadens durch die Bank richtet sich die Haftung nach den Grundsatzen
des Mitverschuldens, § 254 Burgerliches Gesetzbuch.

6/11 2007004 01/2024



AGB-Pfandrecht, Nachsicherung, Sicherheitenfreigabe

Nr.21  Pfandrecht, Sicherungsabtretung

(1) Umfang
Der Kunde raumt hiermit der Bank ein Pfandrecht ein an Werten jeder Art, die im bankmaRigen Geschaftsverkehr durch den
Kunden oder durch Dritte fir seine Rechnung in ihren Besitz oder ihre sonstige Verfligungsmacht gelangen. Zu den erfassten
Werten zahlen samtliche Sachen und Rechte jeder Art (Beispiele: Waren, Devisen, Wertpapiere einschlieflich der Zins-,
Renten- und Gewinnanteilscheine, Sammeldepotanteile, Bezugsrechte, Schecks, Wechsel, Konnossemente, Lager- und
Ladescheine). Erfasst werden auch Anspriche des Kunden gegen die Bank (z. B. aus Guthaben). Forderungen des Kunden
gegen Dritte sind an die Bank abgetreten, wenn lber die Forderungen ausgestellte Urkunden im bankmaRigen
Geschaftsverkehr in die Verfigungsmacht der Bank gelangen.

(2) Ausnahmen
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der ausdriicklichen Zweckbestimmung fiir eine bestimmte Verwendung in die
Verfigungsmacht der Bank (z. B. Bareinzahlung zur Einlésung eines Schecks, Wechsels oder Ausfiihrung einer bestimmten
Uberweisung), so erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte. Im Ausland verwahrte Wertpapiere unterliegen
— vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung — nicht dem Pfandrecht. Dasselbe gilt fir die von der Bank selbst ausgegebenen
Genussrechte/ Genussscheine und fiur Anspriiche des Kunden aus nachrangigem Haftkapital (z. B. nachrangig haftende
Inhaberschuldverschreibung).

(3) Gesicherte Anspriiche
Das Pfandrecht sichert alle bestehenden und kunftigen, auch bedingten oder befristeten, auch gesetzlichen Anspriiche der
Bank gegen den Kunden, die sie im Zusammenhang mit der Geschaftsverbindung erwirbt. Anspriiche gegen Kunden aus von
diesen fur Dritte Gbernommenen Burgschaften werden erst ab deren Falligkeit gesichert.

(4) Geltendmachung des Pfandrechts
Die Bank darf die dem AGB-Pfandrecht unterliegenden Werte nur bei einem berechtigten Sicherungsinteresse zurlickhalten.
Ein solches besteht insbesondere unter den Voraussetzungen des Nachsicherungsrechts gemaf Nr. 22.

(5) Verwertung
Die Bank ist zur Verwertung dieser Werte berechtigt, wenn der Kunde seinen Verbindlichkeiten bei Falligkeit und trotz
Mahnung mit angemessener Nachfrist und einer Androhung der Verwertung entsprechend § 1234 Absatz 1 Burgerliches
Gesetzbuch nicht nachkommt. Unter mehreren Sicherheiten hat die Bank die Wahl. Bei der Auswahl und Verwertung wird die
Bank auf die berechtigten Belange des Kunden Rucksicht nehmen. Die Bank hat das Recht, Verwertungserldse, die nicht zur
Befriedigung samtlicher Forderungen ausreichen, nach ihrem billigen Ermessen zu verrechnen. Die Bank wird dem Kunden
erteilte Gutschriften Uber Verwertungserldse so gestalten, dass sie als Rechnungen im Sinne des Umsatzsteuerrechts
anzusehen sind.

7M1 2007004 01/2024



Nr.22 Nachsicherung und Freigabe

(1) Nachsicherungsrecht
Die Bank kann vom Kunden die Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten fiir seine Verbindlichkeiten verlangen, wenn
sich aufgrund nachtraglich eingetretener oder bekannt gewordener Umstande, z. B. aufgrund einer Verschlechterung oder
drohenden Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhaltnisse des Kunden, eines Mithaftenden oder Biirgen oder des Werts
bestehender Sicherheiten, eine Veranderung der Risikolage ergibt.
Bei Verbraucherdarlehensvertragen besteht ein Anspruch auf die Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten nur, soweit die
Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind. Ubersteigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf
Bestellung oder Verstarkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. Marz 2016 abgeschlossenen
Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab dem 21. Marz 2016 abgeschlossenen Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag
im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine abschlieRenden Angaben Uber Sicherheiten enthalten sind.

(2) Freigabe-Verpflichtung
Die Bank ist auf Verlangen zur Freigabe von Sicherheiten nach ihrer Wahl verpflichtet, soweit der realisierbare Wert aller
Sicherheiten den Gesamtbetrag aller Forderungen der Bank nicht nur voriibergehend um mehr als 10 v. H. libersteigt. Diese
Deckungsgrenze erhéht sich um den jeweils aktuellen Umsatzsteuersatz, soweit die Bank im Verwertungsfall mit der
Abfiuihrung der Umsatzsteuer aus Verwertungserldsen belastet ist. Die Bank wird bei der Auswahl der freizugebenden
Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden Riicksicht nehmen.

Einzugspapiere

Nr.23 Inkasso im Einzugsgeschift

(1) Inkasso-Vereinbarung
Schecks, Lastschriften oder sonstige Einzugspapiere werden nur von der Bank zum Einzug (Inkasso) hereingenommen, wenn
die Bank eine gesonderte Inkasso-Vereinbarung abschlieRt.

(2) Riickbelastung
Hat die Bank den Gegenwert von Einzugspapieren schon vor Eingang gutgeschrieben, so kann sie den Gegenwert bei
Nichteinlésung der Papiere riickbelasten, und zwar auch nach einem zwischenzeitlichen Rechnungsabschluss. Das Gleiche
gilt, wenn
- ihr der Gegenwert nicht zugeht oder
- die freie Verfligung Uber den Gegenwert durch Gesetz oder behérdliche Maflnahmen beschrankt ist oder
- die Papiere infolge uniiberwindlicher Hindernisse nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt werden kénnen oder
- der Einzug mit im Zeitpunkt der Hereinnahme nicht bekannten unverhaltnismaRigen Schwierigkeiten verbunden ist
oder
- in dem Land, in dem die Papiere einzulésen sind, ein Moratorium ergangen ist.
Unter den gleichen Voraussetzungen kann die Bank Einzugspapiere auch schon vor Falligkeit zurtickgeben.
Die Rickbelastung ist auch zulassig, wenn die Papiere nicht zuriickgegeben werden kénnen. Ist dies von der Bank zu
vertreten, so tragt sie einen sich hieraus ergebenden Schaden des Kunden.

Nr.24 Vorlegungsfrist, Eilmittel

(1)  Wenn Schecks, die am Bankplatz der Bank zahlbar sind, nicht spatestens am dritten Geschéaftstag, Schecks auf auswartige
Bankplatze nicht spatestens am vierten Geschaftstag vor Ablauf der Vorlegungsfrist (Artikel 29 Scheckgesetz) eingereicht
werden bzw. bei Ubersendung nicht innerhalb dieser Fristen vor Geschaftsschluss bei der Bank eingehen, so hat der Kunde
auf den Ablauf der Vorlegungsfrist und die eventuelle Anwendung von Eilmitteln gesondert hinzuweisen.

Nr.25 Sicherungsrechte im Einzugsgeschéft

(1) Sicherungseigentum
Mit der Einreichung von Schecks und Wechseln zum Einzug ubertragt der Kunde der Bank das Sicherungseigentum an den
Papieren fir den Fall, dass das Einzugspapier nicht eingeldst wird und der Bank aufgrund von Vorausverfigungen des
Kunden im Hinblick auf das Einzugsgeschéaft Anspriiche gegen den Kunden zustehen, und zwar bis zum Ausgleich dieser
Anspriiche. Mit dem Erwerb des Sicherungseigentums gehen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank tber.

(2) Sicherungsabtretung
Werden andere Papiere zum Einzug eingereicht (z. B. Lastschriften, kaufmannische Handelspapiere), so gehen die zugrunde
liegenden Forderungen unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 auf die Bank Uber.
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Auflosung der Geschiftsbeziehung

Nr.26  Kiindigungsrecht

(1)

(2

@)

(4)

Ordentliche Kiindigung

Soweit weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kiindigungsregelung vereinbart sind, konnen der Kunde und bei Vorliegen
eines sachgerechten Grundes auch die Bank die gesamte Geschaftsbeziehung oder einzelne Geschéftszweige jederzeit ohne
Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen.

Kundigt die Bank, so wird sie den berechtigten Belangen des Kunden angemessen Rechnung tragen, insbesondere nicht zur
Unzeit kiindigen.

Fir die Kiundigung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (z.B. Girovertrag oder Kartenvertrag) durch die Bank betragt die
Kundigungsfrist mindestens zwei Monate.

Kiindigung aus wichtigem Grund

Ungeachtet anderweitiger Vereinbarungen kénnen sowohl der Kunde als auch die Bank die gesamte Geschéftsbeziehung
oder einzelne Geschéftszweige jederzeit fristlos kiindigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, aufgrund dessen dem
Kindigenden die Fortsetzung der Geschéaftsbeziehung nicht zugemutet werden kann. Dabei sind die berechtigten Belange des
anderen Vertragspartners zu bericksichtigen.

Fir die Bank ist ein solcher Kiindigungsgrund insbesondere gegeben, wenn aufgrund der nachfolgend beispielhaft
aufgefiihrten Umstande die Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen des Kunden oder die Durchsetzbarkeit der Anspriiche der
Bank - auch unter Verwertung etwaiger Sicherheiten - gefahrdet wird:

(a) wenn eine wesentliche Verschlechterung oder eine erhebliche Gefahrdung der Vermégensverhaltnisse des Kunden
oder in der Werthaltigkeit der fur ein Darlehen gestellten Sicherheiten eintritt, insbesondere wenn der Kunde die
Zahlungen einstellt oder erklart, sie einstellen zu wollen, oder wenn von dem Kunden angenommene Wechsel zu
Protest gehen;

b) wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder zur Verstarkung von Sicherheiten (Nr. 22 Absatz 1) nach
Aufforderung durch die Bank nicht innerhalb angemessener Frist nachkommt;

c) wenn der Kunde unrichtige Angaben uber seine Vermdgensverhaltnisse gemacht hat;

d) wenn gegen den Kunden eine Zwangsvollstreckung eingeleitet wird;

e) wenn sich die Vermdgensverhaltnisse eines Mitverpflichteten oder des personlich haftenden Gesellschafters

wesentlich verschlechtert haben oder erheblich gefahrdet sind, sowie bei Tod oder Wechsel des personlich

haftenden Gesellschafters.
Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem Vertrag, ist die Kiindigung erst nach erfolglosem Ablauf
einer zur Abhilfe bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulassig. Etwas anderes gilt nur, wenn der Kunde die
Leistung ernsthaft und endgliltig verweigert, er die Leistung zu einem im Vertrag bestimmten Termin oder innerhalb einer
bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die Bank den Fortbestand ihres Leistungsinteresses vertraglich an die Rechtzeitigkeit
der Leistung gebunden hat, oder wenn besondere Umstande vorliegen, die unter Abwagung der beiderseitigen Interessen eine
sofortige Kiindigung rechtfertigen.

Kiindigung bei Verbraucherdarlehensvertragen
Soweit das Biirgerliche Gesetzbuch zwingende Sonderregelungen fiir die Kiindigung von Verbraucherdarlehensvertragen
vorsieht, kann die Bank nur nach MalRgabe dieser Regelungen kiindigen.

Rechtsfolgen bei Kiindigung

Mit der Auflésung der gesamten Geschaftsbeziehung oder einzelner Geschaftszweige werden die auf den betroffenen Konten
geschuldeten Betrage sofort fallig. Der Kunde ist auRerdem verpflichtet, die Bank insoweit von allen fiir ihn oder in seinem
Auftrag ibernommenen Verpflichtungen zu befreien.

Die Bank ist berechtigt, die fiir den Kunden oder in seinem Auftrag ibernommenen Verpflichtungen zu kiindigen und sonstige
Verpflichtungen, insbesondere solche in fremder Wahrung, mit Wirkung gegen den Kunden auszugleichen sowie
hereingenommene Wechsel und Schecks sofort zurlickzubelasten; die wechsel- oder scheckrechtlichen Anspriiche gegen den
Kunden und jeden aus dem Papier Verpflichteten auf Zahlung des vollen Betrages der Wechsel und Schecks mit
Nebenforderungen verbleiben der Bank jedoch bis zur Abdeckung eines etwaigen Schuldsaldos.

Nr. 27 Weitergeltung der Allgemeinen Geschaftsbedingungen

()

Auch nach Auflésung der gesamten Geschéftsbeziehung oder einzelner Geschéftszweige gelten fiir die Abwicklung und in
dem Abwicklungsverhaltnis entsprechenden Umfange die Allgemeinen Geschaftsbedingungen weiter.

Nr.28 Schutz der Einlagen durch anerkanntes Einlagensicherungssystem

(1)

Freiwillige Institutssicherung

Die Bank gehort dem institutsbezogenen Sicherungssystem der Deutschen Sparkassen-Finanzgruppe (Sicherungssystem) an.
Primére Zielsetzung des Sicherungssystems ist es, die angehoérenden Institute selbst zu schiitzen und bei diesen drohende
oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten abzuwenden. Auf diese Weise schitzt die Institutssicherung auch die
Einlagen der Kunden. Hierzu zahlen im Wesentlichen Spareinlagen, Sparkassenbriefe, Termineinlagen, Sichteinlagen und
Schuldverschreibungen.
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(2) Gesetzliche Einlagensicherung
Das Sicherungssystem ist als Einlagensicherungssystem nach dem Einlagensicherungsgesetz (EinSiG) amtlich anerkannt.
Sollte entgegen Absatz 1 ausnahmsweise die Institutssicherung nicht greifen, hat der Kunde gegen das Sicherungssystem
einen Anspruch auf Erstattung seiner Einlagen im Sinne des § 2 Absatze 3 bis 5 EinSiG bis zu den Obergrenzen des § 8
EinSiG.
Nicht entschadigungsfahig nach § 6 EinSiG sind unter anderem Einlagen, die im Zusammenhang mit
Geldwaschetransaktionen entstanden sind, sowie Inhaberschuldverschreibungen der Bank und Verbindlichkeiten aus eigenen
Akzepten und Solawechseln.

(3) Informationsbefugnisse
Die Bank ist befugt, dem Sicherungssystem oder einem von ihm Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen
Auskinfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

(4) Forderungsiibergang
Soweit das Sicherungssystem oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen an den Kunden leistet, gehen dessen Forderungen
gegen die Bank in entsprechender Hohe mit allen Nebenrechten Zug um Zug auf das Sicherungssystem Uber.

1Bankarbeitstage sind alle Werktage, auBer Sonnabende und 24. und 31. Dezember 2International Bank Account Number 3 Bank Identifier Code
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Hinweis auf die Madoglichkeit der auBergerichtlichen Streitbeilegung, der sonstigen
Beschwerdemoglichkeit und zivilrechtlichen Klage

Fur die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht fir Verbraucher die Mdglichkeit, sich an die beim Bundesverband
Offentlicher Banken Deutschlands (VOB) eingerichtete Verbraucherschlichtungsstelle zu wenden. Bei Streitigkeiten (ber
Zahlungsdienste und E-Geld kénnen auch Nichtverbraucher (Geschaftskunden) die Schlichtungsstelle beim Bundesverband
Offentlicher Banken Deutschlands (VOB) anrufen.

Die Beschwerde ist in Textform zu richten an:
Bundesverband Offentlicher Banken Deutschlands (VOB)
Verbraucherschlichtungsstelle

Postfach 110272

D-10832 Berlin

E-Mail: ombudsmann@voeb-kbs.de

Internet: www.voeb.de

Naheres regelt die Verfahrensordnung der vorgenannten Schlichtungsstelle, die auf Wunsch zur Verfiigung gestellt wird.
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren vor dieser anerkannten Verbraucherschlichtungsstelle teil.
Ferner besteht die Mdglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

Streitbeilegung bei online abgeschlossenen Vertragen

Zur Beilegung von Streitigkeiten aus online abgeschlossen Vertragen kénnen sich Verbraucher alternativ an die Online-Plattform
unter http://ec.europa.eu/odr wenden.

Information zur Beschwerde iiber Zahlungsdienstleister

Bei behaupteten VerstéRRen gegen

- das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz,

- die §§ 675¢c bis 676¢ des Burgerlichen Gesetzbuchs oder

- Artikel 248 des Einfiihrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuchs

kann dartber hinaus schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift bei der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Beschwerde eingelegt werden. Die Beschwerde zur Bundesanstalt soll unter Angabe des Sachverhaltes und des
Beschwerdegrundes erfolgen.

Die Adressen lauten:

Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Strafle 108
D-53117 Bonn

und

Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
Marie-Curie-Stralle 24-28

D-60439 Frankfurt am Main

In den vorgenannten Fallen kann selbstverstandlich auch Beschwerde bei der LBBW selbst eingelegt werden.
Die LBBW beantwortet diese Beschwerden schriftlich oder auf einem anderen dauerhaften Datentréager.
Ferner besteht die Méglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

Streitbeilegung fir Kunden*innen in der Schweiz (gem. Finanzdienstleistungsgesetz der
Schweiz "FIDLEG")

Bei Streitigkeiten mit der Bank, die den Anforderungen des FIDLEG unterliegen, besteht die Mdglichkeit den ,Verein
Ombudsstelle Finanzdienstleister (OFD)* anzurufen.

Die Beschwerde ist mit Hilfe des online zur Verfligung gestellten Ermachtigungsformulars (Internetportal der OFD) zu richten an:

Verein Ombudsstelle Finanzdienstleister (OFD)
Bleicherweg 10
CH-8002 Zirich

E-Mail: ombudsmann@ofdl.ch
Telefon: +41 44 562 05 25
Internet: www.ofdl.ch
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Kundeninformation
zur Sicherheit angelegter Gelder.

Die Sicherheit Ihrer Geldeinlage.

Die Einlagen der Kunden bei der Landesbank-Baden-

Wiurttemberg sowie der unselbststandigen Anstalt
Baden-Wiurttembergische Bank sind durch das
Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe
geschutzt.

Aufgabe des Sicherungssystems ist es, wirtschaft-

liche Schieflagen bei den angeschlossenen Instituten

abzuwenden, indem der Fortbestand der Mitglieds-
institute geschutzt wird. Priméare Zielsetzung ist
somit der Schutz dieser Institute, insbesondere
die Gewahrleistung ihrer Liquiditdt und Solvenz.

Auf diese Weise sollen jedoch auch der Eintritt
eines Einlagensicherungsfalls vermieden und die
Geschéftsbeziehungen der Kunden geschutzt
werden.

Seit der Grindung des Sicherungssystems in den
1970er Jahren ist es bei keinem Mitgliedsinstitut zu
einer Insolvenz gekommen. In der Sparkassen-
Finanzgruppe hat noch kein Kunde Einlagen oder
darauf fallige Zinsen verloren.

Freiwillige Institutssicherung und
gesetzliche Einlagensicherung.

Neuregelung des Einlagensicherungsgesetzes.
Am 3. Juli 2015 ist in Deutschland das Einlagen-
sicherungsgesetz (EinSiG) in Kraft getreten. Das
Gesetz setzt eine entsprechende EU-Richtlinie um.

Die Sparkassen-Finanzgruppe hat ihr bewahrtes
Sicherungssystem an diesen gesetzlichen Vorgaben
neu ausgerichtet. Es ist als Einlagensicherungs-
system nach § 43 EinSiG amtlich anerkannt.

Stand: Oktober 2021

1. Freiwillige Institutssicherung.

Primére Zielsetzung des Sicherungssystems ist es,

die angehoérenden Institute selbst zu schitzen und
bei diesen ggf. drohende oder bestehende
wirtschaftliche Schwierigkeiten abzuwenden.
Auf diese Weise sollen ein Einlagensicherungsfall
vermieden und die Fortfuhrung der Geschéafts-
beziehungen des betroffenen Instituts zu seinen
Kunden sichergestellt werden.

2. Gesetzliche Einlagensicherung.
Zusatzlich erfillt das Sicherungssystem der

Sparkassen-Finanzgruppe auch die Anforderungen

der gesetzlichen Einlagensicherung:

Sollte die Institutssicherung wider Erwarten nicht
greifen, hat der Kunde gegen das Sicherungs-
system einen Anspruch auf Erstattung seiner
Einlagen bis zu einer Héhe von 100.000 Euro.
MaRgeblich dafiir ist das EinSiG.

Weiterfiihrende Informationen.

Wir sind gesetzlich verpflichtet (§ 23a Abs. 1 Satz 6
des Kreditwesengesetzes), lhnen ein Mal jahrlich
detaillierte Informationen zur Einlagensicherung per
»informationsbogen fiir Einleger* zur Verfligung
zu stellen.

Weitere Hinweise erhalten Sie unter Nr. 28 unserer
Allgemeinen Geschaftsbedingungen oder Gber
www.dsgv.de/sicherungssystem

Dieses Informationsblatt zielt auf eine gute allgemeine Verstandlichkeit. Rechtsverbindliche Auskiinfte zum Sicherungssystem der
Sparkassen-Finanzgruppe erhalten Sie auf www.dsgv.de, dem Internetportal des Deutschen Sparkassen und Giroverbandes e. V.


www.dsgv.de/sicherungssystem
www.dsgv.de

BWF03 B01 MK00 V2016.01

LB=BW BW=BANK

Baden-Wiirttembergische Bank
Unselbststandige Anstalt der
Landesbank Baden-Wirttemberg*

Bedingungen zur Eré6ffnung von Sparkonten
- Version 4.2 -

Fur alle Sparkonten gilt Folgendes:

Die Verzinsung ist in den Geschéftsstellen einsehbar, wenn nicht Gegenteiliges vereinbart ist.

Die Bank ist berechtigt, die Guthabenverzinsung ganz oder zum Teil einzustellen, wenn durch staatliche Bestimmungen die
Einlagen von Gebietsfremden gegeniiber Einlagen von Gebietsansassigen im Geschaftsverkehr unterschiedlich geregelt
werden.

Die Bank ist berechtigt, an jeden Vorleger der Sparurkunde Auszahlungen zu leisten. Fir Sonderleistungen kann die Bank
Preise berechnen, die durch Aushang in den Geschéftsstellen bekanntgemacht werden.

Sofern Lastschrifteinzug vereinbart wird, ist die Bank berechtigt, jeweilige Sparraten bis auf jederzeitigen Widerruf von dem
vereinbarten Girokonto einzuziehen.

Bei vorzeitigen Verfligungen (also Verfligungen ohne vorherige wirksame Kiindigung) von Betragen tber EUR 2.000,00 pro
Kalendermonat wird die Vorschusszinsberechnung wirksam. Dies gilt nicht flr Konten, bei denen eine vorzeitige Verfligung
ausgeschlossen ist bzw. bei Sparkonten mit verlangerter Kiindigungsfrist.

Mein Sparbuch

Mein Sparbuch hat eine Kiindigungsfrist von 3 Monaten. Verfligungen ohne vorherige Kiindigung sind pro Kalendermonat bis
zu EUR 2.000,00 vorschusszinsfrei moglich.

Mein Sparbuch gibt es fur Kinder, Schiler, Bundesfreiwillige und Studenten im Alter von 0 Jahren bis 29 Jahren. Je Kunde
darf ein Mein Sparkonto erdffnet werden.

Das Mein Sparbuch endet spatestens mit dem 30. Geburtstag des Kontoinhabers. Im Anschluss wird es als Sparkonto mit
3monatiger Kiindigungsfrist gefihrt.

Bis zum Eintritt des 18. Geburtstags kénnen die Eltern Mein Sparbuch fur ihre minderjahrigen Kinder erdffnen. Zusatzliche
Einzahlungen sind jederzeit moglich.

Der Kontoinhaber erhalt auf spezielle Ereignisse, die sich wahrend der Vertragslaufzeit ergeben, gesondert vergltete EUR-
Pramien (Geldpramien in EUR). Fir Ereignisse vor Kontoeréffnung erhalt der Kontoinhaber keine Pramien gutgeschrieben.
Der Kontoinhaber hat die Ereignisse gegenuber der Bank zeitnah anzuzeigen. Minderjahrige Kontoinhaber kdnnen dies ohne
Begleitung ihrer gesetzlichen Vertreter machen.

Bei Erbringung des Nachweises erhalt der Kontoinhaber von der Bank einen Aufkleber in ein Pramienheft eingeklebt, das er
gesondert bei Eréffnung des Sparkontos ausgehandigt bekommen hat und zum Einkleben des Aufklebers der Bank vorlegen
muss.

Samtliche wahrend der Vertragslaufzeit angesammelten Geldpramien werden bei Ablésung des Sparkontos bzw. bei
Erreichen des 30. Geburtstags des Kontoinhabers unter Vorlage des Pramienheftes und der Sparurkunde durch den
Kontoinhaber in einer Summe dem Sparkonto gutgeschrieben. Eine Barauszahlung der angesammelten Pramien ist nicht
moglich. Der Anspruch auf das Sparkontoguthaben wird allein durch die ausgestellte Sparurkunde begriindet. Bei
Abhandenkommen des Pramienheftes besteht kein Anspruch auf die angesammelten Pramien.

Beispiele pramienberechtigter Ereignisse kdnnen nachgelesen werden im Internet unter www.bw-bank.de/meinsparbuch oder
Ihr Berater informiert Sie hiertber.

Den besonderen Zinssatz erhalt der Kontoinhaber fiir Guthaben bis zu einem Betrag von EUR 5.000,00.

Ein darliber hinausgehendes Guthaben wird mit dem Zinssatz fur Spareinlagen mit 3monatiger Kiindigungsfrist verzinst. Die
besondere Guthabenverzinsung von Mein Sparbuch sowie die Vergitung kinftiger Pramien auf pramienberechtigte
Ereignisse entfallen ab dem Zeitpunkt:

- Spatestens bei Erreichen des 30. Geburtstag

Ab diesem Zeitpunkt erhalt der Kontoinhaber den Zinssatz fir Spareinlagen mit 3monatiger Kuindigungsfrist vergutet.

Die bis dahin angesammelten Pramien bleiben dem Kontoinhaber erhalten.

*Erkldrungen der Bank im Rahmen der Geschéftsverbindung berechtigen und
verpflichten ausschlie3lich die Landesbank Baden-W/irttemberg



Bedingungen zur
Eroffnung von Festgeldkonten.

Version 3.2

Die Allgemeinen Geschéftsbedingungen und Sonderbedingungen der LBBW gelten fiir die Geschaftsverbindung des Kunden mit der Landesbank Baden-Wiirttemberg und
ihren unselbststandigen Anstalten, der Baden-Wiirttembergischen Bank, der Rheinland-Pfalz Bank sowie der Sachsen Bank. Erklarungen der Baden-Wiirttembergischen
Bank, der Rheinland-Pfalz Bank und der Sachsen Bank im Rahmen der Geschaftsverbindung berechtigen und verpfichten ausschlieBlich die Landesbank Baden-Wiirttemberg.

Festgeldkonto

Uber die Konditionen der heutigen und aller kiinftigen Einlagen erteilt die Bank
jeweils eine schriftliche Bestatigung. Sofern der Bank nicht bis zum Falligkeitstag
eine Verwendungsaufgabe zugeht, werden wir die Anlage zu dem dann jeweils
geltenden Zinssatz um die gleiche Anlagedauer wie die abgelaufene, unter Anzeige
an Sie, verldngern. Die Bank ist berechtigt, die Guthabenverzinsung ganz oder zum
Teil einzustellen, wenn durch staatliche Bestimmungen die Einlagen von Gebiets-
fremden gegeniiber Einlagen von Gebietsansdssigen im Geschéftsverkehr unter-
schiedlich geregelt werden.

Eine vorzeitige Riickzahlung vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit ist fiir beide
Seiten ausgeschlossen. Sofern die Bank ausnahmsweise eine vorzeitige Verfiigung
zuldsst, ist der zuriickgezahlte Betrag fiir die Restlaufzeit als Vorschuss
zu verzinsen. Der Vorschusszinssatz iibersteigt den vereinbarten Habenzinssatz
um mindestens ein Viertel.
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Baden-Wiirttembergische Bank

Unselbststandige Anstalt der
Landesbank Baden-Wurttemberg*

Bedingungen fur die BW-BankCard (Debitkarte)

Fassung: 01. Oktober 2021

Die Allgemeinen Geschéaftsbedingungen (AGB) und die Besonderen Bedingungen der LBBW gelten fir die Geschéftsverbindung des
Kunden mit der Landesbank Baden-Wirttemberg und ihrer unselbststandigen Anstalt, der Baden-Wirttembergischen Bank. Erkldrungen
der Baden-Wirttembergischen Bank im Rahmen der Geschéftsverbindung berechtigen und verpflichten ausschlieBlich die Landesbank

Baden-Wirttemberg.

A. Zahlungsformen

l. Geltungsbereich
Die von der BW-Bank ausgegebene BW-BankCard ist eine
Debitkarte. Der Karteninhaber kann die BW-BankCard
(nachfolgend Debitkarte) in Verbindung mit der personlichen
Geheimzahl (PIN) fur folgende Zahlungsdienste nutzen:
a) Zur Bargeldauszahlung an Geldautomaten der Bank.
b) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein
Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhlt,
an einem Geldautomaten der Bank, sofern der Mobil-
funkanbieter an dem System teilnimmt.

Il. Allgemeine Regeln

1. Ausgabe der Debitkarte
Die Debitkarte wird als physische Karte ausgegeben.

2. Karteninhaber und Vollmacht

Die Debitkarte gilt fir das auf ihr angegebene Konto. Sie kann
nur auf den Namen des Kontoinhabers oder einer Person
ausgestellt werden, der der Kontoinhaber Kontovollmacht erteilt
hat. Wenn der Kontoinhaber die Kontovollmacht widerruft, ist er
daftr verantwortlich, dass die an den Bevollmé&chtigten
ausgegebene Debitkarte an die Bank zurlickgegeben wird. Die
Bank wird die Debitkarte nach Widerruf der Vollimacht fur die
Nutzung an Geldautomaten und Selbstbedienungsterminals
(nachfolgend KontenManager) elektronisch sperren.

3. Finanzielle Nutzungsgrenze

Der Karteninhaber darf Verfiigungen mit seiner Debitkarte nur im
Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher fir das Konto
eingerdaumten Kredits vornehmen. Auch wenn der Karteninhaber
diese Nutzungsgrenze bei seinen Verfligungen nicht einhalt, ist
die Bank berechtigt, den Ersatz der Aufwendungen zu
verlangen, die aus der Nutzung der Debitkarte entstehen. Die
Buchung solcher Verfugungen auf dem Konto fiihrt zu einer
geduldeten Kontolberziehung.

4. Riickgabe der Debitkarte

Die Debitkarte bleibt im Eigentum der Bank. Sie ist nicht
Ubertragbar. Die Debitkarte ist nur fir den angegebenen
Zeitraum guiltig.

Mit Aush&ndigung der neuen, spéatestens aber nach Ablauf der
Glltigkeit der Debitkarte ist die Bank berechtigt, die alte
Debitkarte zurlickzuverlangen. Endet die Berechtigung, die
Karte zu nutzen, vorher (z. B. durch Kindigung der
Kontoverbindung oder des Kartenvertrages), so hat der
Karteninhaber die Debitkarte unverziglich an die Bank
zurlickzugeben.

5. Sperre und Einziehung der Debitkarte

Die Bank darf die Debitkarte sperren und den Einzug

der Debitkarte (z. B. an Geldautomaten) veranlassen,

-wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem
Grund zu kundigen,

- wenn sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit
der Debitkarte dies rechtfertigen oder

- wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder
betriigerischen Verwendung der Debitkarte besteht.

Daruber wird die Bank den Karteninhaber unter Angabe der

hierfir mafigeblichen Griinde mdglichst vor, spatestens jedoch

unverziglich nach der Sperre unterrichten. Die Bank wird die

Debitkarte entsperren oder diese durch eine neue Debitkarte

ersetzen, wenn die Griinde fiir die Sperre nicht mehr gegeben

sind. Auch hierliber unterrichtet sie den Karteninhaber

unverziglich.

Befindet sich auf der Debitkarte fiir das Online-Banking ein TAN-

Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der

Debitkarte auch eine Sperre der Funktion fiir das Online-

Banking zur Folge.

6. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
6.1 Unterschrift

Sofern die Debitkarte ein Unterschriftsfeld vorsieht, hat der
Karteninhaber die Debitkarte nach Erhalt unverziglich auf dem
Unterschriftsfeld zu unterschreiben.

6.2 Sorgfiltige Aufbewahrung und Sicherung der Debitkarte
Die Debitkarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu
verhindern, dass sie abhanden kommt oder missbréauchlich
verwendet wird. Sie darf insbesondere nicht unbeaufsichtigt im
Kraftfahrzeug aufbewahrt werden, da sie missbrduchlich
eingesetzt werden kann.

6.3 Geheimhaltung der persénlichen Geheimzahl (PIN)

Der Karteninhaber hat dafiir Sorge zu tragen, dass keine andere
Person Kenntnis von der persénlichen Geheimzahl (PIN)
erlangt. Die PIN darf insbesondere nicht auf der Debitkarte
vermerkt oder in anderer Weise zusammen mit dieser
aufbewahrt werden. Denn jede Person, die die PIN kennt und in
den Besitz der Debitkarte kommt, hat die Md&glichkeit, zulasten
des auf der Debitkarte angegebenen Kontos Verfiigungen zu
tatigen (z. B. Geld an Geldautomaten abzuheben).

6.4 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten

(1) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner
Debitkarte, die missbrauchliche Verwendung oder eine sonstige
nicht autorisierte Nutzung von Debitkarte oder PIN fest, so ist die
Bank unverzlglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). Die
Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit gegenliber
dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116) abgeben.

*Erkldrungen der Bank im Rahmen der Geschéftsverbindung berechtigen und
verpflichten ausschliel3lich die Landesbank Baden-Wiirttemberg

Landesbank Baden-Wurttemberg  HRA 12704

Anstalt des &ffentlichen Rechts Amtsgericht Stuttgart
Hauptsitze: HRA 4356, HRA 104 440
Stuttgart, Karlsruhe, Amtsgericht Mannheim
Mannheim, Mainz HRA 40687

01/21 Amtsgericht Mainz

Bankleitzahl 600 501 01 Vorstand:
BIC/SWIFT-Code SOLADEST600
USt-IdNr. DE 147 800 343
kontakt@LBBW.de
www.LBBW.de

Rainer Neske (Vorsitzender),

Anastasios Agathagelidis, Karl Manfred Lochner,
Stefanie Miinz, Dr. Christian Ricken,

Thorsten Schénenberger
Generalbevollméchtigter: Andreas Gétz
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In diesem Fall ist eine Kartensperre nur mdglich, wenn der
Name der Bank — mdglichst mit Bankleitzahl — und die
Kontonummer oder International Bank Account Number (IBAN)
angegeben werden. Der Zentrale Sperrannahmedienst sperrt die
fur das betreffende Konto ausgegebene physische Debitkarte fiir
die weitere Nutzung an Geldautomaten und am KontenManager.
Zur Beschrankung der Sperre auf die abhandengekommene
Debitkarte muss sich der Karteninhaber mit seiner Bank,
maoglichst mit der kontofiihrenden Stelle, in Verbindung setzen.
Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch
unverziglich bei der Polizei anzuzeigen.

(2) Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere
Person unberechtigt in den Besitz seiner Debitkarte gelangt ist,
eine missbréduchliche Verwendung oder eine sonstige nicht
autorisierte Nutzung von Debitkarte oder PIN vorliegt, muss er
ebenfalls unverziglich eine Sperranzeige abgeben.

(3) Befindet sich auf der Debitkarte fur das Online-Banking ein
TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der
Debitkarte auch eine Sperre der Funktion fir das Online-
Banking zur Folge.

(4) Der Kontoinhaber hat die Bank unverziglich nach
Feststellung einer nicht autorisierten oder fehlerhaft
ausgefihrten Kartenverfigung zu unterrichten.

7. Autorisierung von Kartenzahlungen durch den
Karteninhaber

Mit dem Einsatz der Debitkarte durch Einfihren der Karte in das
Terminal  erteilt der Karteninhaber die  Zustimmung
(Autorisierung) zur Ausfihrung der Kartenzahlung. Soweit dafir
zusatzlich die Eingabe der PIN erforderlich ist, wird die
Zustimmung erst mit deren Einsatz erteilt. In dieser Autorisierung
ist zugleich die ausdruckliche Zustimmung enthalten, dass die
Bank die fur die Ausfilhrung der Kartenzahlung notwendigen
personenbezogenen Daten des Karteninhabers verarbeitet,
Ubermittelt und speichert.

Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die
Kartenzahlung nicht mehr widerrufen.

8. Sperrung eines verfiigbaren Geldbetrags
Die Bank ist berechtigt, auf dem Zahlungskonto des
Kontoinhabers  einen  im  Rahmen der finanziellen
Nutzungsgrenze (A.Il.3) verfigbaren Geldbetrag zu sperren,
wenn
- der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfénger ausgelést
worden ist und
- der Karteninhaber auch der genauen Héhe des zu
sperrenden Geldbetrags zugestimmt hat.
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet sonstiger
gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzuglich frei,
nachdem ihr der genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist.

9. Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Bank

Die Bank ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn

- der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht
geman Abschnitt A.Il.7 erteilt hat,

- der fur die Kartenzahlung vereinbarte Verfligungsrahmen
oder die finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder

- die Debitkarte gesperrt ist.

Hierliber wird der Karteninhaber tber das Terminal, an dem die

Debitkarte eingesetzt wird, unterrichtet.

10. Entgelte und deren Anderung

(1) Die vom Kontoinhaber gegentiber der Bank geschuldeten
Entgelte ergeben sich aus dem »Preis- und
Leistungsverzeichnis« der Bank.

(2) Fur den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen,
missbréuchlich verwendeten oder sonst nicht autorisiert
genutzten Debitkarte ist die Bank berechtigt, im Rahmen des
§ 6751 Absatz 1 des Birgerlichen Gesetzbuches dem
Kontoinhaber das im Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank
ausgewiesene Entgelt zu berechnen, sofern der Karteninhaber
die Umsténde, die zum Ersatz der Debitkarte gefiihrt haben, zu
vertreten hat und die Bank nicht zur Ausstellung einer

Ersatzkarte verpflichtet ist. Ob darliber hinaus Entgelte fir den
Ersatz einer Debitkarte in anderen Féllen durch lhre Bank
erhoben  werden, kénnen  Sie  dem Preis-  und
Leistungsverzeichnis lhrer Bank entnehmen.

(3) Anderungen dieser Entgelte werden dem Karteninhaber
spatestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres
Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber
mit der Bank im Rahmen der Geschéaftsbeziehung einen
elektronischen Kommunikationsweg (z. B. das Elektronische
Postfach) vereinbart, kénnen die Anderungen auch auf diesem
Wege angeboten werden. Die von der Bank angebotenen
Anderungen werden nur wirksam, wenn der Karteninhaber diese
annimmt. Eine Vereinbarung tber die Anderung eines Entgelts,
das auf eine Uber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des
Karteninhabers gerichtet ist, kann die Bank mit dem
Karteninhaber nur ausdriicklich treffen. Die Anderung von
Entgelten fir den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag)
richtet sich nach Nummer 17 Abs. 6 AGB. Bei Entgelten und
deren Anderung fiir Karteninhaber, die nicht Verbraucher sind
verbleibt es bei der Regelung in Nummer 17 Absatz 2 AGB.

1. Information des Kontoinhabers tiber die
Kartenverfiigung

Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal
monatlich Gber die mit der Debitkarte getéatigten Verfuigungen auf
dem fur Kontoinformationen  vereinbarten Weg. Mit
Kontoinhabern, die nicht Verbraucher sind, kann die Art und
Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert
vereinbart werden.

12. Erstattungs-, Berichtigungs- und
Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers
12.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfiigung
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfigung, z. B. im
Rahmen der
- Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
- Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines
Prepaid-Mobilfunk-Kontos,
hat die Bank gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf
Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Bank ist verpflichtet, dem
Kontoinhaber den Betrag ungekirzt zu erstatten. Wurde der
Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf
den Stand, auf dem es sich ohne die nicht autorisierte
Kartenverfigung befunden hatte. Diese Verpflichtung ist
unverziglich spéatestens bis zum Ende des Geschéftstags
gemal Preis- und Leistungsverzeichnis zu erfillen, der auf den
Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die
Kartenverfigung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere
Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer
zustandigen Behorde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass
ein betrugerisches Verhalten des Karteninhabers vorliegt,
schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 3
unverziglich zu prifen und zu erfillen, wenn sich der
Betrugsverdacht nicht bestétigt.

12.2 Anspriiche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter
Ausfiihrung einer autorisierten Kartenverfiigung
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfihrung
einer autorisierten Kartenverfiigung, z. B. im Rahmen der
- Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
- Verwendung der Debitkarte zum Aufladen

eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos,
kann der Kontoinhaber von der Bank die unverzlgliche und
ungekurzte Erstattung des Verfligungsbetrages insoweit
verlangen, als die Kartenverfiigung nicht erfolgte oder fehlerhaft
war. Wurde der Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank
dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht
erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfiigung befunden hatte.
(2) Der Kontoinhaber kann tber den Absatz 1 hinaus von der
Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen,
als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder
fehlerhaften Ausfihrung der autorisierten Kartenverfiigung in
Rechnung gestellt oder seinem Konto belastet wurden.
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(3) Wurde eine autorisierte Kartenverfiigung nicht oder fehlerhaft
ausgefuhrt, wird die Bank die Kartenverfiigung auf Verlangen
des Karteninhabers nachvollziehen und ihn Uber das Ergebnis
unterrichten.

12.3 Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfiigung oder im Falle
einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfilhrung einer
autorisierten Kartenverfigung kann der Kontoinhaber von der
Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummern A.I11.12.1
oder 12.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die
Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat
hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle
zur Last fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn,
dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten
Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es
sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher,
beschrankt sich die Haftung der Bank fiir das Verschulden einer
an der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf
die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle.
Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur
Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den
Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank
und Karteninhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung
nach diesem Absatz ist auf 12.500,00 EUR je Kartenverfiigung
begrenzt. Diese betragsmafige Haftungsbeschrankung gilt nicht
- fur nicht autorisierte Kartenverfiigungen,
- bei Vorsatz oder grober Fahrléssigkeit der Bank,
- fir Gefahren, die die Bank besonders (ibernommen hat, und
- fir den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden,

soweit der Kontoinhaber Verbraucher ist.

12.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss
(1) Anspriche gegen die Bank nach Nummern A.I1.12.1 bis 12.3
sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Bank nicht
spatestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit der
Kartenverfliigung darlber unterrichtet hat, dass es sich um eine
nicht autorisierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfiigung
handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die
Bank den Kontoinhaber Uber die aus der Kartenverfiigung
resultierende  Belastungsbuchung entsprechend dem fir
Kontoinformationen vereinbarten Weg spéatestens innerhalb
eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat;
anderenfalls ist fur den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung
mafgeblich. Haftungsanspriiche nach Nummer A.l.12.3 kann
der Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend
machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser
Frist verhindert war.
(2) Anspriche des Kontoinhabers gegen die Bank sind
ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begrindenden
Umsténde
- auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis
beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr
nicht hatten vermieden werden kénnen, oder
- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung
herbeigefiihrt wurden.

13. Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte

Kartenverfiigungen

13.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige

(1) Verliert der Karteninhaber seine Debitkarte oder PIN, werden

sie ihm gestohlen, kommen sie sonst abhanden oder werden

diese sonst missbrauchlich verwendet und kommt es dadurch zu

nicht autorisierten Kartenverfiigungen im Rahmen der

- Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,

- Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines
Prepaid-Mobilfunk-Kontos,

haftet der Kontoinhaber fiir Schaden, die bis zum Zeitpunkt der

Sperranzeige verursacht werden, in Ho6he von maximal

50,00 EUR. Die Haftung nach Absatz6 fir Vorsatz und

Fahrlassigkeit sowie fur Handeln in betriigerischer Absicht bleibt

unberihrt.

(2) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn
- es dem Karteninhaber nicht méglich gewesen ist, den Verlust,
den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige
missbrauchliche Verwendung der Debitkarte oder der PIN vor
der nicht autorisierten Kartenverfligung zu bemerken, oder
- der Verlust der Debitkarte durch einen Angestellten, einen
Agenten, eine Zweigstelle der Bank oder eine sonstige Stelle,
an die Tatigkeiten der Bank ausgelagert wurden, verursacht
worden ist.
Die Haftung nach Absatz 6 fir Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit
sowie fir Handeln in betriigerischer Absicht bleibt unberihrt.
(3) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen
Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Debitkarte auRerhalb
des Européischen Wirtschaftsraums, trégt der Kontoinhaber den
aufgrund nicht autorisierter Kartenverfigungen entstehenden
Schaden nach Absatz 1 auch Uber einen Betrag von maximal
50,00 EUR hinaus, wenn der Karteninhaber die ihm nach diesen
Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlassig verletzt hat. Hat
die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung
des Schadens beigetragen, haftet die Bank fiur den
entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden
Mitverschuldens.
(4) Die Bank verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den
Kontoinhaber in Héhe von maximal 50,00 EUR gemafR
vorstehendem Absatz 1 und Gbernimmt alle Schaden, die durch
nicht autorisierte Zahlungsvorgdnge bis zum Eingang der
Sperranzeige entstanden sind, wenn der Karteninhaber seine
ihm gemaR Abschnitt A. Il. Nummer 6 obliegenden Sorgfalts-
und Mitwirkungspflichten nicht in betrigerischer Absicht,
vorsatzlich oder grob fahrldssig verletzt hat. Eine Ubernahme
des vom Kontoinhaber zu tragenden Schadens durch die Bank
erfolgt nur, wenn der Kontoinhaber die Voraussetzungen der
Haftungsentlastung glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei
erstattet.
(5) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach
den Absatzen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Karteninhaber die
Sperranzeige nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die
Méglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt
hatte und der Schaden dadurch eingetreten ist.
(6) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten
Kartenverfigungen und hat der Karteninhaber seine
Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen vorsatzlich oder
grob fahrlassig verletzt oder in betriigerischer Absicht gehandelt,
trégt der Kontoinhaber den hierdurch entstandenen Schaden in
vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Karteninhabers kann
insbesondere dann vorliegen, wenn er
- den Verlust, Diebstahl oder die missbrauchliche Verfiigung der
Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft
nicht unverziglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis
erlangt hat,
- die personliche Geheimzahl auf der Debitkarte vermerkt oder
zusammen mit der Debitkarte verwahrt hat,
- die personliche Geheimzahl einer anderen Person mitgeteilt
hat und der Missbrauch dadurch verursacht worden ist.
Die Haftung fir Schaden, die innerhalb des Zeitraums, fir den
der Verfugungsrahmen gilt, verursacht werden, beschrankt sich
jeweils auf den fur die Debitkarte geltenden Verfligungsrahmen.
(7) Hat die Bank beim Einsatz der Debitkarte eine starke
Kundenauthentifizierung im Sinne des § 1 Abs. 24
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt oder hat
der Zahlungsempfénger oder sein Zahlungsdienstleister diese
nicht akzeptiert, obwohl die Bank nach § 55 ZAG gesetzlich zur
starken Kundenauthentifizierung verpflichtet ist, bestimmt sich
die Haftung des Karteninhabers und der Bank abweichend von
den Absatzen 1 bis 6 nach den Bestimmungen in § 675v
Absatz 4 des Biirgerlichen Gesetzbuches.

13.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige

Sobald der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der
Verlust oder Diebstahl der Debitkarte, die missbréuchliche
Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von
Debitkarte oder PIN angezeigt wurde, Ubernimmt die Bank alle
danach durch Verfigungen, z. B. im Rahmen der
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- Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,

- Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines
Prepaid-Mobilfunk-Kontos

entstehenden Schaden. Handelt der Karteninhaber in

betrligerischer Absicht, trégt der Kontoinhaber auch die nach der

Sperranzeige entstehenden Schaden.

14. Fehleingabe der Geheimzahl

Die Debitkarte kann an Geldautomaten nicht mehr eingesetzt
werden, wenn die persoénliche Geheimzahl dreimal
hintereinander falsch eingegeben wurde. Der Karteninhaber
sollte sich in diesem Fall mit seiner Bank, méglichst mit der
kontofiihrenden Stelle, in Verbindung setzen.

lll. Besondere Regeln fiir einzelne Nutzungsarten

1. Geldautomaten-Service der Bank

1.1 Verfiigungsrahmen der Debitkarte

Verfugungen an Geldautomaten der Bank sind fur den
Karteninhaber nur im Rahmen des fiir die Debitkarte geltenden
Verfugungsrahmens mdglich. Bei jeder Nutzung der Debitkarte
an Geldautomaten wird geprift, ob der Verfligungsrahmen der
Debitkarte durch  vorangegangene Verfigungen bereits
ausgeschopft ist. Verfugungen, mit denen der
Verfugungsrahmen der Debitkarte Uberschritten wirde, werden
unabhéangig vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher
zum Konto eingerdumten Kredit abgewiesen. Der Karteninhaber
darf den Verfugungsrahmen der Debitkarte nur im Rahmen des
Kontoguthabens oder eines vorher fiir das Konto eingerdumten
Kredits in Anspruch nehmen. Der Kontoinhaber kann mit der
kontofilhrenden Stelle eine Anderung des Verfiilgungsrahmens
der Debitkarte und fiir alle zu seinem Konto ausgegebenen
Debitkarten vereinbaren. Ein Bevollméchtigter, der eine
Debitkarte erhalten hat, kann nur eine Herabsetzung fiir diese
Debitkarte vereinbaren.

1.2 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A.Il. Nummer 14.

2. Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten

2.1 Servicebeschreibung

Unter Verwendung seiner Debitkarte und der persénlichen
Geheimzahl (PIN) kann der Karteninhaber ein Prepaid-
Mobilfunk-Konto ~ eines  Mobilfunkanbieters,  auf  dem
vorausbezahlte Telefonwerteinheiten verbucht werden, an
Geldautomaten der Bank innerhalb des ihm von seiner Bank
eingerdumten Verfligungsrahmens (Abschnitt A. 1ll. Nummer
1.1) zulasten des auf der Debitkarte angegebenen Kontos
aufladen. Voraussetzung ist, dass der vom Karteninhaber
gewahlte Geldautomat Uber eine entsprechende Ladefunktion
verfigt und der Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-
Konto fiihrt, das aufgeladen werden soll, an dem System
teilnimmt. Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos hat der
Karteninhaber am Display des Geldautomaten den MenUpunkt
zum Aufladen des Prepaid-Mobilfunk-Kontos zu wéhlen, die
Mobilfunk-Telefonnummer (»Handy-Nummer«) einzugeben und
einen angezeigten Aufladebetrag zu wahlen. Nach Autorisierung
der Ladetransaktionen durch die Bank wird das Prepaid-
Mobilfunk-Konto beim Mobilfunkanbieter aufgeladen. Mit diesem
Verfahren kann der Karteninhaber sowohl sein eigenes Prepaid-
Mobilfunk-Konto als auch das eines Dritten aufladen. Wird die
Aufladung von der Bank, etwa wegen fehlender Kontodeckung,
nicht autorisiert, wird am Display ein ablehnender Hinweis
angezeigt.

2.2 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A. Il. Nummer 14.

2.3 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank ist vertraglich verpflichtet, Ladebetrage fir ein Prepaid-
Mobilfunk-Konto, die unter Verwendung der an den
Karteninhaber ausgegebenen Debitkarte autorisiert worden sind,
zu bezahlen. Die Zahlungspflicht beschrénkt sich auf den jeweils

autorisierten Betrag. Einwendungen und sonstige
Beanstandungen des Karteninhabers aus dem
Vertragsverhaltnis zu dem Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-
Mobilfunk-Konto fuihrt, sind unmittelbar gegeniber diesem
Unternehmen geltend zu machen.

B. Von der Bank angebotene andere Serviceleistungen

1. Serviceumfang KontenManager

Der Karteninhaber kann unter Berlcksichtigung der
nachfolgenden Ziffern unter Verwendung seiner Debitkarte an
KontenManagern  (Selbstbedienungsterminals) der Bank
folgende Funktionen ausfiihren: Giro- und Sparkontoauszug
erstellen, Kontostdnde und Kontenibersicht abfragen SEPA-
Lastschriften zuriickgeben, Dauerauftrédge einrichten, &ndern
und l6schen, Duplikatsauszug bzw. -auszige erstellen sowie
Uberweisungen fir das in der Debitkarte angegebene Konto
sowie ggf. fur zusatzlich definierte Konten durchfiihren.
Karteninhabern, die gleichzeitig Kontoinhaber des in der
Debitkarte angegebenen Kontos sind, steht unter Verwendung
ihrer Debitkarte am KontenManager der Bank zusétzlich die
Funktion Umbuchung zur Verfligung.

2. Kontoausziige und Kontoinformationen

2.1 Serviceumfang

Der KontenManager oder Kontoauszugsdrucker ermdglicht dem
Karteninhaber, Kontoausziige sowie Duplikatskontoausziige
einschliellich der darin enthaltenen Rechnungsabschlisse fir
das in der Debitkarte angegebene Konto sowie ggf. fir
zusatzlich definierte Konten, auf die der Karteninhaber Zugriff
hat, ausschlieRlich unter Verwendung der Debitkarte (ohne
personliche Geheimzahl) ausdrucken zu lassen. Wahlweise ist
es dem Kontoinhaber im Rahmen des Online-Bankings auch
méglich, Kontoausziige einschliellich der darin enthaltenen
Rechnungsabschlisse fiur das jeweilige Konto elektronisch
abzurufen.

2.2 Bereithaltung von Belegen

Anlagen zu den Kontoauszigen, soweit sie am KontenManager
oder Kontenauszugsdrucker nicht mit ausgedruckt bzw. im
Online-Banking nicht elektronisch Ubermittelt werden kénnen,
werden dem Kontoinhaber auf gesonderte Anforderung bei der
kontofihrenden Stelle zur Verfliigung gestellt. Die Bank ist
berechtigt, dem Kontoinhaber die Anlagen ohne Anforderung
gegen Portoersatz zuzusenden.

2.3 Haftung der Bank

Kontoausziige werden im Rahmen der im Zeitpunkt der Abfrage
bestehenden  technischen  Md&glichkeiten  erstellt.  Die
Kontoausziige beinhalten die Kontobewegungen, die bis zum
Abruf  verbucht und fur den KontenManager oder
Kontenauszugsdrucker bzw. den elektronischen Abruf im Online-
Banking bereitgestellt sind. Bei Funktionsstérungen haftet die
Bank im Rahmen ihres Verschuldens.

2.4 Zusendung von Ausziigen

Ohne gesonderte Anforderung des Kontoinhabers kann ein
Kontoauszug erstellt und dem Kontoinhaber gegen Portoersatz
zugesandt werden, wenn ein Kontoauszug innerhalb von
35 Tagen nicht am KontenManager oder Kontenauszugsdrucker
bzw. elektronisch im Online-Banking abgerufen wurde.
Kontoinhaber und Bank koénnen eine andere Abruffrist
vereinbaren.

2.5 Zugangssperre

Ist die Karte gesperrt, so wird sie vom KontenManager oder
Kontenauszugsdrucker abgelehnt bzw. eingezogen. Die Sperre
richtet sich nach Abschnitt A.ll. Nummer 4. Die Sperre der
Funktion fur das Online-Banking richtet sich nach den gesondert
vereinbarten »Bedingungen fir das Online-Banking«.

2.6 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Far den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und
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Mitwirkungspflichten unter Abschnitt A.ll. Nummern 6.1 bis 6.4.
Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur
Entstehung eines Schadens im Rahmen dieser Servicefunktion
der Debitkarte beigetragen, so bestimmt sich nach den
Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang die Bank
und Kontoinhaber den jeweiligen Schaden tragen.

2.7 Widerruf der Bank

Die Bank kann die Berechtigung des Karteninhabers zur
Benutzung des KontenManagers oder Kontenauszugsdruckers
bei Vorliegen eines sachlichen Grundes schriftlich widerrufen.
Gleiches gilt fur den  elektronischen  Abruf  der
Kontoinformationen im Online-Banking.

3. Uberweisungsverkehr am KontenManager

3.1 Serviceumfang/Verfiigungsrahmen

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Debitkarte
und der personlichen Geheimzahl (PIN) am KontenManager der
Bank Uberweisungen bis maximal 10.000,00 EUR pro
Transaktion und bis maximal 20.000,00 EUR pro Tag eingeben,
soweit zwischen Kontoinhaber und Bank nicht ein anderer
Verfigungsrahmen vereinbart worden ist.

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Debitkarte
und der personlichen Geheimzahl (PIN) am KontenManager der
Bank Dauerauftrdge bis maximal 2.500,00 EUR pro Tag
eingeben, soweit zwischen Kontoinhaber und Bank nicht ein
anderer Verfigungsrahmen vereinbart worden ist.

3.2 Ausfiihrung der Uberweisung
Fur die Ausfiihrung der Uberweisung gelten die gesondert
vereinbarten »Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr«.

3.3 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Fir den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und
Mitwirkungspflichten in Abschnitt A. Il. Nummern 6.1 bis 6.4.

3.4 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des
Kontoinhabers
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A. Il. Nummer 12.

3.5 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Verfiigungen

Die Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Verfuigungen am KontenManager richtet sich nach den
Regelungen unter Abschnitt A. 1l. Nummer 13. Abweichend von
Abschnitt A. Il. Nummer 13.1 Absatz 6 ist die Haftung des
Kontoinhabers auf den fiir den Uberweisungsverkehr geltenden
Verfugungsrahmen (Abschnitt B. Nummer 3.1.) beschrankt.

3.6 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A. Il. Nummer 14.

4. SB-Sparverkehr

4.1 Serviceumfang

Der Inhaber eines Sparkontos kann unter Verwendung der
Debitkarte und der personlichen Geheimzahl (PIN) an
Geldautomaten und KontenManagern der Bank Uber
Sparkonten, die durch besondere Vereinbarung des
Kontoinhabers mit der Bank fir diese Verwendungsart
freigegeben sind, Verfigungen in Selbstbedienung treffen (SB-
Sparverkehr). Die Freigabe zum SB-Sparverkehr erfolgt fur den
Inhaber des Sparkontos. Inwieweit Bevollmachtigte den SB-
Sparverkehr nutzen kénnen, richtet sich nach den zwischen der
Bank und dem  Kontoinhaber  hierfir  getroffenen
Vereinbarungen. Im SB-Sparverkehr koénnen Nachtrdge im
Sparbuch dokumentiert sowie Einzahlungen durch Umbuchung
vom Girokonto bei der Bank auf das Sparkonto oder in bar
vorgenommen werden, sofern hierfiir geeignete Geldautomaten
von der Bank zur Verfugung gestellt sind. Ferner sind
Auszahlungen vom Sparkonto durch Umbuchung auf das
Girokonto bzw. ein anderes Konto des Kontoinhabers bei der
Bank oder in bar am Geldautomaten mdglich.

4.2 Verfiigungsrahmen

Der Verfigungsrahmen ist bei Auszahlungen im SB-Sparverkehr
auf einen Betrag von 2.000,00 EUR pro Kalendermonat
beschrankt. Fur Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs kann
der SB-Sparverkehr nicht genutzt werden.

4.3 Vornahme von SB-Verfiigungen/Bedienung des
Terminals

Der Zugang zum SB-Sparkonto wird uber die Debitkarte und
Eingabe der personlichen Geheimzahl (PIN) bewirkt. Nach
Auswahl eines zum SB-Sparverkehr freigegebenen Kontos
mittels Display oder Bildschirm des Terminals wird der aktuelle
Kontosaldo angezeigt. Im Anschluss kann die vorgesehene
Transaktion ausgefiihrt werden.

Bei SB-Sparverkehr mit Loseblatt-Sparbuch werden die Daten
der erfolgten Transaktion automatisch zum  Ausdruck
bereitgestellt. Sie kénnen durch Wahl der Druckfunktion am
selben Gerat oder an einem anderen, hierfiir von der Bank zur
Verfligung gestellten Gerat vom Karteninhaber mittels Debitkarte
und entsprechender Funktionswahl als neues Kontoblatt
ausgedruckt werden. Der Karteninhaber wird auf die Méglichkeit,
den Ausdruck erstellen zu lassen, bei der Transaktion im
Bildschirm/Display hingewiesen. Das neue Kontoblatt ist vom
Kontoinhaber bzw. Karteninhaber im Loseblatt-Sparbuch
abzuheften. Der Ausdruck wird im Rahmen der im Zeitpunkt der
Abfrage bestehenden technischen Médglichkeiten erstellt. Bei
Funktionsstérungen haftet die Bank im Rahmen ihres
Verschuldens. Wird vom Karteninhaber kein Ausdruck
angefordert oder kann dieser aus technischen Griinden zum
Zeitpunkt der Abfrage nicht erstellt werden und ist die
Speicherkapazitat des Gerats, z. B. durch
Dauerauftragsbuchungen oder Zinsbuchungen, erschopft, wird
die Bank bei Loseblatt-Sparblchern ein Kontoblatt erstellen und
dem Kontoinhaber zusenden. Unstimmigkeiten im Rahmen des
Verfahrensablaufs oder im Zusammenhang mit dem
Kontoausdruck sind der Bank unverzuglich anzuzeigen.

4.4 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Far den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und
Mitwirkungspflichten in Abschnitt A.Il. Nummern 6.1 bis 6.4.

4.5 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des
Kontoinhabers
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A.ll. Nummer 12.

4.6 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Verfiigungen

Die Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Verfigungen im SB-Sparverkehr richtet sich nach den
Regelungen unter Abschnitt A.Il. Nummer 13. Abweichend von
Abschnitt A.ll. Nummer 13.1 Absatz 6 ist die Haftung des
Kontoinhabers auf den fir den SB-Sparverkehr geltenden
Verfligungsrahmen (Abschnitt B. Nummer 4.2) beschrankt.

4.7 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A.ll. Nummer 14.

4.8 Geltung der »Bedingungen fiir den Sparverkehr«
Ergédnzend finden die »Bedingungen fir den Sparverkehr« in
dem Umfang Anwendung, der fir den SB-Sparverkehr dort
festgelegt ist.

4.9 Nutzung des Sparkontos zu Kassentransaktionen

Der Kontoinhaber bzw. Karteninhaber kann das zum SB-
Sparverkehr geeignete Sparkonto weiterhin zur Vornahme von
Transaktionen an der Barkasse nutzen. In diesen Fallen gelten
die »Bedingungen fir den Sparverkehr«. Die vorstehenden
Regelungen zur Teilnahme am SB-Sparverkehr finden insoweit
keine Anwendung.

5. SEPA-Lastschriftriickgabe

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Debitkarte
und der persénlichen Geheimzahl (PIN) am KontenManager der
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Bank Lastschriften im Single Euro Payment Area (SEPA-
Zahlungsverkehr) zuriickgeben. Es gelten die »Bedingungen fiir
Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Basis-
Lastschriftverfahren«.

6. Dauerauftrag

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Debitkarte
und der personlichen Geheimzahl (PIN) am KontenManager der
Bank Dauerauftrage einrichten, dndern und I6schen. Es gelten
erganzend die »Bedingungen fir den Uberweisungsverkehre.

7. Duplikatsauszug

Der Karteninhaber kann sich unter Verwendung seiner
Debitkarte ohne die persénliche Geheimzahl (PIN) am
KontenManager der Bank einen Duplikatsauszug erstellen. Die
gegeniber der Bank geschuldete Hohe des Entgeltes ergibt sich
aus dem »Preis- und Leistungsverzeichnis« der Bank.

C. AuBergerichtliche Streitschlichtung und
Beschwerdemaoglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der
Karteninhaber an die im »Preis- und Leistungsverzeichnis«
ndher bezeichneten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen
wenden.
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Baden-Wiirttembergische Bank
Unselbststandige Anstalt der
Landesbank Baden-Wurttemberg*

Bedingungen fur die BW-BankCard plus (Debitkarte)

Fassung: 01. Oktober 2021

Die Allgemeinen Geschéaftsbedingungen (AGB) und die Besonderen Bedingungen der LBBW gelten fir die Geschéftsverbindung des
Kunden mit der Landesbank Baden-Wirttemberg und ihrer unselbststandigen Anstalt, der Baden-Wirttembergischen Bank. Erkldrungen
der Baden-Wirttembergischen Bank im Rahmen der Geschéftsverbindung berechtigen und verpflichten ausschlieBlich die Landesbank

Baden-Wirttemberg.

A. Garantierte Zahlungsformen

l. Geltungsbereich

Die von der BW-Bank ausgegebene BW-BankCard plus ist eine
Debitkarte. Der Karteninhaber kann die BW-BankCard plus
(nachfolgend Debitkarte genannt), soweit diese und die
Terminals entsprechend ausgestattet sind, fiur folgende
Zahlungsdienste nutzen:

1. In Verbindung mit der persoénlichen Geheimzahl (PIN) in

deutschen Debitkartensystemen

(1) Zur Bargeldauszahlung an Geldautomaten im Rahmen des

deutschen Geldautomatensystems, die mit dem girocard-Logo

gekennzeichnet sind.

(2) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen

an automatisierten Kassen im Rahmen des deutschen girocard-

Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind

(girocard-Terminals).

(3) Zum Aufladen der GeldKarte an

- Geldautomaten im Rahmen des deutschen
Geldautomatensystems

- girocard-Terminals, die zusétzlich mit dem Geld-Karte und/oder
dem girogo-Logo gekennzeichnet sind, im Rahmen eines
Bezahlvorgangs mit der GeldKarte bis zu 25,00 EUR

- Terminals, die mit dem GeldKarte-Logo gekennzeichnet sind.

(4) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein

Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhélt, an einem

Geldautomaten, sofern der Geldautomatenbetreiber diese

Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System

teilnimmt.

2. In Verbindung mit der persoénlichen Geheimzahl (PIN) in
fremden Debitkartensystemen

(1) Zur Bargeldauszahlung an Geldautomaten im Rahmen eines
fremden Geldautomatensystems, soweit die Debitkarte
entsprechend ausgestattet ist.

(2) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen
an automatisierten Kassen im Rahmen eines fremden Systems,
soweit die Debitkarte entsprechend ausgestattet ist.

(3) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein
Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhalt, an dem
Geldautomaten eines fremden Systems, sofern der
Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der
Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.

(4) Die Akzeptanz der Debitkarte im Rahmen eines fremden
Systems erfolgt unter dem fir das fremde System geltenden
Akzeptanzlogo.

3. Ohne Einsatz der personlichen Geheimzahl (PIN)
(1) Zum  kontaktlosen Einsatz bei Handels- und
Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen im

Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit dem girocard-
Logo gekennzeichnet sind, bis 50,00 EUR pro Bezahlvorgang,
soweit an den automatisierten Kassen fir den jeweiligen
kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe einer PIN verlangt wird.
Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und
Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen im
Rahmen von fremden Debitkartensystemen bis zu 50,00 EUR
pro Bezahlvorgang, soweit an den automatisierten Kassen fur
den jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe einer PIN
verlangt wird. Die Akzeptanz der Debitkarte im Rahmen eines
fremden Systems erfolgt unter dem fir das fremde System
geltenden Akzeptanzlogo.
(2) Als GeldKkarte zum bargeldlosen Bezahlen an
automatisierten Kassen des Handels- und
Dienstleistungsbereiches im Inland, die mit dem GeldKarte-Logo
und/oder dem girogo-Logo gekennzeichnet sind (GeldKarte-
Terminals).
(3) Aufderhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne,
dass mit der Funktion eine Garantie der Bank verbunden ist, als
Speichermedium fiir Zusatzanwendungen
- der Bank nach Mafigabe des mit der Bank abgeschlossenen
Vertrages (bankgenerierte Zusatzanwendung) oder
- eines Handels- und Dienstleistungsunternehmens nach
MaRgabe des vom Karteninhaber mit diesem abge-
schlossenen Vertrages (unternehmensgenerierte
Zusatzanwendung).

Il. Allgemeine Regeln

1. Ausgabe der Debitkarte

Die Debitkarte kann als physische Karte und zusétzlich als
digitale Karte zur Speicherung auf einem Telekommunikations-,
Digital- oder IT-Gerat (mobiles Endgerat) ausgegeben werden.
Diese Kundenbedingungen gelten fur beide Kartenformen
gleichermalen, es sei denn, es ist ausdriicklich etwas anderes
geregelt. Fir die digitale Debitkarte sind ergdnzend die
Nutzungsvoraussetzungen und Hinweise fir die digitale BW-
BankCard plus (Debitkarte) zu beachten.

2. Karteninhaber und Vollmacht

Die Debitkarte gilt fur das auf ihr angegebene Konto. Sie kann
nur auf den Namen des Kontoinhabers oder einer Person
ausgestellt werden, der der Kontoinhaber Kontovollmacht erteilt
hat. Wenn der Kontoinhaber die Kontovolimacht widerruft, ist er
dafir verantwortlich, dass die an den Bevollméchtigten
ausgegebene Debitkarte an die Bank zurtickgegeben wird. Die
Bank wird die Debitkarte nach Widerruf der Vollmacht fir die
Nutzung an  Geldautomaten, Selbstbedienungsterminals
(nachfolgend KontenManager) und automatisierten Kassen
sowie fur die Aufladung der GeldKarte elektronisch sperren. Eine
Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung

*Erkldrungen der Bank im Rahmen der Geschéftsverbindung berechtigen und
verpflichten ausschliel3lich die Landesbank Baden-Wiirttemberg

Landesbank Baden-Wurttemberg  HRA 12704
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kommt nur gegeniiber dem Unternehmen in Betracht, das die
Zusatzanwendung in den Chip der Debitkarte eingespeichert
hat, und ist nur dann méglich, wenn das Unternehmen die
Méoglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die
Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwendung der Bank
kommt nur gegenlber der Bank in Betracht und richtet sich nach
dem mit der Bank abgeschlossenen Vertrag. Solange die
Riickgabe der Debitkarte nicht erfolgt ist, besteht die
Méoglichkeit, dass sie weiterhin zum Verbrauch der noch in der
GeldKarte gespeicherten Betrdge verwendet wird. Auch eine
Nutzung der auf der Debitkarte gespeicherten
Zusatzanwendungen ist weiterhin mdglich.

3. Finanzielle Nutzungsgrenze

Der Karteninhaber darf Verfigungen mit seiner Debitkarte nur im
Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher fir das Konto
eingerdumten Kredits vornehmen. Auch wenn der Karteninhaber
diese Nutzungsgrenze bei seinen Verfligungen nicht einhalt, ist
die Bank berechtigt, den Ersatz der Aufwendungen zu
verlangen, die aus der Nutzung der Debitkarte entstehen. Die
Buchung solcher Verfigungen auf dem Konto fiihrt zu einer
geduldeten Kontolberziehung.

4. Umrechnung von Fremdwéahrungsbetriagen

Nutzt der Karteninhaber die Debitkarte fur Verfigungen, die
nicht auf Euro lauten, wird das Konto gleichwohl in Euro
belastet. Die Bestimmung des Kurses bei
Fremdwahrungsgeschéften ergibt sich aus dem Preis- und
Leistungsverzeichnis. Eine  Anderung des in der
Umrechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird
unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden
wirksam.

5. Riickgabe der Debitkarte

Die Debitkarte bleibt im Eigentum der Bank. Sie ist nicht
Ubertragbar. Die Debitkarte ist nur fir den angegebenen
Zeitraum gultig. Mit Aushéndigung der neuen, spéatestens aber
nach Ablauf der Giiltigkeit der Debitkarte ist die Bank berechtigt,
die alte Debitkarte zuriickzuverlangen bzw. die Léschung der
digitalen Debitkarte zu verlangen oder selbst zu veranlassen.
Endet die Berechtigung, die Debitkarte in den ausgegebenen
Kartenformen bzw. als digitale Debitkarte zu nutzen, vorher
(z. B. durch Kindigung der Kontoverbindung oder des
Debitkartenvertrages), so hat der Karteninhaber die Debitkarte
unverziglich an die Bank zurlckzugeben bzw. die digitale
Debitkarte zu 16schen. Ein zum Zeitpunkt der Ruckgabe noch in
der GeldKarte gespeicherter Betrag wird dem Karteninhaber
erstattet. Auf der Debitkarte befindliche unternehmensgenerierte
Zusatzanwendungen hat der Karteninhaber bei dem
Unternehmen, das die Zusatzanwendung auf die Debitkarte
aufgebracht hat, unverziglich entfernen zu lassen. Die
Méoglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten
Zusatzanwendung richtet sich nach dem Vertragsverhéltnis
zwischen dem Karteninhaber und der Bank.

6. Sperre und Einziehung der Debitkarte

(1) Die Bank darf die Debitkarte sperren und den Einzug der

Debitkarte (z. B. an Geldautomaten) veranlassen bzw. die

Léschung der digitalen Debitkarte verlangen oder selbst

veranlassen,

- wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag bzw. die Nutzung der
digitalen Debitkarte aus wichtigem Grund zu kiindigen,

- wenn sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit
der Debitkarte dies rechtfertigen oder

- wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder
betriigerischen Verwendung der Debitkarte besteht.

Daruber wird die Bank den Karteninhaber unter Angabe der

hierfir maRgeblichen Grinde méglichst vor, spatestens jedoch

unverziglich nach der Sperre oder Léschung unterrichten. Die

Bank wird die Debitkarte entsperren oder diese durch eine neue

Debitkarte ersetzen, wenn die Grinde fir die Sperre oder

L&schung nicht mehr gegeben sind. Auch hierliber unterrichtet

sie den Karteninhaber unverzuglich.

(2) Zum Zeitpunkt der Einziehung noch in der GeldKarte
gespeicherte Betrdge werden dem Karteninhaber erstattet.

(3) Befindet sich auf der Debitkarte fir das Online-Banking ein
TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der
Debitkarte auch eine Sperre der Funktion fir das Online-
Banking zur Folge.

(4) Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen Debitkarte
eine Zusatzanwendung gespeichert, so hat der Einzug der
Debitkarte zur Folge, dass er die Zusatzanwendung nicht mehr
nutzen kann. Zum Zeitpunkt der Einziehung in der Debitkarte
gespeicherte  unternehmensgenerierte  Zusatzanwendungen
kann der Karteninhaber vom kartenausgebenden Institut
herausverlangen, nachdem dieses die Debitkarte von der Stelle,
die die Debitkarte eingezogen hat, zur Verfligung gestellt
bekommen hat. Die Bank ist berechtigt, das
Herausgabeverlangen in Bezug auf die
unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen dadurch zu
erfillen, dass sie dem Karteninhaber die um die
Zahlungsverkehrsfunktionen bereinigte Debitkarte aushandigt.
Die Méglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten
Zusatzanwendung richtet sich nach den fur jene
Zusatzanwendung geltenden Regeln.

7. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
7.1 Unterschrift

Sofern die Debitkarte ein Unterschriftsfeld vorsieht, hat der
Karteninhaber die Debitkarte nach Erhalt unverziglich auf dem
Unterschriftsfeld zu unterschreiben.

7.2 Sorgféltige Aufbewahrung und Sicherung der Debitkarte
(1) Die Debitkarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren,
um zu verhindern, dass sie abhanden kommt oder
missbrauchlich verwendet wird, da sie (z. B. im Rahmen des
girocard-Systems) missbrauchlich eingesetzt werden kann. Sie
darf insbesondere nicht unbeaufsichtigt im Kraftfahrzeug
aufbewahrt werden. Dariiber hinaus kann jeder, der im Besitz
der Debitkarte ist, den in der GeldKarte gespeicherten Betrag
verbrauchen sowie Transaktionen an automatisierten Kassen
ohne PIN bis zur Sperre tatigen.

(2) Soweit technisch méglich, soll der Karteninhaber den Zugang
zu seinem mobilen Endgerat mit einer fir das mobile Endgerat
bestimmten persoénlichen Geheimzahl (Endgerate-PIN) oder auf
andere geeignete Weise (z. B. durch Fingerabdruck) sichern.

7.3 Geheimhaltung der personlichen Geheimzahl (PIN)

Der Karteninhaber hat dafiir Sorge zu tragen, dass keine andere
Person Kenntnis von der persénlichen Geheimzahl (PIN)
erlangt. Die PIN darf insbesondere nicht auf der Debitkarte
vermerkt, bei einer digitalen Debitkarte nicht in dem mobilen
Endgerat gespeichert werden, das zur Nutzung der digitalen
Debitkarte verwendet wird, oder in anderer Weise zusammen
mit der Debitkarte aufbewahrt werden. Denn jede Person, die
die PIN kennt und in den Besitz der Debitkarte kommt, hat die
Mdoglichkeit, zulasten des auf der Debitkarte angegebenen
Kontos Verfigungen zu tatigen (z. B. Geld an Geldautomaten
abzuheben). Sofern der Karteninhaber eine digitale Debitkarte
nutzt und der Zugriff auf das mobile Endgerat durch eine vom
Karteninhaber wéahlbare Endgerate-PIN (A.I.7.2(2)) abgesichert
werden kann, darf der Karteninhaber zur Absicherung des
Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die fur die Nutzung der
Debitkarte erforderlich ist.

7.4 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten

(1) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner
Debitkarte, des mobilen Endgerats mit digitaler Debitkarte, die
missbréuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht
autorisierte Nutzung von Debitkarte oder PIN fest, so ist die
Bank unverziglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). Die
Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit gegeniiber
dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem
Inland und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende
Landervorwahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre
nur moglich, wenn der Name der Bank mdglichst mit
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Bankleitzahl — und die Kontonummer oder International Bank
Account Number (IBAN) angegeben werden. Der Zentrale
Sperrannahmedienst sperrt die fur das betreffende Konto
ausgegebene physische Debitkarte und alle dazu gehdrenden
digitalen Debitkarten fur die weitere Nutzung an Geldautomaten
und automatisierten Kassen, soweit der Karteninhaber nicht nur
die Sperre der digitalen Debitkarte veranlasst. In anderen Fallen
einer Beschrénkung der Sperre auf die abhandengekommene
Debitkarte (z. B. Debitkarten von Bevollmachtigten) muss sich
der Karteninhaber mit seiner Bank, mdglichst mit der
kontofiihrenden Stelle, in Verbindung setzen (Telefon: 0711
124-43100). Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder
Missbrauch unverziglich bei der Polizei anzuzeigen.

(2) Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere
Person unberechtigt in den Besitz seiner Debitkarte gelangt ist,
eine missbréduchliche Verwendung oder eine sonstige nicht
autorisierte Nutzung von Debitkarte oder PIN vorliegt, muss er
ebenfalls unverziglich eine Sperranzeige abgeben.

(3) Befindet sich auf der Debitkarte fur das Online-Banking ein
TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der
Debitkarte auch eine Sperre der Funktion fir das Online-
Banking zur Folge.

(4) Durch die Sperre der Debitkarte bei der Bank bzw.
gegenliber dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht der
Zugang zum mobilen Endgerat gesperrt. Eine Sperrung der
sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerdt kann nur
gegenlber dem jeweiligen Anbieter dieser Funktion erfolgen.

(5) Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten
Zusatzanwendung kommt nur gegenuber dem Unternehmen in
Betracht, das die Zusatzanwendung in den Chip der Debitkarte
eingespeichert hat, und ist nur dann mdglich, wenn das
Unternehmen  die  Mdglichkeit zur  Sperrung  seiner
Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten
Zusatzanwendung kommt nur gegenlber der Bank in Betracht
und richtet sich nach dem mit der Bank abgeschlossenen
Vertrag.

(6) Der Kontoinhaber hat die Bank unverziglich nach
Feststellung einer nicht autorisierten oder fehlerhaft
ausgefuhrten Kartenverfiigung zu unterrichten.

8. Autorisierung von Kartenzahlungen durch den
Karteninhaber

Mit dem Einsatz der Debitkarte durch Einfiihren der Debitkarte in
das Terminal oder bei kontaktlosen Bezahlvorgdngen durch
Heranflihren der Debitkarte an das Terminal erteilt der
Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausfiihrung
der Kartenzahlung. Soweit dafiir zuséatzlich die Eingabe der PIN
erforderlich ist, wird die Zustimmung erst mit deren Eingabe
erteilt. In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrickliche
Zustimmung enthalten, dass die Bank die fiur die Ausfuhrung der
Kartenzahlung notwendigen personenbezogenen Daten des
Karteninhabers verarbeitet, Ubermittelt und speichert. Nach
Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die
Kartenzahlung nicht mehr widerrufen.

9. Sperrung eines verfiigbaren Geldbetrags
Die Bank ist berechtigt, auf dem Zahlungskonto des
Kontoinhabers  einen  im  Rahmen der finanziellen
Nutzungsgrenze (A.ll. Nummer 3) verfugbaren Geldbetrag zu
sperren, wenn
- der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfénger ausgelést
worden ist und
- der Karteninhaber auch der genauen Héhe des zu
sperrenden Geldbetrags zugestimmt hat.
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet sonstiger
gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzuglich frei,
nachdem ihr der genaue Zahlbetrag mitgeteilt worden ist.

10. Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Bank

Die Bank ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn

- der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht
gemal Abschnitt A.Il. Nummer 8 erteilt hat,

- der fur die Kartenzahlung vereinbarte Verfligungsrahmen oder

die finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder
- die Debitkarte gesperrt ist.
Hierliber wird der Karteninhaber Gber das Terminal, an dem die
Debitkarte eingesetzt wird, unterrichtet.

11. Entgelte und deren Anderung

(1) Die vom Kontoinhaber gegeniiber der Bank geschuldeten
Entgelte ergeben sich aus dem »Preis- und
Leistungsverzeichnis« der Bank.

(2) Fur den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen,
missbrauchlich verwendeten oder sonst nicht autorisiert
genutzten Debitkarte ist die Bank berechtigt, im Rahmen des
§ 6751 Absatz 1 des Birgerlichen Gesetzbuches dem
Kontoinhaber das im Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank
ausgewiesene Entgelt zu berechnen, sofern der Karteninhaber
die Umsténde, die zum Ersatz der Debitkarte gefihrt haben, zu
vertreten hat und die Bank nicht zur Ausstellung einer
Ersatzkarte verpflichtet ist. Ob darliber hinaus Entgelte fir den
Ersatz einer Debitkarte in anderen Féllen durch lhre Bank
erhoben  werden, kénnen  Sie  dem Preis-  und
Leistungsverzeichnis lhrer Bank entnehmen.

(3) Anderungen dieser Entgelte werden dem Karteninhaber
spatestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres
Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber
mit der Bank im Rahmen der Geschéaftsbeziehung einen
elektronischen Kommunikationsweg (z. B. das Elektronische
Postfach) vereinbart, kénnen die Anderungen auch auf diesem
Wege angeboten werden. Die von der Bank angebotenen
Anderungen werden nur wirksam, wenn der Karteninhaber diese
annimmt. Eine Vereinbarung tber die Anderung eines Entgelts,
das auf eine Uber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des
Karteninhabers gerichtet ist, kann die Bank mit dem
Karteninhaber nur ausdriicklich treffen. Die Anderung von
Entgelten fir den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag)
richtet sich nach Nummer 17 Abs. 6 AGB. Bei Entgelten und
deren Anderung fiir Karteninhaber, die nicht Verbraucher sind
verbleibt es bei der Regelung in Nummer 17 Absatz 2 AGB.

12. Information des Kontoinhabers tiber die
Kartenverfiigung

Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal
monatlich Gber die mit der Debitkarte getéatigten Verfugungen auf
dem fir Kontoinformationen  vereinbarten Weg. Mit
Kontoinhabern, die nicht Verbraucher sind, kann die Art und
Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert
vereinbart werden. Uber die mit der GeldKarte getétigten
einzelnen Bezahlvorgdnge und den Zahlungsempfanger
unterrichtet die Bank den Kontoinhaber nicht. Die mit der
GeldKarte getdtigten Bezahlvorgange kann der Karteninhaber
mithilfe eines Chipkartenlesers nachvollziehen.

13. Erstattungs-, Berichtigungs- und

Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers

13.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfiigung

Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfigung, z. B. im

Rahmen der

- Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,

- Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von
Handels- und Dienstleistungsunternehmen,

- Aufladung der GeldKarte mit PIN-Eingabe,

- Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines
Prepaid-Mobilfunk-Kontos,

hat die Bank gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf

Erstattung ihrer Aufwendungen.

Die Bank ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Betrag

ungekirzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto belastet,

bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich

ohne die nicht autorisierte Kartenverfigung befunden hatte.

Diese Verpflichtung ist unverziglich spéatestens bis zum Ende

des Geschéaftstags gemaR Preis- und Leistungsverzeichnis zu

erfillen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt

wurde, dass die Kartenverfiigung nicht autorisiert ist, oder die
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Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die
Bank einer zustédndigen Behoérde berechtigte Griinde fiir den
Verdacht, dass ein betrugerisches Verhalten des Kunden
vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus
Satz 2 unverziglich zu prifen und zu erfillen, wenn sich der
Betrugsverdacht nicht bestétigt.

13.2 Anspriiche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter

Ausfiihrung einer autorisierten Kartenverfiigung

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung

einer autorisierten Kartenverfiigung, z. B. im Rahmen der

- Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,

- Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von
Handels- und Dienstleistungsunternehmen,

- Aufladung der GeldKarte mit PIN-Eingabe,

- Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-
Mobilfunk-Kontos,

kann der Kontoinhaber von der Bank die unverzigliche und

ungekirzte Erstattung des Verfugungsbetrages insoweit

verlangen, als die Kartenverfiigung nicht erfolgte oder fehlerhaft

war. Wurde der Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank

dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht

erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfigung befunden hatte.

(2) Der Kontoinhaber kann uber den Absatz 1 hinaus von der

Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen,

als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder

fehlerhaften Ausfihrung der autorisierten Kartenverfigung in

Rechnung gestellt oder seinem Konto belastet wurden.

(3) Wurde eine autorisierte Kartenverfiigung nicht oder fehlerhaft

ausgefuhrt, wird die Bank die Kartenverfiigung auf Verlangen

des Karteninhabers nachvollziehen und ihn Uber das Ergebnis

unterrichten.

13.3 Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers

Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfiigung oder im Falle
einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfilhrung einer
autorisierten Kartenverfigung kann der Kontoinhaber von der
Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummern A.ll.
Nummern 13.1 oder 13.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt
nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer
zwischengeschalteten Stelle zur Last fallt, wie eigenes
Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche
Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der
Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem
Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der
Einsatz der Debitkarte in einem Land auBerhalb Deutschlands
und des Européischen Wirtschaftsraumes, beschrankt sich die
Haftung der Bank fur das Verschulden einer an der Abwicklung
des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgféltige
Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle. Hat der
Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung
des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den
Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank
und Karteninhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung
nach diesem Absatz ist auf 12.500,00 EUR je Kartenverfiigung
begrenzt. Diese betragsmafige Haftungsbeschrankung gilt nicht
- fur nicht autorisierte Kartenverfiigungen,
- bei Vorsatz oder grober Fahrléssigkeit der Bank,
- fur Gefahren, die die Bank besonders (ibernommen hat und
- fir den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden,

soweit der Kontoinhaber Verbraucher ist.

13.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Anspriiche gegen die Bank nach Abschnitt A.ll. Nummern
13.1 bis 13.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die
Bank nicht spéatestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung
mit der Kartenverfugung darliber unterrichtet hat, dass es sich
um eine nicht autorisierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte
Kartenverfigung handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist
beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber Uber die aus der
Kartenverfligung resultierende Belastungsbuchung
entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg

spatestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung
unterrichtet hat; anderenfalls ist fir den Fristbeginn der Tag der
Unterrichtung mafRgeblich. Haftungsanspriiche nach Nummer
A. Il. 13.3 kann der Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in
Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der
Einhaltung dieser Frist verhindert war.
(2) Anspriche des Kontoinhabers gegen die Bank sind
ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begrindenden
Umsténde
- auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis
beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat und dessen
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr
nicht hatten vermieden werden kénnen, oder
- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung
herbeigefuhrt wurden.

14. Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Kartenverfiigungen
14.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige
(1) Verliert der Karteninhaber seine Debitkarte oder PIN, werden
sie ihm gestohlen, kommen sie sonst abhanden oder werden
diese sonst missbréuchlich verwendet und kommt es dadurch zu
nicht autorisierten Kartenverfligungen im Rahmen der
- Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
- Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von
Handels- und Dienstleistungsunternehmen,
- Aufladung der GeldKarte mit PIN-Eingabe,
- Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines
Prepaid-Mobilfunk-Kontos,
haftet der Kontoinhaber fir Schaden, die bis zum Zeitpunkt der
Sperranzeige verursacht werden, in Ho6he von maximal
50,00 EUR.
Die Haftung nach Absatz 6 fir Vorsatz und Fahrlassigkeit sowie
fur Handeln in betriigerischer Absicht bleibt unbertihrt.
(2) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn
- es dem Karteninhaber nicht mdglich gewesen ist, den Verlust,
den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige
missbrauchliche Verwendung der Debitkarte oder der PIN
vor der nicht autorisierten Kartenverfligung zu bemerken, oder
- der Verlust der Debitkarte durch einen Angestellten, einen
Agenten, eine Zweigstelle der Bank oder eine sonstige Stelle,
an die Tatigkeiten der Bank ausgelagert wurden, verursacht
worden ist.
Die Haftung nach Absatz 6 fir Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit
sowie fur Handeln in betriigerischer Absicht bleibt ungerihrt.
(3) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen
Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Debitkarte auRerhalb
des Européischen Wirtschaftsraums, trégt der Kontoinhaber den
aufgrund nicht autorisierter Kartenverfigungen entstehenden
Schaden nach Absatz (1) auch Uber einen Betrag von maximal
50,00 EUR hinaus, wenn der Karteninhaber die ihm nach diesen
Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlassig verletzt hat. Hat
die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung
des Schadens beigetragen, haftet die Bank fir den
entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden
Mitverschuldens.
(4) Die Bank verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den
Kontoinhaber in Héhe von maximal 50,00 EUR gemafR
vorstehendem Absatz 1 und Gbernimmt alle Schaden, die durch
nicht autorisierte Zahlungsvorgdnge bis zum Eingang der
Sperranzeige entstanden sind, wenn der Karteninhaber seine
ihm gemaR Abschnitt A.ll. Nummer 7 obliegenden Sorgfalts- und
Mitwirkungspflichten nicht in betriigerischer Absicht, vorsatzlich
oder grob fahrlassig verletzt hat. Eine Ubernahme des vom
Kontoinhaber zu tragenden Schadens durch die Bank erfolgt
nur, wenn der Kontoinhaber die Voraussetzungen der
Haftungsentlastung glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei
erstattet.
(5) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach
den Absatzen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Karteninhaber die
Sperranzeige nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die
Méglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt
hatte und der Schaden dadurch eingetreten ist.
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(6) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten

Kartenverfigungen und hat der Karteninhaber seine

Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen vorsatzlich oder

grob fahrlassig verletzt oder in betriigerischer Absicht gehandelt,

tréagt der Kontoinhaber den hierdurch entstandenen Schaden in
vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Karteninhabers kann
insbesondere dann vorliegen, wenn er

- den Verlust, Diebstahl oder die missbrauchliche Verfigung der
Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht
unverziglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis
erlangt hat,

- die personliche Geheimzahl auf der physischen Debitkarte
vermerkt oder zusammen mit der physischen Debitkarte
verwahrt hat,

- die personliche Geheimzahl der digitalen Debitkarte auf dem
mobilen Endgerat gespeichert hat oder

- die personliche Geheimzahl einer anderen Person mitgeteilt
hat und der Missbrauch dadurch verursacht worden ist.

Die Haftung fur Schaden, die innerhalb des Zeitraums, fur den

der Verfugungsrahmen gilt, verursacht werden, beschrénkt sich

jeweils auf den fur die Debitkarte geltenden Verfigungsrahmen.

(7) Hat die Bank beim Einsatz der Debitkarte eine starke

Kundenauthentifizierung im Sinne des §1 Abs. 24

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt oder hat

der Zahlungsempfénger oder sein Zahlungsdienstleister diese

nicht akzeptiert, obwohl die Bank nach § 55 ZAG gesetzlich zur
starken Kundenauthentifizierung verpflichtet ist, bestimmt sich
die Haftung des Karteninhabers und der Bank abweichend von
den Absatzen 1 bis 6 nach den Bestimmungen in § 675v
Absatz 4 des Biirgerlichen Gesetzbuches.

14.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige

Sobald der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der

Verlust oder Diebstahl der Debitkarte, die missbréuchliche

Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von

Debitkarte oder PIN angezeigt wurde, Ubernimmt die Bank alle

danach durch Verfigungen, z. B. im Rahmen der

- Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,

- Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von
Handels- und Dienstleistungsunternehmen,

- Aufladung der GeldKarte mit PIN-Eingabe,

- Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines
Prepaid-Mobilfunk-Kontos,

entstehenden Schaden.

Handelt der Karteninhaber in betriigerischer Absicht, trégt der

Kontoinhaber auch die nach der Sperranzeige entstehenden

Schéaden.

15. Kiindigung

Die Bank ist berechtigt, die Nutzung der digitalen Debitkarte mit
einer Frist von mindestens zwei Monaten zu kundigen. Der
Karteninhaber ist hierzu jederzeit ohne Einhaltung einer
Kundigungsfrist ~ berechtigt.  Im  Ubrigen  bleiben  die
Kundigungsrechte nach Nummer 26 Absatz 1 unserer AGB
unberuhrt.

16. Fehleingabe der Geheimzahl

Die Debitkarte kann an Geldautomaten sowie an automatisierten
Kassen, an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der
Debitkarte die PIN eingegeben werden muss, nicht mehr
eingesetzt werden, wenn die personliche Geheimzahl dreimal
hintereinander falsch mit einer oder beiden Kartenformen
eingegeben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall
mit seiner Bank, mdglichst mit der kontofiihrenden Stelle, in
Verbindung setzen.

lll. Besondere Regeln fiir einzelne Nutzungsarten

1. Geldautomaten-Service und Einsatz an automatisierten
Kassen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen

1.1 Verfiigungsrahmen der Debitkarte

Verfugungen an Geldautomaten, automatisierten Kassen und
die Aufladung der GeldKarte sind fur den Karteninhaber nur im

Rahmen des fir die Debitkarte geltenden Verfligungsrahmens
mdglich. Bei jeder Nutzung der Debitkarte an Geldautomaten
und automatisieten Kassen wird gepruft, ob der
Verfigungsrahmen der Debitkarte durch vorangegangene
Verfligungen bereits ausgeschopft ist. Verfugungen, mit denen
der Verfugungsrahmen der Debitkarte Uberschritten wirde,
werden unabhéngig vom aktuellen Kontostand und einem etwa
vorher zum Konto eingerdumten Kredit abgewiesen. Der
Karteninhaber darf den Verfigungsrahmen der Debitkarte nur im
Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher fir das Konto
eingerdumten Kredits in Anspruch nehmen. Der Kontoinhaber
kann mit der kontofiihrenden Stelle eine Anderung des
Verfligungsrahmens der Debitkarte und fiir alle zu seinem Konto
ausgegebenen Debitkarten vereinbaren. Ein Bevollméchtigter,
der eine Debitkarte erhalten hat, kann nur eine Herabsetzung fiir
diese Debitkarte vereinbaren.

1.2 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A.ll. Nummer 16.

1.3 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank ist gegeniiber den Betreibern von Geldautomaten und
automatisierten Kassen vertraglich verpflichtet, die Betrage, tiber
die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen
Debitkarte verfigt wurde, an die Betreiber zu vergiten.
Einwendungen und sonstige Beanstandungen des
Karteninhabers aus dem  Vertragsverhéltnis zu dem
Unternehmen, bei dem bargeldlos an einer automatisierten
Kasse bezahlt worden ist, sind unmittelbar gegentber diesem
Unternehmen geltend zu machen.

1.4 Vorauswahl an automatisierten Kassen

Die Handels- und Dienstleistungsunternehmen haben die
Méglichkeiten, bei den von ihnen akzeptierten Debitkarten in
ihren automatisierten Kassen Mechanismen zu installieren, die
eine Vorauswahl einer bestimmten Zahlungsmarke oder
Zahlungsanwendung treffen. Dabei durfen sie den
Karteninhaber nicht daran hindern, sich Uber diese Vorauswahl
hinwegzusetzen.

2. GeldKarte

2.1 Servicebeschreibung

Die mit einem Chip ausgestattete Debitkarte kann auch als
GeldKarte eingesetzt werden. Der Karteninhaber kann an
GeldKarte-Terminals des Handels- und Dienstleistungsbereiches
bargeldlos bezahlen.

2.2 Aufladen und Entladen der GeldKarte

(1) Der Karteninhaber kann seine GeldKarte an den mit dem
GeldKarte-Logo  gekennzeichneten  Terminals und an
Geldautomaten im Rahmen des deutschen
Geldautomatensystems innerhalb des ihm von seiner Bank
eingerdumten Verfugungsrahmens (Abschnitt A.lll. Nummer 1.1)
zulasten des auf der Karte angegebenen Kontos bis zu einem
Betrag von maximal 200,00 EUR aufladen. Daruber hinaus kann
die GeldKarte im Rahmen eines Bezahlvorgangs mit der
GeldKarte bis zu 25,00 EUR auch an electronic cash-Terminals,
die zusétzlich mit dem GeldKarte- und/oder dem girogo-Logo
gekennzeichnet sind, um den am Terminal angezeigten Betrag
aufgeladen werden. Der Karteninhaber kann, soweit technisch
realisiert, seine GeldKarte auch gegen Bargeld sowie im
Zusammenwirken mit einer anderen Debitkarte zulasten des
Kontos, Uber das die Umséatze mit dieser Debitkarte abgerechnet
werden, aufladen. Bei einer Funktionsunfahigkeit der GeldKarte
erstattet die Bank dem Karteninhaber den nicht verbrauchten
Betrag.

(2) Benutzt der Karteninhaber seine Debitkarte, um seine
GeldKarte oder die GeldKarte eines anderen aufzuladen, so ist
die personliche Geheimzahl (PIN) am Terminal einzugeben. Die
Auflademdglichkeit besteht nicht mehr, wenn die PIN dreimal
hintereinander falsch eingegeben wurde. Der Karteninhaber
sollte sich in diesem Fall mit seiner Bank, mdglichst mit der
kontoftihrenden Stelle, in Verbindung setzen.
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(3) Aufgeladene Betrage, uber die der Karteninhaber nicht mehr
mittels GeldKarte verfigen mochte, kénnen bei der Bank und an
Geldautomaten der Bank entladen werden. Bei einer
Funktionsunfahigkeit der GeldKarte erstattet die Bank dem
Karteninhaber den nicht verbrauchten Betrag.

2.3 Sofortige Kontobelastung des Ladebetrages

Benutzt der Karteninhaber seine Debitkarte, um seine GeldKarte
oder die GeldKarte eines anderen aufzuladen, so wird der
Ladebetrag dem Konto, das auf der Debitkarte angegeben ist,
belastet.

2.4 Zahlungsvorgang mittels GeldKarte

(1) Beim Bezahlen mit der GeldKarte ist die PIN nicht
einzugeben. Bei jedem Bezahlvorgang vermindert sich der in der
GeldKarte gespeicherte Betrag um den verfigten Betrag.

(2) An den GeldKarte-/girogo-Terminals des Handels- und
Dienstleistungsbereichs, die zuséatzlich mit dem girocard-Logo
gekennzeichnet sind und deshalb auch Verfigungen im Rahmen
des girocard-Systems unterstlitzen, kann die GeldKarte zum
bargeldlosen Bezahlen ohne PIN-Eingabe nur bis 25,00 EUR
pro Verfliigung eingesetzt werden. Hohere Verfigungen kénnen
an diesen Terminals nur als girocard-Zahlung mit PIN-Eingabe
erfolgen.

An allen ausschlieflich mit dem GeldKarte- und /oder dem
girogo-Logo gekennzeichneten Terminals sind Verfligungen mit
der GeldKarte im Rahmen des gespeicherten Guthabens auch
Uber 25,00 EUR ohne PIN-Eingabe mdglich.

2.5 Sorgfiltige Aufbewahrung der GeldKarte

Die GeldKarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu
verhindern, dass sie abhanden kommt oder missbrduchlich
verwendet wird. Sie darf insbesondere nicht unbeaufsichtigt im
Kraftfahrzeug aufbewahrt werden. Jeder, der im Besitz der
GeldKarte ist, kann den in der GeldKarte gespeicherten Betrag
verbrauchen.

2.6 Haftung des Karteninhabers fiir den in der GeldKarte
gespeicherten Betrag

Eine Sperre der GeldKarte fiir das Bezahlen an automatisierten
Kassen ist nicht moglich. Bei Verlust, Diebstahl sowie im Falle
der missbrauchlichen Verwendung oder einer sonstigen nicht
autorisierten Nutzung der GeldKarte zum Bezahlen an
automatisierten Kassen erstattet die Bank den in der GeldKarte
zu diesem Zeitpunkt gespeicherten Betrag nicht, denn jeder, der
im Besitz der Debitkarte ist, kann den in der GeldKarte
gespeicherten Betrag ohne Einsatz der PIN verbrauchen.

3. Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten

3.1 Servicebeschreibung

Unter Verwendung seiner Debitkarte und der persénlichen
Geheimzahl (PIN) kann der Karteninhaber ein Prepaid-
Mobilfunk-Konto ~ eines  Mobilfunkanbieters,  auf  dem
vorausbezahlte Telefonwerteinheiten verbucht werden, an
Geldautomaten innerhalb des ihm von seiner Bank
eingerdumten Verfligungsrahmens (Abschnitt A. 1ll. Nummer
1.1) zulasten des auf der Debitkarte angegebenen Kontos
aufladen. Voraussetzung ist, dass der vom Karteninhaber
gewahlte Geldautomat Uber eine entsprechende Ladefunktion
verfigt und der Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-
Konto fiihrt, das aufgeladen werden soll, an dem System
teilnimmt. Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos hat der
Karteninhaber am Display des Geldautomaten den MenUpunkt
zum Aufladen des Prepaid-Mobilfunk-Kontos zu wéhlen, die
Mobilfunk-Telefonnummer (»Handy- Nummer«) einzugeben und
einen angezeigten Aufladebetrag zu wahlen. Nach Autorisierung
der Ladetransaktionen durch die Bank des Karteninhabers wird
das Prepaid-Mobilfunk-Konto beim Mobilfunkanbieter
aufgeladen. Mit diesem Verfahren kann der Karteninhaber
sowohl sein eigenes Prepaid-Mobilfunk-Konto als auch das
eines Dritten aufladen. Wird die Aufladung von der Bank, etwa
wegen fehlender Kontodeckung, nicht autorisiert, wird am
Display ein ablehnender Hinweis angezeigt.

3.2 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen in A.ll. Nummer 16.

3.3 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank ist vertraglich verpflichtet, Ladebetrage fir ein Prepaid-
Mobilfunk-Konto, die unter Verwendung der an den
Karteninhaber ausgegebenen Debitkarte autorisiert worden sind,
zu bezahlen. Die Zahlungspflicht beschrénkt sich auf den jeweils
autorisierten Betrag. Einwendungen und sonstige
Beanstandungen des Karteninhabers aus dem
Vertragsverhaltnis zu dem Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-
Mobilfunk-Konto fuihrt, sind unmittelbar gegeniber diesem
Unternehmen geltend zu machen.

B. Von der Bank angebotene andere Serviceleistungen

1. Serviceumfang KontenManager

Der Karteninhaber kann unter Berlcksichtigung der
nachfolgenden Ziffern unter Verwendung seiner Debitkarte an
KontenManagern (Selbstbedienungsterminal) der Bank folgende
Funktionen ausfiihren: Giro- und Sparkontoauszug erstellen,
Kontostédnde und Kontenlibersicht abfragen, SEPA-Lastschriften
zurtickgeben, Dauerauftrdge einrichten, &ndern und léschen,
Duplikatsauszug bzw. -ausziige erstellen sowie Uberweisungen
fur das in der Debitkarte angegebene Konto sowie ggf. fur
zusétzlich definierte Konten durchfiihren. Karteninhaber, die
gleichzeitig Kontoinhaber des in der Debitkarte angegebenen
Kontos sind, steht unter Verwendung ihrer Debitkarte am
KontenManager der Bank zusétzlich die Funktion Umbuchung
im SB-Sparverkehr zur Verfiigung.

2. Kontoausziige und Kontoinformationen

2.1 Serviceumfang

Der KontenManager oder Kontoauszugsdrucker ermdglicht dem
Karteninhaber, Kontoausziige sowie Duplikatskontoausziige
einschliellich der darin enthaltenen Rechnungsabschlisse fir
das in der Debitkarte angegebene Konto sowie ggf. fir
zusatzlich definierte Konten, auf die der Karteninhaber Zugriff
hat, ausschlieBlich unter Verwendung der Karte (ohne
persénliche Geheimzahl) ausdrucken zu lassen. Wahlweise ist
es dem Kontoinhaber im Rahmen des Online-Banking auch
moglich, Kontoausziige einschliellich der darin enthaltenen
Rechnungsabschlisse fiur das jeweilige Konto elektronisch
abzurufen.

2.2 Bereithaltung von Belegen

Anlagen zu den Kontoauszigen, soweit sie am KontenManager
oder Kontoauszugsdrucker nicht mit ausgedruckt bzw. im
Online-Banking nicht elektronisch Ubermittelt werden kénnen,
werden dem Kontoinhaber auf gesonderte Anforderung bei der
kontofihrenden Stelle zur Verfligung gestellt. Die Bank ist
berechtigt, dem Kontoinhaber die Anlagen ohne Anforderung
gegen Portoersatz zuzusenden.

2.3 Haftung der Bank

Kontoausziige werden im Rahmen der im Zeitpunkt der Abfrage
bestehenden  technischen  Md&glichkeiten  erstellt.  Die
Kontoausziige beinhalten die Kontobewegungen, die bis zum
Abruf  verbucht und fur den KontenManager oder
Kontoauszugsdrucker bzw. den elektronischen Abruf im Online-
Banking bereitgestellt sind. Bei Funktionsstérungen haftet die
Bank im Rahmen ihres Verschuldens.

2.4 Zusendung von Ausziigen

Ohne gesonderte Anforderung des Kontoinhabers kann ein
Kontoauszug erstellt und dem Kontoinhaber gegen Portoersatz
zugesandt werden, wenn ein Kontoauszug innerhalb von
35 Tagen nicht am KontenManager oder Kontoauszugsdrucker
bzw. elektronisch im Online-Banking abgerufen wurde.
Kontoinhaber und Bank koénnen eine andere Abruffrist
vereinbaren.
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2.5 Zugangssperre

Ist die Karte gesperrt, so wird sie vom KontenManager oder
Kontoauszugsdrucker abgelehnt bzw. eingezogen. Die Sperre
der Karte richtet sich nach Abschnitt A. Il. Nummer 6. Die Sperre
der Funktion fur das Online-Banking richtet sich nach den
gesondert vereinbarten »Bedingungen fiir das Online-Banking«.

2.6 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten

Far den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und
Mitwirkungspflichten unter Abschnitt A. Il. Nummern 7.1 bis 7.4.
Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur
Entstehung eines Schadens im Rahmen dieser Servicefunktion
der Debitkarte beigetragen, so bestimmt sich nach den
Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang die Bank
und Kontoinhaber den jeweiligen Schaden tragen.

2.7 Widerruf der Bank

Die Bank kann die Berechtigung des Karteninhabers zur
Benutzung des Konten-Managers oder Kontoauszugsdrucker
bei Vorliegen eines sachlichen Grundes schriftlich widerrufen.
Gleiches gilt fur den  elektronischen  Abruf  der
Kontoinformationen im Online-Banking.

3. Uberweisungsverkehr am KontenManager

3.1 Serviceumfang/Verfiigungsrahmen

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Debitkarte
und der persoénlichen Geheimzahl (PIN) am KontenManager der
Bank Uberweisungen bis maximal 10.000,00 EUR pro
Transaktion und bis maximal 20.000,00 EUR pro Tag eingeben,
soweit zwischen Kontoinhaber und Bank nicht ein anderer
Verfigungsrahmen vereinbart worden ist.

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Karte und der
personlichen Geheimzahl (PIN) am KontenManager der Bank
Dauerauftradge bis maximal 2.500,00 EUR pro Tag eingeben,
soweit zwischen Kontoinhaber und Bank nicht ein anderer
Verfugungsrahmen vereinbart worden ist.

3.2 Ausfiihrung der Uberweisung
Fur die Ausfiihrung der Uberweisung gelten die gesondert
vereinbarten »Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr«.

3.3 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Fir den Umgang mit der Karte gelten die Sorgfalts- und
Mitwirkungspflichten in Abschnitt A.Il. Nummern 7.1 bis 7.4.

3.4 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des
Kontoinhabers
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A.Il. Nummer 13.

3.5 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Verfiigungen

Die Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Verfuigungen am KontenManager richtet sich nach den
Regelungen unter Abschnitt A.ll. Nummer 12. Abweichend von
Abschnitt A.ll. Nummer 12.1 Absatz 6 ist die Haftung des
Kontoinhabers auf den fiir den Uberweisungsverkehr geltenden
Verfugungsrahmen (Abschnitt B. Nummer 3.1.) beschrankt.

3.6 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A.Il. Nummer 16.

4. SB-Sparverkehr

4.1 Serviceumfang

Der Inhaber eines Sparkontos kann unter Verwendung der
Debitkarte und der personlichen Geheimzahl (PIN) an
Geldautomaten und KontenManagern der Bank Uber
Sparkonten, die durch besondere Vereinbarung des
Kontoinhabers mit der Bank fir diese Verwendungsart
freigegeben sind, Verfigungen in Selbstbedienung treffen (SB-
Sparverkehr). Die Freigabe zum SB-Sparverkehr erfolgt fur den
Inhaber des Sparkontos. Inwieweit Bevollmachtigte den SB-
Sparverkehr nutzen kénnen, richtet sich nach den zwischen der
Bank und dem  Kontoinhaber  hierfir  getroffenen

Vereinbarungen. Im SB-Sparverkehr kénnen Nachtrage im
Sparbuch dokumentiert sowie Einzahlungen durch Umbuchung
vom Girokonto bei der Bank auf das Sparkonto oder in bar
vorgenommen werden, sofern hierfir geeignete Geldautomaten
von der Bank zur Verfigung gestellt sind. Ferner sind
Auszahlungen vom Sparkonto durch Umbuchung auf das
Girokonto bzw. ein anderes Konto des Kontoinhabers bei der
Bank oder in bar am Geldautomaten méglich.

4.2 Verfiigungsrahmen

Der Verfigungsrahmen ist bei Auszahlungen im SB-Sparverkehr
auf einen Betrag von 2.000,00 EUR pro Kalendermonat
beschrankt. Fur Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs kann
der SB-Sparverkehr nicht genutzt werden.

4.3 Vornahme von SB-Verfiigungen/Bedienung des
Terminals

Der Zugang zum SB-Sparkonto wird uber die Debitkarte und
Eingabe der personlichen Geheimzahl (PIN) bewirkt. Nach
Auswahl eines zum SB-Sparverkehr freigegebenen Kontos
mittels Display oder Bildschirm des Terminals wird der aktuelle
Kontosaldo angezeigt. Im Anschluss kann die vorgesehene
Transaktion ausgefiihrt werden.

Bei SB-Sparverkehr mit Loseblatt-Sparbuch werden die Daten
der erfolgten Transaktion automatisch zum  Ausdruck
bereitgestellt. Sie kénnen durch Wahl der Druckfunktion am
selben Gerat oder an einem anderen, hierfiir von der Bank zur
Verfligung gestellten Gerat vom Karteninhaber mittels Debitkarte
und entsprechender Funktionswahl als neues Kontoblatt
ausgedruckt werden. Der Karteninhaber wird auf die Méglichkeit,
den Ausdruck erstellen zu lassen, bei der Transaktion im
Bildschirm/Display hingewiesen. Das neue Kontoblatt ist vom
Kontoinhaber bzw. Karteninhaber im Loseblatt-Sparbuch
abzuheften. Der Ausdruck wird im Rahmen der im Zeitpunkt der
Abfrage bestehenden technischen Méoglichkeiten erstellt. Bei
Funktionsstérungen haftet die Bank im Rahmen ihres
Verschuldens. Wird vom Karteninhaber kein Ausdruck
angefordert oder kann dieser aus technischen Griinden zum
Zeitpunkt der Abfrage nicht erstellt werden und ist die
Speicherkapazitat des Gerats, z.B. durch
Dauerauftragsbuchungen oder Zinsbuchungen, erschopft, wird
die Bank bei Loseblatt-Sparblchern ein Kontoblatt erstellen und
dem Kontoinhaber zusenden.

Unstimmigkeiten im Rahmen des Verfahrensablaufs oder im
Zusammenhang mit dem Kontoausdruck sind der Bank
unverzlglich anzuzeigen.

4.4 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Far den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und
Mitwirkungspflichten in Abschnitt A.Il. Nummern 7.1 bis 7.4.

4.5 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des
Kontoinhabers
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A.ll. Nummer 13.

4.6 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Verfiigungen

Die Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte
Verfigungen im SB-Sparverkehr richtet sich nach den
Regelungen unter Abschnitt A.Il. Nummer 14. Abweichend von
Abschnitt A.ll. Nummer 14.1 Absatz 6 ist die Haftung des auf
den fur den SB-Sparverkehr geltenden Verfiigungsrahmen
(Abschnitt B. Nummer 4.2) beschréanki.

4.7 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A.ll. Nummer 16.

4.8 Geltung der »Bedingungen fiir den Sparverkehr«
Ergédnzend finden die »Bedingungen fir den Sparverkehr« in
dem Umfang Anwendung, der fir den SB-Sparverkehr dort
festgelegt ist.
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Bedingungen fir die BW-BankCard plus (Debitkarte)

4.9 Nutzung des Sparkontos zu Kassentransaktionen

Der Kontoinhaber bzw. Karteninhaber kann das zum SB-
Sparverkehr geeignete Sparkonto weiterhin zur Vornahme von
Transaktionen an der Barkasse nutzen. In diesen Féllen gelten
die »Bedingungen fir den Sparverkehr«. Die vorstehenden
Regelungen zur Teilnahme am SB-Sparverkehr finden insoweit
keine Anwendung.

5. SEPA-Lastschriftriickgabe

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Debitkarte
und der personlichen Geheimzahl (PIN) am KontenManager der
Bank Lastschriften im Single Euro Payment Area (SEPA-
Zahlungsverkehr) zuriickgeben. Es gelten die »Bedingungen fiir
Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Basis-
Lastschriftverfahren«.

6. Dauerauftrag

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Debitkarte
und der personlichen Geheimzahl (PIN) am KontenManager der
Bank Dauerauftrage einrichten, dndern und I6schen. Es gelten
erganzend die »Bedingungen fir den Uberweisungsverkehre.

7. Duplikatsauszug

Der Karteninhaber kann sich unter Verwendung seiner
Debitkarte ohne die persénliche Geheimzahl (PIN) am
KontenManager der Bank einen Duplikatsauszug erstellen. Die
gegeniber der Bank geschuldete Hohe des Entgeltes ergibt sich
aus dem »Preis- und Leistungsverzeichnis« der Bank.

C. Zusatzanwendungen

1. Speicherung von Zusatzanwendungen

(1) Der Karteninhaber hat die M&glichkeit, den auf der Debitkarte
befindlichen Chip als Speichermedium fiir eine bankgenerierte
Zusatzanwendung (z. B. in Form eines Jugendschutzmerkmals)
oder als Speichermedium fiir eine unternehmensgenerierte
Zusatzanwendung (z. B. in Form eines elektronischen
Fahrscheins) zu benutzen.

(2) Die Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet
sich nach dem Rechtsverhéltnis des Karteninhabers zur Bank.
Eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung kann der
Karteninhaber nach MalRgabe des mit dem Unternehmen
geschlossenen Vertrages nutzen. Es obliegt der Entscheidung
des Karteninhabers, ob er seine Debitkarte zur Speicherung
unternehmensgenerierter Zusatzanwendungen nutzen méchte.
Die Speicherung einer unternehmensgenerierten
Zusatzanwendung auf der Debitkarte erfolgt am Terminal des
Unternehmens nach Absprache zwischen dem Karteninhaber
und dem Unternehmen. Kreditinstitute nehmen vom Inhalt der
am Unternehmensterminal kommunizierten Daten keine
Kenntnis.

2. Verantwortlichkeit des Unternehmens fiir den Inhalt einer
unternehmensgenerierten Zusatzanwendung

Die kartenausgebende Bank stellt mit dem Chip auf der
Debitkarte lediglich die technische Plattform zur Verfigung, die
es dem Karteninhaber ermdglicht, in der Debitkarte
unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen zu speichern.
Eine Leistung, die das Unternehmen uber die
unternehmensgenerierte Zusatzanwendung gegenlber dem
Karteninhaber erbringt, richtet sich ausschlieRlich nach dem
Inhalt des Vertragsverhéltnisses zwischen dem Karteninhaber
und dem Unternehmen.

3. Reklamationsbearbeitung in Bezug auf
Zusatzanwendungen
(1) Einwendungen, die den Inhalt einer

unternehmensgenerierten Zusatzanwendung betreffen, hat der
Karteninhaber ausschlieflich gegeniiber dem Unternehmen
geltend zu machen, das die Zusatzanwendung in die Debitkarte
eingespeichert hat. Das Unternehmen bearbeitet derartige
Einwendungen auf Basis der bei ihm gespeicherten Daten. Der
Karteninhaber darf die Debitkarte zum Zwecke der

Reklamationsbearbeitung nicht dem Unternehmen aushéndigen.
(2) Einwendungen, die den Inhalt einer bankgenerierten
Zusatzanwendung betreffen, hat der  Karteninhaber
ausschlieB3lich gegentiber der Bank geltend zu machen.

4. Keine Angabe der von der Bank an den Kunden
ausgegebenen PIN bei unternehmensgenerierten
Zusatzanwendungen

Bei der Speicherung, inhaltlichen Anderung oder Nutzung einer
unternehmens-  generierten  Zusatzanwendung auf der
Debitkarte wird die von der kartenausgebenden Bank an den
Karteninhaber ausgegebene PIN nicht eingegeben. Sofern das
Unternehmen, das eine unternehmensgenerierte
Zusatzanwendung in die Debitkarte eingespeichert hat, dem
Karteninhaber die Mdoglichkeit erdffnet, den Zugriff auf diese
Zusatzanwendung mit einem separaten von ihm wahlbaren
Legitimationsmedium abzusichern, so darf der Karteninhaber zur
Absicherung der unternehmensgenerierten Zusatzanwendung
nicht die PIN verwenden, die ihm von der kartenausgebenden
Bank fur die Nutzung der Zahlungsverkehrsanwendungen zur
Verfiigung gestellt worden ist.

5. Sperrmoglichkeit von Zusatzanwendungen

Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung
kommt nur gegenliber dem Unternehmen in Betracht, das die
Zusatzanwendung in den Chip der Debitkarte eingespeichert
hat, und ist nur dann méglich, wenn das Unternehmen die
Maglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die
Sperrung von bankgenerierten Zusatzanwendungen kommt nur
gegenulber der Bank in Betracht und richtet sich nach dem mit
der Bank geschlossenen Vertrag.

D. AuBergerichtliche
Beschwerdemaéglichkeit

Streitschlichtung und

Fur die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der
Karteninhaber an die im »Preis- und Leistungsverzeichnis«
néher bezeichneten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen
wenden.
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Bedingungen fiir die digitale BW-BankCard plus (Debitkarte)
mit individualisierten Authentifizierungsverfahren.

Fassung: 14. September 2019

1. Anwendungsbereich

Die von der Baden-Wiirttembergischen Bank (nachfolgend »Bank« genannt) ausgegebene digi-
tale BW-BankCard plus ist eine Debitkarte (nachfolgend digitale Debitkarte genannt), die dem
Kunden digital zur Speicherung auf einem mobilen Endgerét (Telekommunikations-, Digital- oder
IT-Gerat) zur Nutzung von mobilen Bezahlverfahren bereitgestellt wird. Es gelten die »Bedin-
gungen fir die BW-BankCard plus (Debitkarte)«, sofern in den »Bedingungen fiir die digitale
BW-BankCard plus (Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren« nichts Abwei-
chendes vereinbart ist. Diese Bedingungen regeln das Vertragsverhdltnis zwischen der
kartenausgebenden Bank und dem Kontoinhaber. Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem
Kontoinhaber und Dritten (z. B. Endgerétehersteller, Mobilfunkanbieter oder Anbieter von Bezahl-
plattformen, in denen digitale Karten hinterlegt werden kdnnen) bleiben unberiihrt. Die vertrag-
liche Leistung der Bank betrifft nicht die Funktionsfahigkeit oder den Betrieb des mobilen Endge-
rats oder von Bezahlplattformen wie Apps fiir digitale Geldbdrsen (Wallets), in denen die digitale
Debitkarte hinterlegt werden kann.

2. Nutzung der digitalen Karte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren

Der Karteninhaber kann die digitale Karte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren nur
nutzen, wenn er sich gegeniiber der Bank authentifiziert hat. Die Authentifizierung ist das Verfah-
ren, mit dessen Hilfe die Bank die Identitat des Karteninhabers oder die berechtigte Verwendung
der digitalen Debitkarte tberpriifen kann.

Dafiir werden als Authentifizierungselemente die digitale Debitkarte auf dem mobilen Endgerat
des Karteninhabers als erster Faktor (Besitzelement) und biometrische Elemente des Karteninha-
bers, z.B. Fingerabdruck, Gesichtserkennung bzw. sonstige Entsperrmechanismen des mobilen
Endgeréts (z. B. der Entsperrcode), jeweils als zweiter Faktor vereinbart. Die Eingabe der fiir die
digitale Debitkarte geltenden persénlichen Geheimzahl (PIN) ist fir die Nutzung der Karte mit in-
dividualisierten Authentifizierungsverfahren nicht vorgesehen.

3. Verwendungsmaéglichkeiten

Der Karteninhaber kann die digitale Debitkarte, soweit diese und die Terminals entsprechend

ausgestattet sind, fiir folgende Zahlungsdienste nutzen:

a) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten
Kassen im Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeich-
net sind (girocard-Terminals).

b) Zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgangen (iber das Internet bei Handels- und
Dienstleistungsunternehmen (Online-Handel) im Rahmen des deutschen girocard-Systems,
die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind. Sofern der Karteninhaber die digitale Debit-
karte einer digitalen Geldbérse (Wallet) hinzugefiigt hat, kann die digitale Debitkarte an allen
girocard-Terminals und im Online-Handel eingesetzt werden, die an dem girocard-Logo und
dem Akzeptanzzeichen der jeweiligen Bezahlanwendung zu erkennen sind.

¢) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten
Kassen sowie im Online-Handel im Rahmen eines fremden Systems, soweit die digitale Debit-
karte entsprechend ausgestattet ist. Die Akzeptanz der digitalen Debitkarte im Rahmen eines
fremden Systems erfolgt unter dem fiir das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.

Ergénzende Informationen erteilt die Bank in den jeweiligen Nutzungshinweisen fiir die digitale

BW-BankCard plus mit individualisierten Authentifizierungsverfahren.

4. Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber

Mit dem Einsatz der digitalen Debitkarte durch Heranfiihren des mobilen Endgerats mit der digi-
talen Debitkarte an das Kontaktlos-Terminal bzw. im Online-Handel durch Bestétigung der Be-
zahlanwendung erteilt der Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausfiihrung der
Kartenzahlung. Dazu ist zusatzlich die Verwendung der biometrischen Merkmale des Karteninha-
bers oder die Eingabe des Entsperrcodes des Gerats jeweils mit auf dem mobilen Endgerat vor-
handenen Funktionen erforderlich. Die Zustimmung wird mit deren Einsatz erteilt. In der Autorisie-
rung ist zugleich die ausdriickliche Zustimmung enthalten, dass die Bank die fiir die Ausfiihrung
der Kartenzahlung notwendigen personenbezogenen Daten des Karteninhabers verarbeitet,
lbermittelt und speichert. Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die Kartenzah-
lung nicht mehr widerrufen.

5. Finanzielle Nutzungsgrenze und Verfiigungsrahmen

a) Der Karteninhaber darf Verfiigungen mit seiner digitalen Debitkarte nur im Rahmen des Konto-
guthabens oder einer eingerdumten Kontotiberziehung vornehmen. Auch wenn der Karten-
inhaber diese Nutzungsgrenze bei seinen Verfligungen nicht einhalt, ist die Bank berechtigt,
den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der digitalen Debitkarte ent-
stehen. Die Buchung solcher Verfiigungen fiihrt zu einer geduldeten Kontoliberziehung.

b) Sofern die Nutzungsgrenze nicht vorher erreicht ist, darf der Karteninhaber Verfiigungen mit
seiner digitalen Debitkarte nur im Rahmen des fiir die Debitkarte vereinbarten Verfiigungsrah-
mens vornehmen. Bei jeder Nutzung wird geprift, ob der Verfligungsrahmen durch vorange-
gangene Verfligungen (mit der digitalen oder der physischen Debitkarte) bereits ausgeschépft
ist. Verfligungen, mit denen der Verfligungsrahmen der digitalen Debitkarte Giberschritten wir-
de, kdnnen unabhangig vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher zum Konto einge-
raumten Kredit abgewiesen werden. Der Kontoinhaber kann mit der kontofiihrenden Stelle eine
Anderung des Verfigungsrahmens der Debitkarte und fiir alle zu seinem Konto ausgegebenen
Debitkarten vereinbaren.

6. Sperre der digitalen Debitkarte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren

a) Die Bank darf die digitale Debitkarte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren sperren
(z.B. durch Ldschung), wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu
kiindigen, wenn sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der individualisierten
Authentifizierungselemente des Karteninhabers oder der digitalen Debitkarte dies rechtfertigen
oder wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betriigerischen Verwendung eines Au-
thentifizierungselements oder der digitalen Debitkarte besteht. Dariiber wird die Bank den
Karteninhaber unter Angabe der hierfiir mageblichen Griinde mdglichst vor, spatestens je-
doch unverziglich nach der Sperre unterrichten. Die Angabe von Griinden darf unterbleiben,
wenn die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstofien wiirde. Die Bank wird
die digitale Debitkarte entsperren oder eine neue digitale Debitkarte bereitstellen, wenn die
Griinde fir die Sperre nicht mehr gegeben sind. Auch hiertiber unterrichtet sie den Kartenin-
haber unverz(iglich.

b) Eine Sperre ausschlieRlich der digitalen Debitkarte bewirkt keine Sperre der physischen Debit-
karte. Eine Sperre der physischen Debitkarte hat stets auch eine Sperre aller zugehdrigen di-
gitalen Debitkarten zur Folge.

BW=BANK

Ein Unternehmen der LBBW-Gruppe

7. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
7.1 Schutz der individualisierten Authentifizierungselemente
Der Karteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine fiir die Nutzung der
digitalen Debitkarte verwendeten biometrischen Merkmale (z. B. Fingerabdruck), das mobile End-
gerat mit digitaler Debitkarte und den Entsperrcode des mobilen Endgerats vor unbefugtem
Zugriff zu schiitzen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die digitale Debitkarte missbrauchlich
verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt wird.
Dazu hat er Folgendes zu beachten:
a) Der Entsperrcode fiir das mobile Endgerat ist geheim zu halten. Er darf insbesondere
- nicht miindlich (z.B. per Telefon) oder in Textform (z.B. per E-Mail, Messenger-Dienst)
weitergegeben werden,
- nicht ungesichert elektronisch gespeichert werden (z.B. Speicherung im Klartext im Com-
puter oder im mobilen Endgerat) und
- nicht auf einem Gerat notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerat aufbewahrt wer-
den, das als mobiles Endgerat mit digitaler Debitkarte dient.
b) Das mobile Endgerét mit digitaler Debitkarte ist vor Missbrauch zu schiitzen, insbesondere
— ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerat des Kartenin-
habers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen kdnnen,
- ist dafir Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerat gespeicher-
te digitale Debitkarte nicht nutzen kdnnen,
— ist die digitale Debitkarte auf dem mobilen Endgerat zu I6schen, bevor der Karteninhaber
den Besitz an diesem mobilen Endgerét aufgibt (z. B. durch Verkauf, Entsorgung),
- muss der Karteninhaber die ihm vom Hersteller des mobilen Endgerats mit digitaler Debit-
karte jeweils angebotenen Software-Updates installieren,
- muss der Karteninhaber, falls er einen Code zur Aktivierung der digitalen Debitkarte von der
Bank erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher verwahren.
c) Biometrische Merkmale, wie z.B. der Fingerabdruck des Karteninhabers, diirfen auf einem
mobilen Endgerét des Karteninhabers mit digitaler Debitkarte nur dann zur Autorisierung von
Zahlungsauftragen verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerat keine biometrischen
Merkmale anderer Personen gespeichert sind. Etwaige bereits auf dem mobilen Endgerét vor-
handene biometrische Merkmale anderer Personen sind vor der Speicherung der digitalen
Debitkarte auf dem mobilen Endgeréat zu entfernen.

7.2 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten

a) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl des mobilen Endgerats mit digitaler Debit-
karte, die missbrauchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der digi-
talen Debitkarte fest, so ist die Bank unverziiglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). Die
Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit gegentber dem Zentralen Sperrannah-
medienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abwei-
chende Landervorwahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur méglich, wenn der
Name der Bank — mdglichst mit Bankleitzahl — und die Kontonummer oder International Bank
Account Number (IBAN) angegeben werden. Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Miss-
brauch unverziiglich bei der Polizei anzuzeigen.

b) Hat der Karteninhaber den Verdacht einer nicht autorisierten oder betrligerischen Verwendung
eines seiner Authentifizierungselemente, muss er ebenfalls unverziiglich eine Sperranzeige
abgeben.

c) Durch die Sperre der digitalen Debitkarte bei der Bank bzw. gegeniiber dem Zentralen Sperr-
annahmedienst wird nicht der Zugang zum mobilen Endgerat gesperrt. Eine Sperrung der
sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerat kann nur gegentiber dem jeweiligen Anbieter
dieser Funktionen erfolgen. Der Kontoinhaber hat die Bank unverziiglich nach Feststellung ei-
ner nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Kartenverfiigung zu unterrichten.

d) Auch wenn der Karteninhaber ein Sperr- oder Léschverfahren fiir das mobile Endgerét oder
eine Bezahlplattform nutzt, bleibt die Verpflichtung zur Abgabe einer Sperranzeige nach Num-
mer 7.2 Absatz a) dieser Bedingungen bestehen; eine Sperre des mobilen Endgeréts hat keine
Sperre der digitalen Debitkarte zur Folge.

8. Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Bank

Die Bank ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn

- der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht gemaR Nummer 4 erteilt hat,

- der vereinbarte Verfligungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder
- die digitale Debitkarte gesperrt ist.

Hierliber wird der Karteninhaber im Rahmen des Bezahlvorgangs unterrichtet.

9. Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers

9.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfiigung

Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfiigung, z.B. im Rahmen der Verwendung der digitalen
Debitkarte an Kontaktlos-Terminals bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen oder im On-
line-Handel, hat die Bank gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwen-
dungen. Die Bank ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Betrag ungekirzt zu erstatten. Wurde
der Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich
ohne die nicht autorisierte Kartenverfiigung befunden hétte. Diese Verpflichtung ist unverziglich,
gemal »Preis- und Leistungsverzeichnis« jedoch spatestens bis zum Ende des Geschaftstags zu
erflllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Kartenverfiigung
nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank
einer zustandigen Behorde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betrligerisches Verhal-
ten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverziig-
lich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt.

9.2 Anspriiche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausfiihrung einer autorisierten Karten-

verfligung

a) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer autorisierten Kartenverfii-
gung, z.B. im Rahmen der Verwendung der digitalen Debitkarte an girocard-Terminals bei
Handels- und Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, kann der Kontoinhaber von
der Bank die unverziigliche und ungekirzte Erstattung des Verfiigungsbetrags insoweit verlan-
gen, als die Kartenverfiigung nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto
belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht erfolgte
oder fehlerhafte Kartenverfiigung befunden hatte.
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b) Der Kontoinhaber kann (iber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung der Entgelte und
Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder feh-
lerhaften Ausfiihrung der autorisierten Kartenverfligung in Rechnung gestellt oder seinem
Konto belastet wurden.

c) Wurde eine autorisierte Kartenverfligung nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank die
Kartenverfligung auf Verlangen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn tiber das Ergebnis
unterrichten.

9.3 Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers

Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfiigung oder im Falle einer nicht erfolgten oder fehler-
haften Ausfiihrung einer autorisierten Kartenverfiigung kann der Kontoinhaber von der Bank ei-
nen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 9.1 oder 9.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies
gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein
Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fallt, wie eigenes Verschulden zu
vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt,
die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen
Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der digitalen Debitkarte in einem Land auBerhalb des Euro-
paischen Wirtschaftsraums, beschrankt sich die Haftung der Bank fiir das Verschulden einer an
der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgféltige Auswahl und Unter-
weisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entste-
hung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsétzen des Mitverschuldens, in
welchem Umfang Bank und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung nach die-
sem Absatz ist auf 12.500 EUR je Kartenverfiigung begrenzt. Diese betragsmaRige Haftungsbe-
schrankung gilt nicht

— fir nicht autorisierte Kartenverfligungen,

— bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

— fiir Gefahren, die die Bank besonders (ibernommen hat und

— fiir den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kontoinhaber Verbraucher ist.

9.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss
a) Anspriiche gegen die Bank nach Nummern 9.1 bis 9.3 sind ausgeschlossen, wenn der Konto-
inhaber die Bank nicht spatestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit der Kartenver-
figung dartiber unterrichtet hat, dass es sich um eine nicht autorisierte, nicht erfolgte oder
fehlerhafte Kartenverfiigung handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die
Bank den Kontoinhaber Uber die aus der Kartenverfiigung resultierende Belastungsbuchung
entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg spatestens innerhalb eines Mo-
nats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag
der Unterrichtung mafgeblich. Haftungsanspriiche nach Nummer 9.3 kann der Kontoinhaber
auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist geltend machen, wenn er ohne Verschulden an
der Einhaltung dieser Frist verhindert war.
b) Anspriiche des Kontoinhabers gegen die Bank sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch
begriindenden Umsténde
- auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank kei-
nen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht
hatten vermieden werden konnen oder
- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.

10. Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Kartenverfiigungen
10.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige
a) Verliert der Karteninhaber seine digitale Debitkarte (z.B. durch Verlust seines Mobiltelefons)
oder eines seiner Authentifizierungselemente, werden ihm diese gestohlen oder kommen diese
sonst abhanden oder werden diese missbrauchlich verwendet und kommt es dadurch zu nicht
autorisierten Kartenverfligungen im Rahmen der Verwendung der digitalen Debitkarte an giro-
card-Terminals bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, dann
haftet der Kontoinhaber fiir Schaden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht wer-
den, in Héhe von maximal 50 EUR. Seine Haftung nach Absatz f) fir Vorsatz und grobe Fahr-
lassigkeit sowie fiir Handeln in betriigerischer Absicht bleibt unberiihrt.
b) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz a), wenn
- es dem Karteninhaber nicht mdglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhanden-
kommen oder eine sonstige missbrauchliche Verwendung der digitalen Debitkarte oder eines
seiner Authentifizierungselemente vor der nicht autorisierten Kartenverfligung zu bemerken,
oder
— der Verlust der digitalen Debitkarte oder eines seiner Authentifizierungselemente durch einen
Angestellten, einen Agenten, eine Zweigstelle der Bank oder eine sonstige Stelle, an die
Tatigkeiten der Bank ausgelagert wurden, verursacht worden ist.
Die Haftung nach Absatz ) fiir Vorsatz und grobe Fahrlssigkeit sowie fiir Handeln in betrlige-
rischer Absicht bleibt unbertihrt.
¢) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der
digitalen Debitkarte auRerhalb des Europdischen Wirtschaftsraums, tragt der Kontoinhaber
den aufgrund nicht autorisierter Kartenverfligungen entstehenden Schaden nach Absatz a)
auch (iber einen Betrag von maximal 50 EUR hinaus, wenn der Karteninhaber die ihm nach
diesen Bedingungen obliegenden Pflichten fahrldssig verletzt hat. Hat die Bank durch eine
Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung des Schadens beigetragen, haftet die Bank fiir den
entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschuldens.

d) Die Bank verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kontoinhaber in Héhe von maximal
50 EUR gemaR vorstehendem Absatz a) und ibernimmt alle Schaden, die durch nicht autori-
sierte Zahlungsvorgange bis zum Eingang der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) entstanden
sind, wenn der Karteninhaber seine ihm gema® Nummern 7.1 und 7.2 obliegenden Sorgfalts-
und Mitwirkungspflichten nicht in betriigerischer Absicht, vorsatzlich oder grob fahrlassig ver-
letzt hat. Eine Ubernahme des vom Kontoinhaber zu tragenden Schadens durch die Bank
erfolgt nur, wenn der Kontoinhaber die Voraussetzungen der Haftungsentlastung glaubhaft
darlegt und Anzeige bei der Polizei erstattet.
e) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absatzen a) und c) verpflichtet,
wenn der Karteninhaber die Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) nicht abgeben konnte, weil die
Bank nicht die Mdglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der
Schaden dadurch eingetreten ist.
f) Kommt es vor der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) zu nicht autorisierten Kartenverfiigungen
und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen vorsétzlich oder
grob fahrléssig verletzt oder in betrligerischer Absicht gehandelt, tragt der Kontoinhaber den
hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Karteninhabers
kann insbesondere dann vorliegen, wenn
— der Verlust, Diebstahl oder die missbrauchliche Verfiigung der Bank oder dem Zentralen
Sperrannahmedienst schuldhaft nicht unverziiglich mitgeteilt wurde, nachdem der Kartenin-
haber hiervon Kenntnis erlangt hat oder

— der Entsperrcode ungesichert elektronisch gespeichert oder ungesichert auf einem Gerat
notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerat aufbewahrt wurde, das als mobiles
Endgerat mit digitaler Debitkarte (z.B. Fingerabdrucksensor) dient oder

- die digitale Debitkarte auf dem mobilen Endgerat nicht geléscht wurde, bevor der Kartenin-
haber den Besitz an diesem mobilen Endgerat aufgibt (z.B. durch Verkauf, Entsorgung).
Die Haftung fiir Schaden, die innerhalb des Zeitraums, fiir den der Verfligungsrahmen gilt,
verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf den fiir die Debitkarte geltenden Verfiigungs-
rahmen.

g) Hat die Bank eine starke Kundenauthentifizierung im Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungsdiens-
teaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt oder hat der Zahlungsempfanger oder sein Zahlungs-
dienstleister diese nicht akzeptiert, obwohl die Bank nach § 55 ZAG zur starken Kundenau-
thentifizierung verpflichtet war, bestimmt sich die Haftung des Karteninhabers und der Bank
abweichend von den Absétzen a) bis f) nach den Bestimmungen in § 675v Absatz 4 des Biir-
gerlichen Gesetzbuchs. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Ver-
wendung von zwei voneinander unabhangigen Authentifizierungsfaktoren (siehe Nummer 2
dieser Bedingungen).

10.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige

Sobald der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Verlust oder Diebstahl der digi-
talen Debitkarte, die missbréuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung
der digitalen Debitkarte oder der Authentifizierungselemente angezeigt wurde, ibernimmt die
Bank alle danach durch Kartenverfiigungen entstehenden Schéden.

Handelt der Karteninhaber in betriigerischer Absicht, tragt der Kontoinhaber auch die nach der
Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) entstehenden Schaden.

11. Kiindigung

Die Bank ist berechtigt, die Nutzung der digitalen Debitkarte mit individualisierten Authentifizie-
rungsverfahren mit einer Frist von mindestens zwei Monaten zu kiindigen. Der Karteninhaber ist
hierzu jederzeit ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist berechtigt. Im Ubrigen bleiben die Kiindi-
gungsrechte nach Nummer 26 Absatz 1 AGB der Bank unberihrt.

12. Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank ist gegenliber den Handels- und Dienstleistungsunternehmen vertraglich verpflichtet,
die Betrage, iber die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen digitalen Debit-
karte verflgt wurden, zu vergiiten. Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Kartenin-
habers aus dem Vertragsverhéltnis zu dem Unternehmen, bei dem bargeldlos bezahlt worden ist,
sind unmittelbar gegeniiber diesem Unternehmen geltend zu machen. Gleiches gilt fiir Funktions-
stdrungen einer Bezahlplattform oder einer elektronischen Geldborse (Wallet), in der die digitale
Debitkarte hinterlegt worden ist.

13. AuBergerichtliche Streitschlichtung und Beschwerdemdglichkeit.

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Karteninhaber an die im »Preis- und
Leistungsverzeichnis« naher bezeichneten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden.
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Landesbank Baden-Wiirttemberg

Bedingungen fur den Scheckverkehr

Fassung Juli 2018

1 Verwendung zugelassener Scheckvordrucke

(1) Fir die Ausstellung von Schecks sind nur die vom bezogenen Institut
zugelassenen Scheckvordrucke zu verwenden; andernfalls besteht keine
Einldsungspflicht. Uberbringerschecks diirfen nur auf Vordrucken fiir
Uberbringerschecks, Orderschecks nur auf Vordrucken fiir Orderschecks
ausgestellt werden.

(2) Verwendet der Kunde eigene Scheckvordrucke, gelten ebenfalls diese
Bedingungen. Der Empfanger von Scheckvordrucken hat diese bei Emp-
fang auf Vollstandigkeit zu prifen.

2 Sorgfaltspflichten bei Verwahrung und Verwendung von Scheck-
vordrucken und Schecks

(1) Scheckvordrucke und ausgefiillte Schecks sind mit besonderer Sorg-
falt aufzubewahren. Das Abhandenkommen von Scheckvordrucken und
Schecks ist der Bank, mdglichst der kontofiihrenden Stelle, unverziglich
mitzuteilen.

(2) Die Scheckvordrucke sind deutlich lesbar auszufiillen sowie sorgféltig
zu behandeln (z. B. nicht knicken, lochen, beschmutzen). Anderungen und
Streichungen des vorgedruckten Textes diirfen nicht vorgenommen werden.
Der Scheckbetrag ist in Ziffern und in Buchstaben unter Angabe der Wah-
rung so einzusetzen, dass nichts hinzugeschrieben werden kann. Hat
sich der Kunde beim Ausstellen eines Schecks verschrieben oder ist der
Scheck auf andere Weise unbrauchbar geworden, so ist er zu vernichten.

3 Haftungsverteilung

(1) Die Bank haftet fur die Erfullung ihrer Verpflichtungen aus dem
Scheckvertrag. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten, insbe-
sondere durch eine Verletzung seiner Sorgfaltspflichten, zur Entstehung
eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen des
Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu
tragen haben.

(2) Lost die Bank Schecks ein, die dem Kunden nach der Ausstellung
abhanden gekommen sind, so kann sie das Konto des Kunden nur Belas-
ten, wenn sie bei der Einlésung nicht grob fahrlassig gehandelt hat.

4 Einlésung trotz mangelnden Guthabens

Die Bank ist berechtigt, Schecks auch bei mangelndem Guthaben oder
Uiber eine zuvor fir das Konto eingerdumte Kontoliberziehung hinaus ein-
zulésen. Die Buchung solcher Verfligungen auf dem Konto fiihrt zu einer
geduldeten Kontolberziehung. Die Bank ist berechtigt, in diesem Fall den
Zinssatz fiir geduldete Kontoliberziehungen zu verlangen.

5 Beachtung von Schecksperren

Der Widerruf eines ausgestellten Schecks kann nur beachtet werden,
wenn er der kontofiilhrenden Stelle so rechtzeitig zugeht, dass seine
Berlicksichtigung im Rahmen des ordnungsgeméfen Geschaftsablaufs
moglich ist. Nach Ablauf der Vorlegungsfrist hat das bezogene Institut
eine Schecksperre nur fir 6 Monate, gerechnet vom Eingang des Wider-
rufs, zu beachten; spater vorgelegte Schecks kann das bezogene Institut
einlésen, sofern der Aussteller die Sperre nicht in Textform um weitere 6
Monate verléngert.

6 Behandlung von Fremdwé&hrungsschecks
Die Bestimmung des Umrechnungskurses bei Fremdwahrungsgeschaften
ergibt sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis".

7 Zusatzliche Regelungen fiir Orderschecks

Der Aussteller von Orderschecks steht allen Kreditinstituten, die am Einzug
der von ihm begebenen Orderschecks beteiligt sind, fir deren Bezahlung
ein. Jedes dieser Kreditinstitute kann gegen Vorlage der innerhalb der
Vorlegungsfrist vorgelegten und nicht bezahlten Schecks Zahlung vom
Aussteller verlangen. Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch fir
nach Beendigung des Scheckvertrages ausgestellte Orderschecks.
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Bedingungen fir den Uberweisungsverkehr

Fassung Januar 2023

Fir die Ausfiihrung von Uberweisungsauftrdgen von Kunden gelten die
folgenden Bedingungen.

1 Allgemein

1.1 Wesentliche Merkmale der Uberweisung einschlieRlich des
Dauerauftrags

Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Uberweisung Geldbe-
tréage bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempféngers an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers zu Gbermitteln. Der Kunde kann
die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem bestimmten wiederkehren-
den Termin einen gleichbleibenden Geldbetrag an das gleiche Konto des
Zahlungsempfangers zu Uberweisen (Dauerauftrag).

1.2 Kundenkennungen

Fir das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung zu verwen-
den. Die fiir die Ausfiihrung der Uberweisung erforderlichen Angaben
ergeben sich aus den Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

Zielgebiet Wahrung | Kundenkennung des
Zahlungsempfangers

Inland Euro IBAN'

Grenziiberschreitend inner- Euro IBAN

halb des Europaischen Wirt-

schaftsraums? (EWR)

Inland oder innerhalb des Andere — IBAN und BIC?® oder

Europaischen Wirtschafts- Wahrung | — Kontonummer und BIC

raums als Euro

AulBerhalb des Europaischen Euro oder | — IBAN und BIC oder

Wirtschaftsraums andere — Kontonummer und BIC

(Drittstaaten®) Wahrung

1.3 Erteilung des Uberweisungsauftrags und Autorisierung

(1) Der Kunde erteilt der Bank einen Uberweisungsauftrag mittels eines
von der Bank zugelassenen Vordrucks oder in der mit der Bank ander-
weitig vereinbarten Art und Weise (z. B. per Online-Banking) mit den
erforderlichen Angaben gemaR Nummer 2.1 bzw. Nummer 3.1.1 oder
3.2.1.

Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollstandigkeit und Richtigkeit der Anga-
ben zu achten. Unleserliche, unvollstandige oder fehlerhafte Angaben
kénnen zu Verzégerungen und zu Fehlleitungen von Uberweisungen
filhren; daraus kénnen Schéaden fiir den Kunden entstehen. Bei unleserli-
chen, unvollstandigen oder fehlerhaften Angaben kann die Bank die Aus-
fuhrung ablehnen (siehe auch Nummer 1.7). Halt der Kunde bei der Aus-
fiinrung der Uberweisung besondere Eile fiir nétig, hat er dies der Bank
gesondert mitzuteilen. Bei formularmaBig erteilten Uberweisungsauftra-
gen muss dies aulRerhalb des Formulars erfolgen, falls das Formular
selbst keine entsprechende Angabe vorsieht.

(2) Der Kunde autorisiert den Uberweisungsauftrag durch Unterschrift
oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und Weise (z. B.
PIN/TAN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrickliche Zustim-
mung enthalten, dass die Bank die fiir die Ausfiihrung der Uberweisung
notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus ihrem
Datenbestand), verarbeitet, Ubermittelt und speichert.

(3) Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausfiihrung eines einzel-
nen Uberweisungsauftrags die maximale Ausfilhrungsfrist fir diesen Zah-

BW=BANK

Baden-Wiirttembergische Bank
Unselbststandige Anstalt der
Landesbank Baden-Wurttemberg*
Am Hauptbahnhof 2

70173 Stuttgart

Telefon 0711 124-45039

Telefax 0711 127-6696561
kontakt@bw-bank.de

lungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte und gegebe-
nenfalls deren Aufschliisselung mit.

(4) Der Kunde ist berechtigt, fir die Erteilung des Uberweisungsauftrages
an die Bank auch einen Zahlungsauslosedienst gemafR} § 1 Absatz 33
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, es sei denn, das Zahlungs-
konto des Kunden ist fiir ihn nicht online zuganglich.

1.4 Zugang des Uberweisungsauftrags bei der Bank

(1) Der Uberweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht.
Das gilt auch, wenn der Uberweisungsauftrag liber einen Zahlungsauslo-
sedienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt durch den Eingang des
Auftrags in den dafiir vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der Bank
(z. B. mit Abgabe in den Geschéaftsraumen oder Eingang auf dem Online-
Banking-Server der Bank).

(2) Fallt der Zeitpunkt des Eingangs des Uberweisungsauftrags nach
Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschaftstag der Bank gemaf ,Preis-
und Leistungsverzeichnis®, so gilt der Uberweisungsauftrag erst am dar-
auffolgenden Geschéftstag als zugegangen.

(3) Geht der Uberweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung
der Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis* angegebenen Annah-
mezeitpunkt ein, so gilt der Uberweisungsauftrag im Hinblick auf die
Bestimmung der Ausfiihrungsfrist (siehe Nummer 2.2.2) erst als am dar-
auffolgenden Geschéftstag zugegangen.

1.5 Widerruf des Uberweisungsauftrags

(1) Bis zum Zugang des Uberweisungsauftrags bei der Bank (siehe
Nummer 1.4 Absatze 1 und 2) kann der Kunde diesen durch Erklarung
gegenliber der Bank widerrufen. Nach dem Zugang des Uberweisungs-
auftrags ist vorbehaltlich der Absatze 2 und 3 ein Widerruf nicht mehr
méglich. Nutzt der Kunde fiir die Erteilung seines Uberweisungsauftrags
einen Zahlungsauslésedienstleister, so kann er den Uberweisungsauftrag
abweichend von Satz 1 nicht mehr gegenliber der Bank widerrufen, nach-
dem er dem Zahlungsausldsedienstleister die Zustimmung zur Auslésung
der Uberweisung erteilt hat.

(2) Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin fiir die Ausfiihrung
der Uberweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 2), kann der
Kunde den Uberweisungsauftrag bzw. den Dauerauftrag (siehe Nummer
1.1) bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden Geschafts-
tags der Bank widerrufen. Der Widerruf muss der Bank in Textform oder,
wenn im Rahmen der Geschaftsbeziehung der elektronische Kommunika-
tionsweg vereinbart wurde (z. B. Online-Banking), auf diesem Wege
zugehen. Die Geschéftstage der Bank ergeben sich aus dem ,Preis- und
Leistungsverzeichnis®. Nach dem rechtzeitigen Zugang des Widerrufs
eines Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren Uberweisungen
mehr aufgrund des bisherigen Dauerauftrags ausgefuhrt.

(3) Nach den in Absétzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Uber-
weisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Bank dies ver-
einbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt,
die Ausfilhrung zu verhindern oder den Uberweisungsbetrag zuriickzuer-
langen. Nutzt der Kunde fiir die Erteilung seines Uberweisungsauftrags
einen Zahlungsausldsedienstleister, bedarf es ergdnzend der Zustim-
mung des Zahlungsausldsedienstleisters und des Zahlungsempfangers.
Fir die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kunden berechnet die
Bank das im ,Preis- und Leistungsverzeichnis" ausgewiesene Entgelt.

1.6 Ausfiihrung des Uberweisungsauftrags
(1) Die Bank fiihrt den Uberweisungsauftrag des Kunden aus, wenn die

*Erkldrungen der Bank im Rahmen der Geschéftsverbindung berechtigen und
verpflichten ausschlie3lich die Landesbank Baden-Wiirttemberg
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zur Ausfiihrung erforderlichen Angaben (siehe Nummer 2.1, 3.1.1 und
3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (sieche Nummer 1.3 Absatz 1)
vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (sieche Nummer 1.3 Absatz 2)
und ein zur Ausfiihrung der Uberweisung ausreichendes Guthaben in der
Auftragswahrung vorhanden oder ein ausreichender Kredit eingeraumt ist
(Ausfiihrungsbedingungen).

(2) Die Bank und die weiteren an der Ausfiihrung der Uberweisung betei-
ligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Uberweisung ausschlie-
lich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zah-
lungsempféngers (siehe Nummer 1.2) auszufiihren.

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich Gber
die Ausfilhrung von Uberweisungen auf dem fiir Kontoinformationen ver-
einbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann die Art und
Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart
werden.

1.7 Ablehnung der Ausfiihrung

(1) Sind die Ausfiihrungsbedingungen (sieche Nummer 1.6 Absatz 1) nicht
erfiillt, kann die Bank die Ausfilhrung des Uberweisungsauftrags ableh-
nen. Hierliber wird die Bank den Kunden unverziglich, auf jeden Fall
aber innerhalb der in Nummer 2.2.1 bzw. 3.1.2 und 3.2.2 vereinbarten
Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem fiir Kontoinformationen ver-
einbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit mdglich, die
Griinde der Ablehnung sowie die Mdglichkeiten angeben, wie Fehler, die
zur Ablehnung gefiihrt haben, berichtigt werden kénnen.

(2) Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung fiur die Bank
erkennbar keinem Zahlungsempféanger, keinem Zahlungskonto oder
keinem Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers zuzuordnen, wird
die Bank dem Kunden hieriiber unverzuglich eine Information zur Verfu-
gung stellen und ihm gegebenenfalls den Uberweisungsbetrag wieder
herausgeben.

(3) Fur die berechtigte Ablehnung der Ausfiihrung eines autorisierten
Uberweisungsauftrags berechnet die Bank das im ,Preis- und Leistungs-
verzeichnis" ausgewiesene Entgelt.

1.8 Ubermittlung der Uberweisungsdaten

Im Rahmen der Ausfiihrung der Uberweisung (ibermittelt die Bank die in
der Uberweisung enthaltenen Daten (Uberweisungsdaten) unmittelbar
oder unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers. Der Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers kann dem Zahlungsempfanger die Uberweisungs-
daten, zu denen auch die IBAN des Zahlers gehort, ganz oder teilweise
zur Verfugung stellen.

Bei grenziiberschreitenden Uberweisungen und bei Eiliiberweisungen im
Inland kénnen die Uberweisungsdaten auch tber das Nachrichteniiber-
mittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial Telecommuni-
cation (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfangers weitergeleitet werden. Aus Griinden der Systemsicher-
heit speichert SWIFT die Uberweisungsdaten voriibergehend in seinen
Rechenzentren in der Europaischen Union, in der Schweiz und in den
USA.

1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgefiihrter
Uberweisungsauftrige

Der Kunde hat die Bank unverziglich nach Feststellung eines nicht auto-
risierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisungsauftrags zu unterrich-
ten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsaus-
|6sedienstleisters.

1.10 Entgelte und deren Anderung

1.10.1 Entgelte fiir Verbraucher

Die Entgelte im Uberweisungsverkehr ergeben sich aus dem ,Preis- und
Leistungsverzeichnis".

Anderungen der Entgelte im Uberweisungsverkehr werden dem Kunden
spatestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in
Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der
Geschéftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg verein-
bart, kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.
Die von der Bank angebotenen Anderungen werden nur wirksam, wenn
der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung {iber die Anderung eines
Entgelts, das auf eine lber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung
des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kunden nur ausdriick-
lich treffen. Die Anderung von Entgelten fiir den Zahlungsdiensterahmen-
vertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nummer 17 Absatz 6 AGB-der
Bank.

1.10.2 Entgelte fur Kunden, die keine Verbraucher sind

Bei Entgelten und deren Anderung fiir Uberweisungen von Kunden, die
keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 17
Absatze 2 bis 6 AGB-der Bank.

1.11 Wechselkurs

Erteilt der Kunde einen Uberweisungsauftrag in einer anderen Wahrung
als der Kontowahrung, wird das Konto gleichwohl in der Kontowahrung
belastet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei solchen Uberweisun-

gen ergibt sich aus der Umrechnungsregelung im ,Preis- und
Leistungsverzeichnis®.

Eine Anderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referenz-
wechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des
Kunden wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der Bank zugéang-
lich gemacht oder stammt aus einer 6ffentlich zugéanglichen Quelle.

1.12 Meldepflichten nach AuBenwirtschaftsrecht
Der Kunde hat etwaige Meldepflichten nach dem AuRenwirtschaftsrecht
zu beachten.

1.13 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige
Beschwerdemdoglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an
die im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ndher bezeichneten Streitsch-
lichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.

2 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des
Europaischen Wirtschaftsraums? (EWR) in Euro oder in anderen
EWR-Wihrungen®

2.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss im Uberweisungsauftrag folgende Angaben machen:
— Name des Zahlungsempféngers,

— Kundenkennung des Zahlungsempfangers (siehe Nummer 1.2),
Wahrung (gegebenenfalls in Kurzform geman Anlage),

— Uberweisungsbetrag,

— Name des Kunden,

— IBAN des Kunden.

2.2 Maximale Ausfiihrungsfrist

2.2.1 Fristlange

Die Bank ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der Uberweisungsbetrag
spatestens innerhalb der im ,Preis- und Leistungsverzeichnis® angegebe-
nen Ausflihrungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfan-
gers eingeht.

2.2.2 Beginn der Ausfuihrungsfrist

(1) Die Ausfliihrungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des
Uberweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4).

(2) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausfiihrung der Uber-
weisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeit-
raums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausfulh-
rung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswahrung zur Verfligung
gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder ander-
weitig vereinbarte Termin fur den Beginn der Ausflihrungsfrist malRgeb-
lich. Fallt der vereinbarte Termin nicht auf einen Geschéftstag der Bank,
so beginnt am darauffolgenden Geschéaftstag die Ausfiihrungsfrist. Die
Geschéftstage der Bank ergeben sich aus dem ,Preis- und
Leistungsverzeichnis®.

(3) Bei Uberweisungsauftragen in einer vom Konto des Kunden abwei-
chenden Wahrung beginnt die Ausfiihrungsfrist erst an dem Tag, an dem
der Uberweisungsbetrag in der Auftragswéhrung vorliegt.

2.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche

des Kunden

2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3
Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstat-
tung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Uberwei-
sungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu brin-
gen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte
Uberweisung befunden hatte. Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum
Ende des Geschéftstags gemaf ,Preis- und Leistungsverzeichnis” zu
erflllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde,
dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere
Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zustandigen
Behdrde berechtigte Griinde fir den Verdacht, dass ein betriigerisches
Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Ver-
pflichtung aus Satz 2 unverzuglich zu priifen und zu erflllen, wenn sich
der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die Uberweisung tber einen
Zahlungsauslésedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten aus den
Sétzen 2 bis 4 die Bank.

2.3.2 Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter
Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer auto-
risierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank die unverziigliche
und ungekiirzte Erstattung des Uberweisungsbetrages insoweit verlan-
gen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag
dem Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den
Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausge-
fiihrten Zahlungsvorgang befunden hatte. Wird eine Uberweisung vom
Kunden uber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die
Pflichten aus den Satzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Uberweisungsbe-
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trag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezo-
gen worden sein sollten, Gbermittelt die Bank zugunsten des Zahlungs-
empfangers unverziiglich den abgezogenen Betrag.

(2) Der Kunde kann lber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstat-
tung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im
Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung der
Uberweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet
wurden.

(3) Im Falle einer verspateten Ausfiihrung einer autorisierten Uberwei-
sung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempféangers verlangt, die Gutschrift des
Uberweisungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfangers
so vorzunehmen, als sei die Uberweisung ordnungsgeman ausgefiihrt
worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Uberweisung vom
Kunden Uber einen Zahlungsauslésedienstleister ausgeldst wird. Weist
die Bank nach, dass der Uberweisungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers eingegangen ist, entfallt diese
Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbrau-
cher ist.

(4) Wurde eine Uberweisung nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die
Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen
und den Kunden uber das Ergebnis unterrichten.

2.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspéteter Ausfiihrung einer
autorisierten Uberweisung oder bei einer nicht autorisierten Uberweisung
kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den
Nummern 2.3.1 und 2.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht,
wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat
hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last
fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesent-
liche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde
vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Ent-
stehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsat-
zen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den
Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Uberweisung
begrenzt. Diese betragsmaflige Haftungsgrenze gilt nicht

— fir nicht autorisierte Uberweisungen,

— bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

— fiur Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat, und

— fir den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.3.4 Anspriche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Anspriichen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 2.3.3

haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-

lerhaft oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Uberweisung oder bei
einer nicht autorisierten Uberweisung neben etwaigen Anspriichen aus

Auftragsrecht nach § 667 des Burgerlichen Gesetzbuches (BGB) und

ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadens-

ersatzanspriiche nach MafRgabe folgender Regelungen:

— Die Bank haftet fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein
schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundséatzen des Mitverschuldens, in
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

— Fur das Verschulden von der Bank zwischengeschalteten Stellen
haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der
Bank auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwi-
schengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

— Schadensersatzanspriiche des Kunden sind der Hohe nach auf den
Uberweisungsbetrag zuziiglich der von der Bank in Rechnung gestell-
ten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Gel-
tendmachung von Folgeschaden handelt, ist der Anspruch auf héchs-
tens 12.500 Euro je Uberweisung begrenzt. Diese Beschrankungen
gelten nicht fuir Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Bank und fiir
Gefahren, die die Bank besonders (ibernommen hat, sowie fiir nicht
autorisierte Uberweisungen.

2.3.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach den Nummern 2.3.2,2.3.3 und 2.3.4 ist in

folgenden Fallen ausgeschlossen:

— Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungs-
betrag rechtzeitig und ungekirzt beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfangers eingegangen ist.

— Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfangers
(siehe Nummer 1.2) ausgefuhrt. In diesem Fall kann der Kunde von
der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Méglichkei-
ten darum bemiiht, den Uberweisungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die
Wiedererlangung des Uberweisungsbetrags nicht méglich, so ist die
Bank verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfligbaren
Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsachlichen
Empfanger der Uberweisung einen Anspruch auf Erstattung des Uber-

weisungsbetrags geltend machen kann. Fir die Tatigkeiten der Bank
nach den Satzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das
im ,Preis- und Leistungsverzeichnis* ausgewiesene Entgelt.

(2) Anspriiche des Kunden nach den Nummern 2.3.1 bis 2.3.4 und Ein-
wendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberwei-
sungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens
13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder
fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf
der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden Uber die Belastungsbu-
chung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformationen ver-
einbarten Weg spétestens innerhalb eines Monats nach der Belastungs-
buchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der
Unterrichtung maRgeblich. Schadensersatzanspriiche nach Nummer
2.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend
machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhin-
dert war. Die Séatze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Uber-
weisung uber einen Zahlungsauslésedienstleister ausldst.
(3)Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen
Anspruch begriindenden Umstande
— auf einem ungewdéhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen,
auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwen-
dung der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen
oder
— von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt
wurden.

3 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des
Européischen Wirtschaftsraums? (EWR) in Wahrungen eines Staates
auBerhalb des EWR (Drittstaatenwihrung®) sowie Uberweisungen in
Staaten auBerhalb des EWR (Drittstaaten4)

3.1 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten
des Européischen Wirtschaftsraums (EWR) in Wahrungen eines
Staates auBerhalb des EWR (Drittstaatenwédhrung)

3.1.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss fiir die Ausfiihnrung der Uberweisung folgende Angaben

machen:

— Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfangers,

— Kundenkennung des Zahlungsempfangers (siehe Nummer 1.2); ist bei
grenziiberschreitenden Uberweisungen der BIC unbekannt, ist statt-
dessen der vollstandige Name und die Adresse des Zahlungsdienst-
leisters des Zahlungsempfangers anzugeben,

— Zielland (gegebenenfalls in Kurzform geman Anlage),

— Waéhrung (gegebenenfalls in Kurzform geman Anlage),

— Uberweisungsbetrag,

— Name des Kunden,

— Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.1.2 Ausfihrungsfrist
Die Uberweisungen werden baldméglichst bewirkt.

3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des
Kunden

3.1.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3
Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstat-
tung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Uberwei-
sungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu brin-
gen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte
Uberweisung befunden hatte. Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum
Ende des Geschéftstags gemaf ,Preis- und Leistungsverzeichnis” zu
erflllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde,
dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere
Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zustandigen
Behdrde berechtigte Griinde fir den Verdacht, dass ein betriigerisches
Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Ver-
pflichtung aus Satz 2 unverzuglich zu priifen und zu erflllen, wenn sich
der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die Uberweisung tber einen
Zahlungsauslésedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten aus den
Satzen 2 bis 4 die Bank.

3.1.3.2 Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Aus-
flihrung einer autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer auto-
risierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank die unverziigliche
und ungekiirzte Erstattung des Uberweisungsbetrages insoweit verlan-
gen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag
dem Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den
Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausge-
fiihrten Zahlungsvorgang befunden hatte. Wird eine Uberweisung vom
Kunden uber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die
Pflichten aus den Satzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Uberweisungsbe-
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trag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezo-
gen worden sein sollten, Gbermittelt die Bank zugunsten des Zahlungs-
empfangers unverziiglich den abgezogenen Betrag.

(2) Der Kunde kann lber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstat-
tung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im
Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung der
Uberweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet
wurden.

(3) Im Falle einer verspateten Ausfiihrung einer autorisierten Uberwei-
sung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempféangers verlangt, die Gutschrift des
Uberweisungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfangers
so vorzunehmen, als sei die Uberweisung ordnungsgeman ausgefiihrt
worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Uberweisung vom
Kunden Uber einen Zahlungsauslésedienstleister ausgeldst wird. Weist
die Bank nach, dass der Uberweisungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers eingegangen ist, entfallt diese
Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbrau-
cher ist.

(4) Wurde eine Uberweisung nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die
Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen
und den Kunden uber das Ergebnis unterrichten.

3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspéteter Ausfiihrung einer
autorisierten Uberweisung oder bei einer nicht autorisierten Uberweisung
kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von
Nummer 3.1.3.1 oder 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht,
wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat
hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last
fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesent-
liche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde
vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der
Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund-
satzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den
Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Uberweisung
begrenzt. Diese betragsmaflige Haftungsgrenze gilt nicht

— fir nicht autorisierte Uberweisungen,

— bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

— fir Gefahren, die die Bank besonders (ibernommen hat, und

— fir den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

3.1.3.4 Sonderregelung fur die auerhalb des EWR getatigten Bestand-

teile der Uberweisung

Fir die auRerhalb des EWR getatigten Bestandteile der Uberweisung

bestehen abweichend von den Anspriichen in den Nummern 3.1.3.2 und

3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten

autorisierten Uberweisung neben etwaigen Anspriichen aus Auftragsrecht
nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB
lediglich Schadensersatzanspriiche nach MaRgabe folgender Regelungen:

— Die Bank haftet fur eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein
schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundséatzen des Mitverschuldens, in
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

— Fur das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen
haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der
Bank auf die sorgféltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwi-
schengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

— Die Haftung der Bank ist auf héchstens 12.500 Euro je Uberweisung
begrenzt. Diese Haftungsbeschrankung gilt nicht fiir Vorsatz oder
grobe Fahrlassigkeit der Bank und fir Gefahren, die die Bank beson-
ders ibernommen hat.

3.1.3.5 Anspriiche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Anspriichen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3

haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-

lerhaft oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Uberweisung oder bei
einer nicht autorisierten Uberweisung neben etwaigen Anspriichen aus

Auftragsrecht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach

§§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzanspriiche nach MaRgabe fol-

gender Regelungen:

— Die Bank haftet fur eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein
schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundséatzen des Mitverschuldens, in
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

— Fur das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen
haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der
Bank auf die sorgféltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwi-
schengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

— Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Hohe nach auf den
Uberweisungsbetrag zuziiglich der von der Bank in Rechnung gestell-
ten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Gel-

tendmachung von Folgeschaden handelt, ist der Anspruch auf héchs-
tens 12.500 Euro je Uberweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschran-
kungen gelten nicht fir Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Bank
und fiir Gefahren, die die Bank besonders bernommen hat, sowie fiir
nicht autorisierte Uberweisungen.

3.1.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in folgen-

den Fallen ausgeschlossen:

— Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungs-
betrag ordnungsgeman beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsemp-
fangers eingegangen ist.

— Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfangers
(siehe Nummer 1.2) ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von
der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Méglichkei-
ten darum bemiiht, den Uberweisungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die
Wiedererlangung des Uberweisungsbetrags nach Satz 2 nicht méglich,
so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle
verflgbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tat-
séchlichen Empfanger der Uberweisung einen Anspruch auf Erstattung
des Uberweisungsbetrags geltend machen kann. Fiir die Tatigkeiten
nach den Satzen 2 bis 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das
im ,Preis- und Leistungsverzeichnis* ausgewiesene Entgelt.

(2) Anspriche des Kunden nach Nummer 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwen-
dungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft aus-
gefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberweisun-
gen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13
Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder
fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf
der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden Uber die Belastungsbu-
chung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformationen ver-
einbarten Weg spétestens innerhalb eines Monats nach der Belastungs-
buchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fir den Fristbeginn der Tag der
Unterrichtung maRgeblich. Schadensersatzanspriiche nach Nummer
3.1.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend
machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhin-
dert war. Die Séatze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Uber-
weisung uber einen Zahlungsauslésedienstleister ausldst.

(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen

Anspruch begriindenden Umstande

— auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen,
auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwen-
dung der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen,
oder

— von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt
wurden.

3.2 Uberweisungen in Staaten auBerhalb des EWR (Drittstaaten)

3.2.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss fiir die Ausfiihrung der Uberweisung folgende Angaben

machen:

— Name des Zahlungsempfangers,

— Kundenkennung des Zahlungsempfangers (siche Nummer 1.2); ist bei
grenziiberschreitenden Uberweisungen der BIC unbekannt, ist statt-
dessen der vollstdndige Name und die Adresse des Zahlungsdienst-
leisters des Zahlungsempfangers anzugeben,

— Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemaf Anlage),

— Wahrung (gegebenenfalls in Kurzform geman Anlage),

— Uberweisungsbetrag,

— Name des Kunden,

— Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.2.2 Ausfihrungsfrist

Die Uberweisungen werden baldméglichst bewirkt.

3.2.3 Erstattungs- und Schadensersatzanspriiche des Kunden

3.2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3
Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstat-
tung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Uberwei-
sungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu brin-
gen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte
Uberweisung befunden hétte. Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum
Ende des Geschéftstags gemaR ,Preis- und Leistungsverzeichnis” zu
erflllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde,
dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere
Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zustandigen
Behdrde berechtigte Griinde fir den Verdacht, dass ein betriigerisches
Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Ver-
pflichtung aus Satz 2 unverziglich zu prifen und zu erfiillen, wenn sich
der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die Uberweisung tber einen
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Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten aus den
Sétzen 2 bis 4 die Bank.

(2) Bei sonstigen Schaden, die aus einer nicht autorisierten Uberweisung
resultieren, haftet die Bank fur eigenes Verschulden. Hat der Kunde
durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens bei-
getragen, bestimmt sich nach den Grundséatzen des Mitverschuldens, in
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

3.2.3.2 Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiih-
rung einer autorisierten Uberweisung

Bei nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten autorisierten
Uberweisungen hat der Kunde neben etwaigen Anspriichen aus Auf-
tragsrecht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach
§§ 812 ff. BGB Schadensersatzanspriiche nach MaRgabe der folgenden
Regelungen:

— Die Bank haftet fur eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein
schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

— Fir das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Bank
nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der Bank auf die
sorgfaltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalte-
ten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

— Die Haftung der Bank ist auf héchstens 12.500 Euro je Uberweisung
begrenzt. Diese Haftungsbeschrankung gilt nicht fiir Vorsatz oder
grobe Fahrlassigkeit der Bank und fir Gefahren, die die Bank beson-
ders Ubernommen hat.

3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach den Nummern 3.2.3.2 ist in folgenden

Fallen ausgeschlossen:

— Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungs-
betrag ordnungsgemaf beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsemp-
féngers eingegangen ist.

— Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfangers
(siehe Nummer 1.2) ausgefuhrt. In diesem Fall kann der Kunde von
der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Moglichkei-
ten darum bemiiht, den Uberweisungsbetrag wiederzuerlangen. Fiir
die Tatigkeiten der Bank nach Satz 2 dieses Unterpunkts berechnet die
Bank das im ,Preis- und Leistungsverzeichnis* ausgewiesene Entgelt.

(2) Anspriiche des Kunden nach den Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und
Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberwei-
sungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens
13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder
fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon in Textform unterrichtet hat.
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden Uber die Belas-
tungsbuchung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformatio-
nen vereinbarten Weg spétestens innerhalb eines Monats nach der Belas-
tungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fir den Fristbeginn der Tag
der Unterrichtung maRgeblich. Schadensersatzanspriiche kann der Kunde
auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Ver-
schulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Satze 1 bis 3
gelten auch dann, wenn der Kunde die Uberweisung lber einen Zahlungs-
ausldsedienstleister auslést.

(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen

Anspruch begriindenden Umsténde

— auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen,
auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwen-
dung der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen
oder

— von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefihrt
wurden.

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).

2 Zum Européischen Wirtschaftsraum (EWR) gehdren derzeit: Belgien, Bulgarien, Dane-
mark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschlieRlich Franzésisch-Guayana,
Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion, St. Barthélemy, St. Martin [franzdsischer
Teil]), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Polen, Portugal, Ruménien,
Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern.

3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).

4 Drittstaaten sind alle Staaten auBerhalb des Européischen Wirtschaftsraumes.

5Zuden EWR-Wahrungen gehoren derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Danische Krone, Islan-
dische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Ruméanischer Leu, Schwedische
Krone, Schweizer Franken (nur grenziiberschreitende Zahlungen mit Liechtenstein),
Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

62.B. US-Dollar.
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Anlage: Verzeichnis der Kurzformen fiir Zielland und Wahrung

Zielland Kurzform Wahrung Kurzform
Belgien BE Euro EUR
Bulgarien BG Bulgarischer Lew BGN
Danemark DK Danische Krone DKK
Deutschland DE Euro EUR
Estland EE Euro EUR
Finnland Fl Euro EUR
Frankreich FR Euro EUR
Griechenland GR Euro EUR
Irland IE Euro EUR
Island IS Islandische Krone ISK
Italien IT Euro EUR
Japan JP Japanischer Yen JPY
Kanada CA Kanadischer Dollar CAD
Kroatien HR Euro EUR
Lettland LV Euro EUR
Liechtenstein LI Schweizer Franken* CHF
Litauen LT Euro EUR
Luxemburg LU Euro EUR
Malta MT Euro EUR
Niederlande NL Euro EUR
Norwegen NO Norwegische Krone NOK
Osterreich AT Euro EUR
Polen PL Polnischer Zloty PLN
Portugal PT Euro EUR
Rumanien RO Rumanischer Leu RON
Russische Foderation RU Russischer Rubel RUB
Schweden SE Schwedische Krone SEK
Schweiz CH Schweizer Franken CHF
Slowakei SK Euro EUR
Slowenien SI Euro EUR
Spanien ES Euro EUR
Tschechische Republik cz Tschechische Krone CzK
Turkei TR Turkische Lira TRY
Ungarn HU Ungarischer Forint HUF
USA us US-Dollar UsD
Vereinigtes Koénigreich GB Britisches Pfund Sterling GBP
von GrofR3britannien und Nordirland

Zypern CY Euro EUR

* Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein.
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LB=BW

Bedingungen fur Echtzeit-Uberweisungen

Fassung Marz 2021

BW=BANK

Die Allgemeinen Geschéftsbedingungen und die besonderen Bedingungen der LBBW gelten fiir die Geschaftsverbindung des Kunden mit der
Landesbank Baden-Wirttemberg und ihrer unselbststéndigen Anstalt, der Baden-Wirttembergischen Bank. Erklarungen der Baden-Wirttembergischen
Bank im Rahmen der Geschéaftsverbindung berechtigen und verpflichten ausschlieBlich die Landesbank Baden-Wirttemberg

Fiir die Ausfiihrung von Auftrégen von Kunden im Echtzeit-Uberwei-
sungsverfahren gelten die folgenden Bedingungen. Erganzend gelten die
Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, soweit im Folgenden keine
anderweitige Vereinbarung getroffen wird.

1.1 Wesentliche Merkmale

Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Echtzeit-Uberweisung
einen Geldbetrag in Euro innerhalb des einheitlichen Euro-Zahlungsver-
kehrsraums (Single Euro Payments Area, SEPA, siehe Anhang) an den
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféngers rechtzeitig geman Nr. 1.5
zu Ubermitteln, sofern dieser solche Zahlungen auf der Basis des ,SEPA
INSTANT CREDIT TRANSFER (SCT INST)“ Abkommens annimmt und
Uiber das von der Bank genutzte Zahlungssystem erreichbar ist. Die
Erreichbarkeit kann vorab anhand einer in der Internetfiliale der Bank ver-
offentlichten Auflistung der teilnehmenden Institute ermittelt werden. Der
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféngers ist gegeniiber dem Zah-
lungsempféanger verpflichtet, ihm den Zahlungsbetrag mdglichst innerhalb
von Sekunden zur Verfiigung zu stellen. Die Bank stellt dem Zahler Infor-
mationen (ber die Ausfiihrung einer Echtzeit-Uberweisung in der Giber
das Online-Banking abrufbaren Umsatzliste oder tiber einen anderen ver-
einbarten elektronischen Weg sowie nachtraglich Gber den Kontoauszug
zur Verfiigung. Entsprechendes gilt, wenn die Uberweisung abgelehnt
wird oder nicht ausgefiihrt werden kann.

Erhalt die Bank fiir ein in Euro geflihrtes Zahlungskonto eine Echtzeit-
Uberweisung, so wird sie den Uberweisungsbetrag annehmen und
hieriiber den Zahlungsempfanger in der vereinbarten Form sowie tber
den Kontoauszug informieren.

1.2 Betragsgrenze
Fur Auftrage bestehen Betragsgrenzen, die sich aus dem Preis- und Leis-
tungsverzeichnis der Bank ergeben.

1.3 Zugang und Widerruf des Auftrags

Die Bank unterhélt in Anderung der Nummer 1.4 der Bedingungen fiir den
Uberweisungsverkehr sowie Nummer 5 Absatz 1 der Bedingungen fiir
das Online-Banking den fiir die Ausfiihrung von Echtzeit-Uberweisungen
erforderlichen Geschéftsbetrieb flr die vereinbarten elektronischen
Zugangswege (z. B. Online-Banking) ganztagig an allen Kalendertagen
eines Jahres. Mit dem Zugang des Auftrages bei der Bank kann der
Kunde diesen nicht mehr widerrufen.

1.4 Ablehnung der Ausfiihrung

Die Bank wird in Erganzung der Nummer 1.7 der Bedingungen flir den

Uberweisungsverkehr die Ausfiihrung des Auftrags kurzfristig ablehnen,

wenn:

- das Belastungskonto nicht fiir Echtzeit-Uberweisungen vereinbart
wurde,

— die Prifung der Ausfiihrungsbedingungen, z. B. die wirksame Autorisie-
rung, die Einhaltung der Vorgaben des Geldwaschegesetzes oder der
Embargobestimmungen nicht kurzfristig abschlieRend mdoglich ist,

— die Kontowahrung des Belastungskontos nicht der Euro ist (Fremdwah-
rungskonto),

— der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféngers tber das von der
Bank genutzte Zahlungssystem nicht erreichbar ist, insbesondere weil
er dieses Verfahren nicht nutzt.

Die Bank wird den Kunden darlber gemaft Nummer 1.1 informieren.

1.5 Ausfiihrungsfrist
Die Bank ist in Anderung der Nummern 3.1.2 und 3.2.2 der Bedingungen

fir den Uberweisungsverkehr verpflichtet sicherzustellen, dass der Geld-
betrag einer Echtzeit-Uberweisung nach erfolgreicher Priifung der Aus-
fuhrungsvoraussetzungen gemaf der im Preis- und Leistungsverzeichnis
vereinbarten Ausflhrungsfrist bei dem Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfangers eingeht.

Anhang: Liste der zu SEPA gehorigen Staaten und Gebiete

Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR)

Derzeit: Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland,
Frankreich (einschlieBlich Franzésisch-Guayana, Guadeloupe, Marti-
nique, Mayotte, Réunion, St. Barthélemy, St. Martin [franzdsischer Teil]),
Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Polen,
Portugal, Ruméanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tsche-
chische Republik, Ungarn, Zypern.

Sonstige Staaten und Gebiete auBerhalb des EWR

Derzeit: Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Monaco,

San Marino, Schweiz, St. Pierre und Miquelon, Vatikanstadt, Vereinigtes
Kdnigreich von GrofRbritannien und Nordirland.
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Bedingungen fur Zahlungen mittels Lastschrift

im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren

Fassung September 2021

Fir Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfanger mittels SEPA-Basis-
Lastschrift Gber sein Konto bei der Bank gelten folgende Bedingungen.

1 Aligemein

1.1 Begriffsbestimmung

Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfanger ausgeldster Zahlungsvor-
gang zulasten des Kontos des Kunden, bei dem die Hohe des jeweiligen
Zahlungsbetrages vom Zahlungsempfanger angegeben wird.

1.2 Entgelte und deren Anderung

1.2.1 Entgelte fiir Verbraucher

Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem ,Preis- und
Leistungsverzeichnis".

Anderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden dem Kunden
spéatestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in
Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der
Geschéftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg
vereinbart, kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten
werden. Die von der Bank angebotenen Anderungen werden nur
wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung liber die
Anderung eines Entgelts, das auf eine iiber die Hauptleistung
hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank nur
ausdricklich treffen.

Die Anderung von Entgelten fiir den Zahlungsdiensterahmenvertrag
(Girovertrag) richtet sich nach Nummer 17 Absatz 6 AGB.

1.2.2 Entgelte fir Kunden, die keine Verbraucher sind

Fir Entgelte und deren Anderung fiir Zahlungen von Kunden, die keine
Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 17
Absatze 2 bis 6 AGB-der Bank.

1.3 Meldepflichten nach AuBenwirtschaftsrecht
Der Kunde hat etwaige Meldepflichten nach dem AuRenwirtschaftsrecht
zu beachten.

1.4 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige
Beschwerdemdglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an
die im ,Preis- und Leistungsverzeichnis" nédher bezeichneten
Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.

2 SEPA-Basis-Lastschrift

2.1 Aligemein

2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basis-Lastschriftverfahrens

Mit dem SEPA-Basis-Lastschriftverfahren kann der Kunde tber die Bank

an den Zahlungsempfanger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets des

einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (,Single Euro Payments

Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehdren die in der Anlage genannten

Staaten und Gebiete.

Fir die Ausfiihrung von Zahlungen mittels SEPA-Basis-Lastschriften

muss

— der Zahlungsempfanger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA-
Basis-Lastschriftverfahren nutzen und

— der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfanger das
SEPA-Lastschriftmandat erteilen.

Telefon 0711 127-0
Telefax 0711 127-43544
info@lbbw.de

Der Zahlungsempfanger I6st den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem
er Uber seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften vorlegt.
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt
der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Bank die Erstattung
des belasteten Lastschriftbetrages verlangen.

2.1.2 Kundenkennungen

Fur das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN und bei grenz-
Uiberschreitenden Zahlungen auRerhalb des Européischen Wirtschafts-
raums2 (EWR) zusatzlich den BIC3 der Bank als seine Kundenkennung
gegenulber dem Zahlungsempfanger zu verwenden, da die Bank berechtigt
ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift ausschlieBlich auf der
Grundlage der ihr Ubermittelten Kundenkennung auszufiihren. Die Bank
und die weiteren beteiligten Stellen flihren die Zahlung an den Zahlungs-
empfanger anhand der im Lastschriftdatensatz vom Zahlungsempfénger
als dessen Kundenkennung angegebenen IBAN und bei grenziiberschrei-
tenden Zahlungen auBerhalb des EWR zusétzlich angegebenen BIC aus.

2.1.3 Ubermittlung von Lastschriftdaten

Bei SEPA-Basis-Lastschriften kdnnen die Lastschriftdaten auch tber das
Nachrichtenlibermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank
Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechen-
zentren in der Europaischen Union, in der Schweiz und in den USA wei-
tergeleitet werden.

2.2 SEPA-Lastschriftmandat

2.2.1 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit

Mandate)

Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfanger ein SEPA-Lastschriftmandat.

Damit autorisiert er gegentiber seiner Bank die Einldsung von SEPA-

Basis-Lastschriften des Zahlungsempfangers. Das Mandat ist schriftlich

oder in der mit seiner Bank vereinbarten Art und Weise zu erteilen.

In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdriickliche Zustimmung enthal-

ten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister und

etwaige zwischengeschaltete Stellen die fiir die Ausflihrung der Last-

schrift notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abrufen, ver-

arbeiten, Gbermitteln und speichern.

In dem SEPA-Lastschriftmandat miissen die folgenden Erklarungen des

Kunden enthalten sein:

— Ermachtigung des Zahlungsempféngers, Zahlungen vom Konto des
Kunden mittels SEPA-Basis-Lastschrift einzuziehen, und

— Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfanger auf sein Konto
gezogenen SEPA-Basis-Lastschriften einzuldsen.

Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Angaben (Autorisierungsda-

ten) enthalten:

— Bezeichnung des Zahlungsempfangers,

— eine Glaubiger-ldentifikationsnummer,

— Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung,

— Name des Kunden (sofern verfiigbar) und

— seine Kundenkennung (sieche Nummer 2.1.2).

Uber die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusétzli-

che Angaben enthalten.

Mit dem Einzug der letzten Lastschrift teilt der Zahlungsempfanger der

Bank des Kunden die Erledigung des SEPA-Lastschriftmandates mit.

2.2.2 Einzugsermachtigung als SEPA-Lastschriftmandat

Hat der Kunde dem Zahlungsempfanger eine Einzugsermachtigung
erteilt, mit der er den Zahlungsempfanger erméachtigt, Zahlungen von
seinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen, weist er zugleich damit die
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Bank an, die vom Zahlungsempféanger auf sein Konto gezogenen Last-

schriften einzulésen. Mit der Einzugsermachtigung autorisiert der Kunde

gegenliber seiner Bank die Einlésung von Lastschriften des Zahlungs-

empfangers. Diese Einzugsermachtigung gilt als SEPA-Lastschriftman-

dat. Satze 1 bis 3 gelten auch fiir vom Kunden vor dem Inkrafttreten

dieser Bedingungen erteilte Einzugsermachtigungen.

Die Einzugserméachtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:

— Bezeichnung des Zahlungsempfangers,

— Name des Kunden,

— Kundenkennung nach Nummer 2.1.2 oder Kontonummer und Bankleit-
zahl des Kunden.

Uber die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugserméchtigung

zusatzliche Angaben enthalten.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats

Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erkléarung gegen-
Uber dem Zahlungsempfanger oder seiner Bank — madglichst schriftlich —
mit der Folge widerrufen werden, dass nachfolgende Zahlungsvorgange
nicht mehr autorisiert sind. Erfolgt der Widerruf gegentiber der Bank, wird
er ab dem auf den Eingang des Widerrufs folgenden Geschaftstag
gemal ,Preis- und Leistungsverzeichnis” wirksam. Zusatzlich sollte der
Widerruf auch gegeniiber dem Zahlungsempfanger erklart werden, damit
dieser keine weiteren Lastschriften einzieht.

2.2.4 Begrenzung und Nichtzulassung von SEPA-Basis-Lastschriften
Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlungen
aus SEPA-Basis-Lastschriften zu begrenzen oder nicht zuzulassen.
Diese Weisung muss der Bank bis spatestens zum Ende des Geschéfts-
tages gemal ,Preis- und Leistungsverzeichnis® vor dem im Datensatz der
Lastschrift angegebenen Falligkeitstag mdglichst schriftlich oder, wenn im
Rahmen der Geschéftsbeziehung der elektronische Kommunikationsweg
vereinbart wurde (z. B. Online-Banking), auf diesem Wege zugehen.
Diese Weisung sollte zusatzlich auch gegeniiber dem Zahlungsempfan-
ger erklart werden.

2.3 Einzug der SEPA-Basis-Lastschrift auf Grundlage des SEPA-
Lastschriftmandats durch den Zahlungsempfanger

(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim Zah-
lungsempfanger. Dieser libernimmt die Autorisierungsdaten und setzt
etwaige zusatzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von
SEPA-Basis-Lastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag wird vom Zah-
lungsempfénger angegeben.

(2) Der Zahlungsempfanger tGbermittelt elektronisch den Datensatz zur
Einziehung der SEPA-Basis-Lastschrift unter Einschaltung seines Zah-
lungsdienstleisters an die Bank als Zahlstelle. Dieser Datensatz verkor-
pert auch die im SEPA-Lastschriftmandat enthaltene Weisung des
Kunden an die Bank zur Einldsung der jeweiligen SEPA-Basis-Lastschrift
(siehe Nummer 2.2.1 Satz 2 und Satz 4 bzw. Nummer 2.2.2 Satz 2). Fir
den Zugang dieser Weisung verzichtet die Bank auf die fiir die Erteilung
des Mandats vereinbarte Form (sieche Nummer 2.2.1 Satz 3).

2.4 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift
2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag
(1) Eingehende SEPA-Basis-Lastschriften des Zahlungsempfangers
werden am im Datensatz angegebenen Falligkeitstag mit dem vom Zah-
lungsempfénger angegebenen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden
belastet. Fallt der Falligkeitstag nicht auf einen im ,Preis- und Leistungs-
verzeichnis" ausgewiesenen Geschaftstag der Bank, erfolgt die Kontobe-
lastung am néchsten Geschaftstag.

(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spatestens am zweiten

Geschaftstag gemal ,Preis- und Leistungsverzeichnis* nach ihrer Vor-

nahme riickgangig gemacht, wenn

— der Bank ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemat Nummer
2.2.3 zugegangen ist,

— der Kunde Uber kein fur die Einlésung der Lastschrift ausreichendes
Guthaben auf seinem Konto oder Uber keinen ausreichenden Kredit
verflgt (fehlende Kontodeckung); Teileinldsungen nimmt die Bank
nicht vor,

— die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen
keinem Konto des Kunden bei der Bank zuzuordnen ist oder

— die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im
Lastschriftdatensatz
+ eine Glaubiger-ldentifikationsnummer fehlt oder fiir die Bank erkenn-

bar fehlerhaft ist,
« eine Mandatsreferenz fehlt,
+ ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
+ kein Falligkeitstag angegeben ist.

(3) Dartber hinaus erfolgt eine Kontobelastung nicht oder wird spatestens

am zweiten Geschaftstag nach ihrer Vornahme riickgangig gemacht

(siehe Nummer 2.4.2), wenn dieser SEPA-Basis-Lastschrift eine geson-

derte Weisung des Kunden gemaf Nummer 2.2.4 entgegensteht.

2.4.2 Einlésung von SEPA-Basis-Lastschriften
SEPA-Basis-Lastschriften sind eingeldst, wenn die Belastungsbuchung
auf dem Konto des Kunden nicht spatestens gemal Nummer 2.4.1
Absatz 2 riickgangig gemacht wird.

2.4.3 Unterrichtung Uber die Nichtausfiihrung oder Riickgédngigmachung
der Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einldsung

Uber die Nichtausfiihrung oder Riickgdngigmachung der Belastungsbu-
chung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einlésung
einer SEPA-Basis-Lastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die Bank den
Kunden unverziiglich, spatestens bis zu der gemal Nummer 2.4.4 verein-
barten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem fiir Kontoinformationen
vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit mdglich, die
Griinde sowie die Mdglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Nichtaus-
fihrung, Rickgédngigmachung oder Ablehnung gefiihrt haben, berichtigt
werden kdénnen.

Fir die berechtigte Ablehnung der Einlésung einer autorisierten SEPA-
Basis-Lastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Nummer 2.4.1
Absatz 2, zweiter Spiegelstrich) berechnet die Bank das im ,Preis- und
Leistungsverzeichnis® ausgewiesene Entgelt.

2.4.4 Ausfuhrung der Zahlung

(1) Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem Konto
des Kunden aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift des Zahlungsempfan-
gers belastete Lastschriftbetrag spatestens innerhalb der im ,Preis- und
Leistungsverzeichnis" angegebenen Ausfiihrungsfrist beim Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers eingeht.

(2) Die Ausfiihrungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angege-
benen Falligkeitstag. Fallt dieser Tag nicht auf einen Geschaftstag geman
,Preis- und Leistungsverzeichnis* der Bank, so beginnt die Ausflihrungs-
frist am darauffolgenden Geschaftstag.

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden Uber die Ausfiihrung der Zahlung
auf dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der vereinbar-
ten Haufigkeit.

2.5 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten Zahlung
(1) Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt
der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Bank ohne Angabe
von Griinden die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrages verlangen.
Dabei bringt die Bank das Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich
ohne die Belastung durch die Zahlung befunden hatte.

Etwaige Zahlungsanspriiche des Zahlungsempféngers gegen den Kunden
bleiben hiervon unberihrt.

(2) Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, sobald
der jeweilige Betrag der Lastschriftbelastungsbuchung durch eine aus-
driickliche Genehmigung des Kunden unmittelbar gegeniber der Bank
autorisiert worden ist.

(3) Erstattungsanspriiche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder feh-
lerhaft ausgefiihrten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer
2.6.2.

2.6 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des
Kunden

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung

Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen.
Sie ist verpflichtet, dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten
Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den
Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte
Zahlung befunden hatte. Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende
des Geschaftstags gemaR ,Preis- und Leistungsverzeichnis* zu erfiillen,
der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die
Zahlung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon
Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zustandigen Behorde berech-
tigte Grlinde fir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des
Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus
Satz 2 unverziglich zu prifen und zu erfillen, wenn sich der Betrugsver-
dacht nicht bestatigt.

2.6.2 Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiih-
rung von autorisierten Zahlungen

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausflihrung einer auto-
risierten Zahlung kann der Kunde von der Bank die unverzigliche und
ungekirzte Erstattung des Lastschriftbetrages insoweit verlangen, als die
Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto
des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf
dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgefiihrten Zah-
lungsvorgang befunden hatte.

(2) Der Kunde kann Uber den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von der
Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, die die
Bank ihm im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften
Ausfiihrung der Zahlung in Rechnung gestellt oder mit denen sie das
Konto des Kunden belastet hat.

(3) Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfangers erst nach Ablauf der Ausfiihrungsfrist in Nummer 2.4.4
Absatz 2 ein (Verspatung), kann der Zahlungsempfénger von seinem
Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des Last-
schriftbetrags auf dem Konto des Zahlungsempfangers so vornimmt, als
sei die Zahlung ordnungsgemaf ausgefiihrt worden.
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(4) Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die
Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen
und den Kunden uber das Ergebnis unterrichten.

2.6.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiihrung einer

autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autorisierten Zahlung kann der

Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern

2.6.1 und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die

Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein

Verschulden, das einer von ihr zwischengeschalteten Stelle zur Last fallt,

wie eigenes Verschulden zu vertreten. Hat der Kunde durch ein schuld-

haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,

bestimmt sich nach den Grundséatzen des Mitverschuldens, in welchem

Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Zahlung begrenzt.

Diese betragsmaRige Haftungsgrenze gilt nicht

— fir nicht autorisierte Zahlungen,

— bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

— flr Gefahren, die die Bank besonders (ibernommen hat, und

— fiir den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der Kunde Ver-
braucher ist.

2.6.4 Anspriiche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Anspriichen in Nummer 2.6.2 und in Nummer 2.6.3

haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-

lerhaft oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Zahlung oder bei einer
nicht autorisierten Zahlung neben etwaigen Anspriichen aus Auftrags-
recht nach § 667 Birgerliches Gesetzbuch (BGB) und ungerechtfertigter

Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzanspriiche

nach MaRRgabe folgender Regelungen:

— Die Bank haftet fir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein
schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

— Fur das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen
haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der
Bank auf die sorgféltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwi-
schengeschalteten Stelle.

— Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Hohe nach auf den
Lastschriftbetrag zuziglich der von der Bank in Rechnung gestellten
Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltend-
machung von Folgeschaden handelt, ist der Anspruch auf hdchstens
12.500 Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschrankungen
gelten nicht fur Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Bank und fur
Gefahren, die die Bank besonders (ibernommen hat, sowie fir nicht
autorisierte Zahlungen.

2.6.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach den Nummern 2.6.2 bis 2.6.4 ist in fol-

genden Fallen ausgeschlossen:

— Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Lastschriftbe-
trag rechtzeitig und ungekiirzt beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfangers eingegangen ist.

— Die Zahlung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Zahlungsempfan-
ger angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfan-
gers ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch
verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Moglichkeiten darum
bemiht, den Lastschriftbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Lastschriftbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunkts nicht
maoglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen
Antrag alle verfligbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde
einen Anspruch auf Erstattung des Lastschriftbetrags geltend machen
kann. Fir die Tatigkeiten nach den Satzen 2 und 3 dieses Unterpunkts
berechnet die Bank das im ,Preis- und Leistungsverzeichnis" ausge-
wiesene Entgelt.

(2) Anspriiche des Kunden nach den Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 und Ein-

wendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft

ausgefiihrter Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungen sind
ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13 Monate
nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft
ausgefiihrten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt
nur, wenn die Bank den Kunden Uber die Belastungsbuchung der Zah-
lung entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg spates-
tens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet
hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maf3-
geblich. Schadensersatzanspriiche nach Nummer 2.6.3 kann der Kunde
auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Ver-
schulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen

Anspruch begriindenden Umsténde

— auf einem ungewoéhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen,
auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwen-
dung der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kdnnen,

oder
— von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt
wurden.

Anlage: Liste der zu SEPA gehorenden Staaten und Gebiete

1 Staaten des Europdischen Wirtschaftsraums (EWR)

Derzeit: Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland,
Frankreich (einschlieRlich Franzésisch-Guayana, Guadeloupe, Marti-
nique, Mayotte, Réunion, St. Barthélemy, St. Martin [franzdsischer Teil]),
Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Polen,
Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tsche-
chische Republik, Ungarn sowie Zypern.

2 Sonstige Staaten und Gebiete auBerhalb des EWR

Derzeit: Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Monaco, San
Marino, Schweiz, St. Pierre und Miquelon, Vatikanstadt, Vereinigtes
Koénigreich von GroRbritannien und Nordirland .

! International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
2Fir die Mitgliedstaaten des EWR siehe Nummer 1 der Anlage.
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).
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Bedingungen fiir das extend Girokonto.

Fassung: Oktober 2021

1. Leistungsgegenstand/Vertragsbedingungen

Mit der Erdffnung eines extend Girokontos erwirbt der extend Kunde die Méglich-
keit, verschiedene Zusatzleistungen in Anspruch zu nehmen. Die Zusatzleis-
tungen kdnnen Einzelpersonen, Eheleute, eingetragene Lebenspartnerschaften
und ehedhnliche Gemeinschaften mit einem berechtigten extend Girokonto nut-
zen. Die einzelnen Zusatzleistungen kdnnen der Leistungstibersicht entnommen
werden. Die dort aufgefiihrten Leistungen »Rund ums Girokonto« werden von
der Baden-Wirttembergischen Bank (nachfolgend »Bank«) selbst erbracht
(»Bankleistungen«). Bei allen anderen Dienstleistungen (Freizeit, Reise, Sicher-
heit) tritt die Bank lediglich als Vermittler der jeweiligen Leistung auf (»Drittleis-
tungen«). Ein unmittelbarer Anspruch gegeniiber der Bank besteht im Falle einer
Drittleistung nicht. Die Versicherungsleistungen zur Elektronikversicherung, zum
Notgeld-Service und zum Zahlungskartenschutz werden durch die Deutsche
Assistance Versicherung AG, Hansaallee 199, 40549 Dusseldorf zur Verfligung
gestellt.

2. Entgeltzahlungen

Entgelte fir erbrachte Bankleistungen bucht die Bank vom extend Girokonto des
extend Kunden ab. Entgelte fir erbrachte Drittleistungen zieht der jeweilige
Dienstleister mit einer SEPA-Lastschrift vom extend Girokonto des extend Kun-
den ein. Der extend Kunde erklért sich damit einverstanden, dass ihm die in die-
sem Zusammenhang erbrachte Prenotification spétestens fiinf Bankarbeitstage
vor der Belastung seines extend Girokontos zugeht. Kdnnen Abbuchungen bzw.
Lastschriften mangels ausreichenden Guthabens auf dem extend Girokonto nicht
vorgenommen bzw. eingeldst werden, ist die Bank berechtigt, die extend Verein-
barung zu kiindigen.

3. Information Uber Leistungsangebote

Uber einzelne extend Leistungsangebote informiert die Bank im extend Magazin,
unter www.meinextend.de oder Uber weitere Kommunikationskanale, wie z.B.
Newsletter. Zur Gewéahrleistung eines reibungslosen Ablaufs hat der extend
Kunde etwaige Adressanderungen unverzlglich seiner Geschéftsstelle der Bank
mitzuteilen.

4. Servicepartner
Zur Abwicklung der Zusatzleistungen arbeitet die Bank im Wege der Auftragsver-
arbeitung mit einem Servicepartner, der S-Markt & Mehrwert GmbH & Co. KG,
Grenzstrafle 21, 06112 Halle (Saale) zusammen, der berechtigt ist, weitere Sub-
unternehmer einzuschalten. Der vorgenannte Servicepartner besetzt auch die
24h-Notfall-Hotline.

5. Telefonaufzeichnung

Die Bank zeichnet das jeweilige Gesprach nur nach vorheriger Einwilligung auf —
zu Trainingszwecken, zu Zwecken der Qualitatsverbesserung und zur Sicherstel-
lung, dass in Reklamationsfallen Zweifel iiber den Inhalt eines Auftrags sowie
Uber den Auftraggeber ausgeraumt werden konnen. Die Einwilligung des extend
Kunden wird vor jedem Gesprach erneut eingeholt. Die Gesprachsaufzeichnung
wird fir drei Monate gespeichert. Der extend Kunde hat jederzeit das Recht, die
Einwilligung mit Wirkung fiir die Zukunft zu widerrufen. Der Widerruf bertihrt die
Zulassigkeit einer aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf vorgenommenen
Verarbeitung nicht. Ein Widerruf der Einwilligung fiihrt zur Léschung der Telefon-
aufzeichnung und ist zu richten an:

Datenschutzbeauftragter der LBBW
Am Hauptbahnhof 2

70173 Stuttgart

Telefon: 0711 127-0

E-Mail: datenschutz@lbbw.de

6. Anderung des Leistungsumfangs

Die Bank ist berechtigt, Inhalte und Bestandteile des jeweiligen extend Girokon-
tos sowie der einzelnen angebotenen Leistungen zu erweitern oder einzuschrén-
ken. Die Bank ist ebenfalls berechtigt, das Angebot des extend Girokontos ins-
gesamt einzustellen. In beiden Féllen sind Schadensersatzanspriiche gegen die
Bank ausgeschlossen. Die Bank ist berechtigt, Versicherungsleistungen im Rah-
men der Drittleistungen zu erweitern, einzuschranken oder herauszunehmen,
sofern hierdurch keine wesentlichen Stérungen des Gleichgewichts zwischen
Leistung und Gegenleistung eintritt. Anderungen dieser Bedingungen sowie der
Bank- und Drittleistungen werden dem Kunden spatestens zwei Monate vor dem
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der
Bank im Rahmen der Geschaftsbeziehung einen anderen Kommunikationsweg
vereinbart (z.B. Online-Banking, BW-Bank Kartenservice Online), kénnen die
Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Werden dem Kunden

BW=BANK

Ein Unternehmen der LBBW-Gruppe

Anderungen der Bedingungen angeboten, kann er den Vertrag zum extend Giro-
konto vor dem Wirksamwerden der Anderungen auch fristlos und kostenfrei kiin-
digen. Auf dieses Kiindigungsrecht wird ihn die Bank beim Angebot der Ande-
rungen besonders hinweisen.

7. Sorgfaltspflichten

Der extend Kunde hat seine extend Kundenkarte nach Erhalt unverziglich auf
dem dafiir vorgesehenen Unterschriftenfeld zu unterschreiben und sie mit beson-
derer Sorgfalt aufzubewahren, um sie vor missbrauchlicher Verwendung zu
schiitzen. Kommt die extend Kundenkarte abhanden, so ist dies unverziiglich
dem Service-Center unter Telefon: 0711 124-HILFE (0711 124-44533) mitzuteilen.

8. Sicherheitshinweise

Zur Vermeidung von Missbrauch bei der Nutzung der Leistungen — z.B. Uber
www.mein-extend.de oder bei einer telefonischen Auftragserteilung — hat der
extend Kunde insbesondere darauf zu achten, dass er seine extend Legitima-
tionsdaten (z. B. Kundennummer) Dritten nicht zuganglich macht.

9. Haftung der Bank

Die Haftung der Bank — auch bei Verschulden ihrer gesetzlichen Vertreter und
Erfiillungsgehilfen — richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften, ist aber auf
Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit beschrénkt, es sei denn, nachfolgend wird Ab-
weichendes bestimmt. Bei einer Verletzung vertragswesentlicher Pflichten haftet
die Bank auch im Falle einfacher Fahrlassigkeit. Vertragswesentliche Pflichten
sind dabei diejenigen Pflichten, deren Erfiillung die ordnungsgemafie Durchfiih-
rung des Vertrags erst ermdglicht und auf deren Einhaltung die jeweils andere
Partei regelmaRig vertraut und vertrauen darf. Soweit keine vorsatzliche Ver-
tragsverletzung vorliegt, ist die Haftung der Bank auf den vorhersehbaren, typi-
scherweise eintretenden Schaden begrenzt. Die Haftung der Bank wegen
schuldhafter Verletzung des Lebens, des Korpers oder der Gesundheit sowie die
Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz bleibt unbertihrt. Fir M&ngel der Leis-
tungserbringung bei Drittleistungen und/oder Schaden infolge deren Leistungser-
bringung haftet die Bank nicht, sofern sie diese nicht selbst schuldhaft (mit-)ver-
ursacht hat. Sie ist fiir deren Leistungen lediglich Vermittlerin. Einwénde oder
Anspriiche aus der Beziehung zu dem jeweiligen Vertragsunternehmen der Dritt-
leistung sind unmittelbar bei diesem geltend zu machen. Soweit vorstehend nicht
ausdrticklich anders geregelt, ist die Haftung der Bank ausgeschlossen.

10. Haftung des extend Kunden

Verletzt der extend Kunde seine Sorgfaltspflichten schuldhaft, so hat er den da-
raus resultierenden Schaden zu tragen. Dies ist z.B. der Fall, wenn der extend
Kunde seine extend Legitimationsdaten 6ffentlich zuganglich macht. Eine Sorg-
faltspflichtverletzung geschieht z.B. auch, indem er seine Legitimationsdaten
unberechtigten Personen mitteilt, vorsatzlich oder fahrlassig in sonstiger Weise
zur Kenntnis gelangen lasst oder er bei Verdacht, dass eine unberechtigte Per-
son Kenntnis von seinen Legitimationsdaten hat, seine Legitimationsdaten nicht
andert. Der extend Kunde haftet nicht fir Schaden, die nach erfolgter Anderung
seiner Legitimationsdaten durch eine unberechtigte Auftragserteilung entstan-
den sind. Eine Schadentibernahme durch die Bank setzt eine Strafanzeige des
extend Kunden voraus.

11. Kiindigungsrecht

Ordentliche Kiindigung

Der extend Kunde kann das extend Girokonto jederzeit ohne Einhaltung einer
Kiindigungsfrist kiindigen, soweit keine abweichenden Vorschriften oder ander-
weitige Vereinbarungen dem entgegenstehen. Die Bank kann das extend Giro-
konto jederzeit mit einer Frist von zwei Monaten und bei Vorliegen eines sach-
lichen Grundes kiindigen. Sie wird dabei den berechtigten Belangen des extend
Kunden angemessen Rechnung tragen, insbesondere nicht zur Unzeit kiindigen.

Kiindigung aus wichtigem Grund

Ungeachtet anderweitiger Vereinbarungen kann sowohl der extend Kunde als
auch die Bank das extend Girokonto jederzeit fristlos kiindigen, wenn ein wich-
tiger Grund vorliegt, aufgrund dessen dem Kiindigenden die Fortsetzung der
Geschaftsbeziehung nicht zugemutet werden kann. Dabei sind die berechtigten
Belange des anderen Vertragspartners zu berticksichtigen. Fiir die Bank ist ein
solcher Kiindigungsgrund insbesondere gegeben, wenn der extend Kunde das
Verrechnungskonto iberwiegend zur Abwicklung unternehmerischer Zahlungs-
vorgange nutzt. Die Bank darf die Nutzung der Leistungen unterbinden (z.B.
durch Sperrung der Zugangsdaten und der extend Kundenkarte).
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Rechtsfolgen bei Kiindigung

Die Kiindigung des extend Girokontos hat grundsatzlich die gleichzeitige Beendi-
gung der einzelnen Zusatzleistungen zur Folge. Eventuell in Abwicklung befind-
liche Einzelleistungen kdnnen noch erbracht werden. Der extend Kunde ist au-
Rerdem verpflichtet, die Bank insoweit von allen flir ihn oder in seinem Auftrag
Ubernommenen Verpflichtungen zu befreien. Mit Kiindigung der extend Vereinba-
rung darf die extend Kundenkarte nicht mehr benutzt werden. Sie ist unverziglich
zu vernichten oder an die Bank zurtickzugeben.

12. Datenschutz

Die Bank verarbeitet als verantwortliche Stelle personenbezogene Daten im Rah-
men des extend Programms. Die Daten werden u.a. zur Durchfiihrung des Ver-
trags im Rahmen des extend Programms bzw. im Rahmen der Durchfiihrung
vorvertraglicher Manahmen, zur Erfiillung rechtlicher Verpflichtungen oder weil
der Bank eine explizite Einwilligung zu den genannten Zwecken vorliegt verar-
beitet. Die Daten werden nur solange gespeichert und aufbewahrt, wie gesetz-
liche oder sonstige Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten die Bank hierzu
verpflichten. Weitere Informationen — inshesondere zu den Rechten des extend
Kunden als Betroffener und zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten - kon-
nen jederzeit auf der Internetseite www.meinextend.de/datenschutz eingesehen
werden.
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ZAHLUNGSKARTENSCHUTZ-VERSICHERUNG

GRUPPENVERSICHERUNG

GULTIG AB 01.07.2020, GAVB-ZKS-BW-07/20

Geldinstitut
Baden-Wirttembergische Bank
gultig fur: Konten extend classic, gold, online und orange

Service-Center

extend Service-Center
Postfach 101107

70010 Stuttgart

Telefon: 0711 124-37000
www.meinextend.de

§ 1 Versicherte Person, versicherte Sachen

Der Versicherungsvertrag wird als Gruppenversicherungsver-
trag geschlossen, wobei die Erteilung eines Versicherungs-
scheins an die Versicherten ausgeschlossen ist. Die Deutsche
Assistance Versicherung AG ist der Versicherer und die S-
Markt & Mehrwert GmbH & Co. KG der Versicherungsnehmer.

Als versicherte Person gilt jeweils der berechtigte Inhaber
eines gultigen Kontopaketvertrags oder eines gltigen Kredit-
kartenpaketvertrags mit dem in den AVB genannten Kreditins-
titut. Hierfir muss das Kreditinstitut einen Gruppenversiche-
rungsvertrag Uber die Zahlungskartenschutz-Versicherung
mit dem Versicherer abgeschlossen und die versicherte Person
das Registrierungsformular an das Service-Center Ubersandt
haben. Bei einer Online-Registrierung entfdllt die schriftliche
Bestdtigung durch das Service-Center.

Anspruch auf Leistung des Versicherers besteht bei finanziel-
len Verlusten durch unberechtigte Nutzung registrierter Kre-
ditkarten und sonstiger registrierter Zahlungskarten, die von
einem deutschen Unternehmen (z.B. Bank, Sparkasse und
Kaufhaus) im Inland ausgegeben werden (im folgenden Kar-
tenemittent genannt) und eine Zahlungsfunktion (wie z.B.
Kreditkarten und BW-BankCard) besitzen, vorausgesetzt die
finanziellen Verluste sind bis zu 24 Stunden vor Eingang der
Verlustmeldung im Service-Center eingetreten.

§ 2 Verlustmeldung/Kartensperrung

1. Die versicherte Person muss ihre Kredit- und sonstigen
Zahlungskarten, die von einem deutschen Unternehmen
(z. B. Bank, Sparkasse und Kaufhaus) im Inland ausgege-
ben werden und eine Zahlungsfunktion (wie z.B. Kredit-

Versicherer

Deutsche Assistance Versicherung AG
Hansaallee 199

40549 Dusseldorf

Vorstand: J6rg Tomalak-Plonzke (Vorsitzender),
Marcus Hansen, Andreas Heinsen
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer
Registergericht Dusseldorf HRB 64583

Ein Unternehmen der ORAG-Gesellschaften

karten und BW-BankCard) besitzen, im Service-Center
registrieren lassen. Die Erstregistrierung der Zahlungs-
karten hat Uber das Zahlungskarten-Registrierungsfor-
mular zu erfolgen.

2. Die versicherte Person verpflichtet sich, jedes Abhanden-
kommen ihrer registrierten Kredit- und sonstigen Zah-
lungskarten unverziglich und innerhalb von 24 Stunden
nach Kenntnis dem Service-Center mitzuteilen und diese
sperren zu lassen. In Fallen des Abhandenkommens von
Kredit- und sonstigen Zahlungskarten infolge einer wi-
derrechtlichen Tat (Diebstahl/Einbruchdiebstahl/Raub)
hat die versicherte Person unverziglich Anzeige bei einer
zustandigen Polizeidienststelle zu erstatten. Die Sper-
rung erfolgt mit nur einem Anruf Uber die 24h-Notfall-
Hotline des Service-Centers. Die entsprechende Mittei-
lung an das (die) Karten emittierende(n) Unternehmen
hinsichtlich der Sperrung der Kredit- oder sonstigen Zah-
lungskarte leitet das Service-Center weiter.

3. Nach Erhalt der Verlustmeldung informiert das Service-
Center das Karten emittierende Unternehmen unverziig-
lich Uber die Kartensperrung.

4. Die versicherte Person verpflichtet sich, die zur ordnungs-
gemaRen Durchfiihrung der Dienstleistung erforderlichen
Daten vollstandig und richtig zu Gbermitteln und/oder zu
bestatigen bzw. es nicht zu versdumen, dem Service-
Center Anderungen der registrierten Daten unverziiglich
mitzuteilen. Nur so kann die korrekte Weitergabe des Auf-
trags zur Kartensperrung an die Karten emittierenden Un-
ternehmen erfolgen.



§ 3 Widerrechtliche Tat

1.

Diebstahl

Ein Diebstahl liegt vor, wenn der Dieb einem anderen eine
fremde bewegliche Sache in der Absicht wegnimmt, sie
sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen.

Einbruchdiebstahl

Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb

a) in einen Raum eines Gebaudes einbricht, einsteigt oder
mittels falscher Schlissel oder anderer Werkzeuge ein-
dringt. Ein Schlussel ist falsch, wenn die Anfertigung
desselben fir das Schloss nicht von einer dazu berech-
tigten Person veranlasst oder gebilligt worden ist. Der
Gebrauch eines falschen Schlissels ist nicht schon
dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sa-
chen abhandengekommen sind;

b) in einem Raum eines Gebdudes ein Behdltnis aufbricht
oder falsche Schlussel oder andere Werkzeuge benutzt,
um es zu 6ffnen;

c) aus einem verschlossenen Raum eines Gebdudes
Sachen entwendet, nachdem er sich in das Gebdude
eingeschlichen oder dort verborgen gehalten hatte;

d)in einem Raum eines Gebdudes bei einem Diebstahl
auf frischer Tat angetroffen wird und eines der Mittel
gemal’ a) oder b) anwendet, um sich den Besitz des ge-
stohlenen Gutes zu erhalten;

e) in einen Raum eines Gebdudes mittels richtiger Schlis-
sel eindringt oder dort ein Behdltnis mittels richtiger
Schltssel 6ffnet, die er durch Einbruchdiebstahl oder
aulderhalb des Versicherungsortes durch Raub an sich
gebracht hatte;

f)in einen Raum eines Gebdudes mittels richtiger Schlis-
sel eindringt, die er — auch auBerhalb des Versiche-
rungsortes — durch Diebstahl an sich gebracht hatte,
vorausgesetzt dass weder der Versicherungsnehmer
noch der Gewahrsamsinhaber den Diebstahl der Schlis-
sel durch fahrldssiges Verhalten erméglicht hatte.

Raub

Raub liegt vor, wenn

a) gegen die versicherte Person Gewalt angewendet wird,
um deren Widerstand gegen die Wegnahme versicher-
ter Sachen auszuschalten;

b) die versicherte Person die versicherte Sachen heraus-
gibt oder sich wegnehmen lasst, weil eine Gewalttat
mit Gefahr fiir Leib oder Leben angedroht wird, die in-
nerhalb des Versicherungsortes veriibt werden soll;

c) der versicherten Person versicherte Sachen wegge-
nommen werden, weil der korperliche Zustand infolge
eines Unfalls oder infolge einer nicht verschuldeten
sonstigen Ursache beeintrdchtigt und dadurch deren
Widerstandskraft ausgeschaltet ist.

Deutsche Assistance
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§ 4 Versicherungssummen Kartenschutz

1. Esgelten grundsatzlich die Bedingungen der Kartenemit-
tenten, welche die versicherte Person bei Abschluss des
Kartenvertrags mit diesen vereinbart hat.

2. Fur finanzielle Verluste durch unberechtigte Nutzung, die
bis 24 Stunden vor Eingang der Verlustmeldung eintre-
ten, besteht Versicherungsschutz bei der Deutschen As-
sistance Versicherung flr die versicherte Person bis zu ei-
ner Schadenshohe von 51,13 € je registrierte Kreditkarte
bzw. 383,00 € je EC- oder Maestro-Karte oder sonstige
registrierte Zahlungskarte, die nicht von einem Kreditins-
titut ausgegeben wurde, jedoch maximal 3.835,00 € je
Verlust/Schadensfall.

3. Sonstige Kosten, die mittelbar oder unmittelbar durch
eine unberechtigte Nutzung entstehen, sind nicht versi-
chert.

§ 5 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt nach Abschluss des
Kontopaketvertrags oder Kreditkartenpaketvertrags mit
dem in den AVB genannten Kreditinstitut und mit Ein-
gang des ausgefullten Zahlungskarten-Registrierungs-
formulars beim Service-Center. Registriert die versicherte
Person die Zahlungskarten des Kreditinstituts, besteht
Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt der erfolgreichen
Registrierung bei diesem Portal. Bei einer Online-Regist-
rierung entfdllt die schriftliche Bestatigung durch das Ser-
vice-Center.

2. Erendetflr die versicherte Person mit der Kiindigung des
Kontopakets oder des Kreditkartenpakets mit dem in den
AVB genannten Kreditinstitut. Eine gesonderte Kindi-
gung des Versicherungsvertrags ist nicht nétig.

8 6 Schadensmeldung
Um einen Anspruch aufVersicherungsleistung geltend zu ma-
chen, fordert die versicherte Person bei Schadensmeldung
beim Service-Center ein Schadensformular an. Es ist vollstan-
dig auszuftllen und zu unterschreiben (mit der Unterschrift
beauftragt die versicherte Person gleichzeitig den Kartenaus-
steller, Details Uber die unberechtigte Nutzung der Zahlungs-
karten an das Service-Center weiterzugeben und binnen
14 Tagen an das Service-Center zurlick zu senden.). Der Scha-
densmeldung sind auBerdem folgende Belege beizufligen:
—eine Kopie des Kontoauszugs, der die unberechtigte
Nutzung der Kredit- oder sonstigen Zahlungskarten
dokumentiert;
—Kopie(n) des in dieser Angelegenheit mit dem Karten-
aussteller geflihrten Schriftwechsels;
—eine Kopie der Anzeige bei der zustdndigen Polizei-
dienststelle (bei Diebstahl).



Das Ergebnis der Schadensbearbeitung wird der versicherten
Person innerhalb von 28 Tagen nach Eingang der Schadens-
meldung im Service-Center mitgeteilt. Sie wird Uber den Be-
trag, der ihrem Konto gutgeschrieben wird, bzw. im Falle der
Ablehnung tber die Griinde informiert.

§ 7 Haftungsausschliisse
Nicht unter den Versicherungsschutz fallen unberechtigte
Nutzungen(,)

—fur die der Kartenaussteller haftbar ist;

— die mehr als 24 Stunden vor der Verlustmeldung an das
Service-Center erfolgt sind;

—die durch die versicherte Person oder ein in ihrem Haus-
halt lebendes Familienmitglied oder Lebenspartner er-
folgt sind;

— bei Mittaterschaft der versicherten Person;

—durch jede Art von Transaktion per PIN-Nummer (durch
Anwendung von Gewalt, sorgfaltswidriges Verhalten
oder auf sonstige Art und Weise);

—die durch eine grob fahrléssige Verletzung der Verpflich-
tungen der versicherten Person, wie z.B. der Pflicht der
sorgfdltigen Aufbewahrung der Kredit- und sonstigen
Zahlungskarten, der Geheimhaltung der Geheimzahl
(PIN) oder der unverziiglichen Benachrichtigung, zum
Missbrauch beigetragen haben.

§ 8 Schlussbestimmungen

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichen-
des bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies
gilt insbesondere fiir Gesetzesbestimmungen, die nach MaR-
gabe der Versicherungsbedingungen Inhalt des Versiche-
rungsvertrags sind.
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8 9 Welcher Gerichtsstand besteht?

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsver-
mittler
Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi-
cherungsvermittlung gegen den Versicherer bestimmt
sich die gerichtliche Zustédndigkeit nach dem Sitz des Ver-
sicherers oder seiner fiir den Versicherungsvertrag zu-
standigen Niederlassung. Ist der Versicherte eine natdrli-
che Person, dannist auch das Gericht 6rtlich zusténdig, in
dessen Bezirk die versicherte Person zur Zeit der Klageer-
hebung ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, ihren gewshnlichen Aufenthalt hat.

2. Klagen gegen die versicherte Person

Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi-
cherungsvermittlung gegen die versicherte natirliche
Person ist ausschlieBlich das Gericht ortlich zusténdig, in
dessen Bezirk die versicherte Person zur Zeit der Klageer-
hebung ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat. Andere nach
deutschem Recht begriindete Gerichtsstande werden
durch diese Vereinbarung nicht ausgeschlossen.

§ 10 Welches Recht findet Anwendung?
Fir diesen Vertrag gilt deutsches Recht.



Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung
Die Deutsche Assistance Versicherung AG ist dem Code of
Conduct der deutschen Versicherungswirtschaft zum 1. Juni
2015 beigetreten. Der Code of Conduct sind ,Verhaltensregeln
fur den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die
deutsche Versicherungswirtschaft”. Der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hat gemeinsam mit
den Mitgliedsunternehmen, den Landesdatenschutzbehorden
und den Verbraucherzentralen diesen Verhaltenskodex fur die
deutsche Versicherungswirtschaft erstellt.

Hier konnen Sie den Code of Conduct nachlesen:
www.deutsche-assistance.de

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung lhrer personen-
bezogenen Daten zu Zwecken der Werbung zu wider-
sprechen. Verarbeiten wir lhre Daten zur Wahrung be-
rechtigter Interessen, konnen Sie dieser Verarbeitung
aus Griinden, die sich aus lhrer besonderen Situation
ergeben, widersprechen.

Beschwerderecht

Daneben haben Sie die Mdglichkeit, sich mit einer Beschwerde
an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder eine
Datenschutzaufsichtsbehdrde zu wenden. Unseren Daten-
schutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der oben ge-
nannten Adresse mit dem Zusatz ,Datenschutzbeauftragter”
oder per E-Mail an datenschutz@oerag.de.

Die fur uns zustandige Datenaufsichtbehorde ist:

Landesbeauftragte fir Datenschutz und
Informationsfreiheit
Nordrhein-Westfalen

Postfach 200444

40102 Dusseldorf
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Versicherungsombudsmann e. V.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs-
ombudsmann e.V. Sie kénnen damit in privaten Angelegen-
heiten das kostenlose aullergerichtliche Streitschlichtungs-
verfahren in Anspruch nehmen.

Versicherungsombudsmann e.V.

Postfach 080632

10006 Berlin

Telefon: 0800 3 69 60 00

Fax: 0800 3 69 90 00
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zustdndige Aufsichtsbehérde:

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer StraRe 108

53117 Bonn

Telefon: 0228 4108-0

Fax: 0228 4108-1550

DAV-GAVB-ZKS-BW-07/20



ALLGEMEINE BEDINGUNGEN FUR DIE

NOTGELD-VERSICHERUNG
GRUPPENVERSICHERUNG

GULTIG AB 01.07.2020, GAVB-NGV-BW-07/20

Geldinstitut
Baden-Wirttembergische Bank
glltig fir: Konten extend classic, gold und online

Maximale Hohe des Auszahlungsbetrages:
1.500 €

Service-Center

extend Service-Center
Postfach 101107

70010 Stuttgart

Telefon: 0711 124-37000
www.meinextend.de

1. Versicherungsnehmer, Versicherte Personen und
Versicherungsfihigkeit

1.1 Der Versicherungsvertrag ist ein Gruppenversicherungs-
vertrag und wurde zwischen der S-Markt & Mehrwert
GmbH & Co. KG (im Folgenden ,S-MM*“ genannt) als Versi-
cherungsnehmerin und der Deutsche Assistance Versi-
cherung AG als Versicherer geschlossen. Versichert sind
die leistungsberechtigten BW Bank-Kontoinhaber ein-
schliel3lich deren Partner, sofern diese das Konto als be-
rechtigte Personen nutzen (im Folgenden ,versicherte
Kontoinhaber” genannt).

1.2 Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht ver-
sichert sind Personen, die dauernd pflegebediirftig sind
sowie Personen, deren Teilnabe am allgemeinen Leben
dauerhaft ausgeschlossen ist. Fir die Einordnung sind
insbesondere der mentale Geisteszustand und die objek-
tiven Lebensumstande der Person zu bericksichtigen.

2. Beginn und Ende des Versicherungsvertrages
Der Versicherungsvertrag beginnt mit Abschluss des Ver-
trags zum Erwerb der Leistungsberechtigung (im Folgen-
den ,Kontovertrag” genannt) der versicherten Kontoinha-
ber und endet mit Kiindigung des Kontovertrags.

3. Beginn und Dauer des Versicherungsschutzes

3.1 DerVersicherungsschutz fur einen einzelnen versicherten
Kontoinhaber besteht fiir die Dauer des aktiven Kontover-
trages bei der BW Bank.

3.2 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn zum Zeitpunkt
des Schadenereignisses der Kontovertrag beendet wurde.
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Versicherer

Deutsche Assistance Versicherung AG
Hansaallee 199

40549 Dusseldorf

Vorstand: J6rg Tomalak-Plonzke (Vorsitzender),
Marcus Hansen, Andreas Heinsen
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer
Registergericht Dusseldorf HRB 64583

Ein Unternehmen der ORAG-Gesellschaften

Der Versicherungsschutz fiir einzelne versicherte Konto-

inhaber endet auch fiir noch nicht abgeschlossene Versi-

cherungsfalle:

—zum vereinbarten Zeitpunkt;

—mitdem Tod des jeweiligen versicherten Kontoinhabers;

—mit der Abmeldung aus dem versicherten Personenkreis
durch die Versicherungsnehmerin unter Beachtung der
festgelegten Fristen und Voraussetzungen;

—wenn die im Gruppenversicherungsvertrag vereinbarten
Voraussetzungen fiir eine Versicherungsfahigkeit entfallen;

—mit der Beendigung des Gruppenversicherungsvertrages.

4. Pramienzahlung
Die Pramie flr diese Versicherung wird von der Versiche-
rungsnehmerin gezahlt. Das Nichtbezahlen der Pramie
fuhrt zum Verlust des Versicherungsschutzes.

5. Welche Leistungen umfasst die Notgeld-

Versicherung?

Im Notfall (Verlust, Missbrauch oder Diebstahl von Zah-
lungsmitteln, technische Probleme am Geldausgabeauto-
maten oder am POS-Terminal) erhalt der versicherte Kon-
toinhaber kurzfristig weltweit Bargeld. Die Transaktion
erfolgt in der Regel innerhalb von 24 Stunden (europdi-
sche Lander und Nordamerika), abhangig vom Bestim-
mungsort und der Auszahlungsstelle.

Die Hohe des maximalen Auszahlungsbetrages pro Not-
fall entspricht dem in der Leistungsubersicht Ihres Insti-
tuts genannten Betrag. Zum gleichen Notfall kann die
Auszahlung auch in mehreren Tranchen bis zum Errei-
chen des maximalen Auszahlungsbetrages erfolgen.



6.1

6.2

6.3

Die Dauer der Transaktion ist abhdngig vom Bestimmungs-
ort und der Auszahlungsstelle. Die Auszahlung erfolgt tiber
geeignete Dienstleister. Falls eine Auszahlung Uber den
Dienstleister aufgrund der Offnungszeiten der Auszah-
lungsstelle vor Ort nicht méglich ist, organisiert das Ser-
vice-Center die Abwicklung Uber weitere Netzwerkpartner
mittels Kosteniibernahme-Garantie oder Blitz-/ Swift-Uber-
weisung. Der Kontoinhaber legitimiert sich bei der Auszah-
lungsstelle anhand eines persénlichen Ausweisdokumen-
tes (z.B. Reisepass, Personalausweis).

Dieser Service wird 24 Stunden an 7 Tagen in der Woche
angeboten. Die Transferkosten tragt der Versicherer. Die
Auszahlung erfolgt nur nachdem der versicherte Konto-
inhaber ein Anerkenntnis (inkl. Einzugsermachtigung)
Uber den angeforderten Betrag unterzeichnet hat und die-
se beim Service-Center eingegangen ist. Die Abbuchung
in Hohe des ausgezahlten Betrages erfolgt innerhalb von
zwei Wochen vom Konto des versicherten Kontoinhabers.

In welchen Féllen ist der Versicherungsschutz
eingeschrankt oder ausgeschlossen?

Arglist und Vorsatz

Der Versicherer leistet nicht, wenn versicherte Kontoinha-
ber arglistig Uber Umstdnde zu tduschen versuchen, die
fur den Grund oder flir die Hohe der Leistung von Bedeu-
tung sind. Der Versicherer ist auch von der Verpflichtung
zur Leistung frei, wenn versicherte Kontoinhaber den Ver-
sicherungsfall vorsdtzlich herbeigefiihrt haben. Ist die
Tauschung oder der Vorsatz durch ein rechtskraftiges
Strafurteil festgestellt, gelten diese als bewiesen.

Grobe Fahrldssigkeit

Fuhrt der versicherte Kontoinhaber den Versicherungsfall
grob fahrldssig herbei, ist der Versicherer berechtigt, die
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entspre-
chenden Verh&ltnis zu kiirzen.

Vorhersehbarkeit
Der Versicherer leistet nicht, wenn der Versicherungsfall
bei Abschluss der Versicherung vorhersehbar war.

Was ist im Schadenfall zu beachten?
(Obliegenheiten)

Ohne die Mitwirkung der versicherten Kontoinhaber kann
der Versicherer die Leistung nicht erbringen. Die versi-
cherten Kontoinhaber haben daher die nachfolgenden
Punkte zu beachten, um den Versicherungsschutz nicht
zu gefdhrden.

7.1

7.2

7.3
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Kontaktaufnahme mit dem Service-Center

Der versicherte Kontoinhaber oder ein Beauftragter muss
nach einem Schadenfall unverziglich Kontakt zum Ser-
vice-Center aufnehmen.

Verpflichtung zur Schadenauskunft

Der versicherte Kontoinhaber muss jede zumutbare Un-
tersuchung tber Ursache und Hohe der Leistungspflicht
gestatten und jede hierzu dienliche Auskunft erteilen.

Folgen bei einer Nichtbeachtung der Obliegenheiten
Verletzt der versicherte Kontoinhaber eine der vorge-
nannten Obliegenheiten vorsatzlich, entfdllt der Versiche-
rungsschutz.

Im Falle einer grob fahrlassigen Verletzung der Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, die Leistung in einem
der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhalt-
nis zu kiirzen. Weist der versicherte Kontoinhaber nach,
dass die Obliegenheit nicht grob fahrléssig verletzt wur-
de, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Welches Recht findet Anwendung und wann
verjdhren die Anspriiche aus dem Vertrag?

Fiir wen gelten die Bestimmungen?

In Ergénzung dieser Bestimmungen gilt das Versiche-
rungsvertragsgesetz (VVG) sowie deutsches Recht. An-
spriiche aus diesem Versicherungsvertrag verjdhren in
3 Jahren. Die Verjdhrung beginnt mit dem Ende des Jah-
res, in welchem die Leistung verlangt werden kann. Alle
Bestimmungen des Versicherungsvertrages gelten sinn-
gemaR fiir die versicherten Kontoinhaber.

Was ist bei Mitteilungen zu beachten?

Alle fir den Versicherer bestimmten Anzeigen und
Erklarungen sind gegentiber dem Versicherer in Textform
abzugeben.



Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung
Die Deutsche Assistance Versicherung AG ist dem Code of
Conduct der deutschen Versicherungswirtschaft zum 1. Juni
2015 beigetreten. Der Code of Conduct sind ,Verhaltensregeln
fur den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die
deutsche Versicherungswirtschaft”. Der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hat gemeinsam mit
den Mitgliedsunternehmen, den Landesdatenschutzbehérden
und den Verbraucherzentralen diesen Verhaltenskodex fur die
deutsche Versicherungswirtschaft erstellt.

Hier konnen Sie den Code of Conduct nachlesen:
www.deutsche-assistance.de

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung lhrer personen-
bezogenen Daten zu Zwecken der Werbung zu wider-
sprechen. Verarbeiten wir lhre Daten zur Wahrung be-
rechtigter Interessen, konnen Sie dieser Verarbeitung
aus Griinden, die sich aus lhrer besonderen Situation
ergeben, widersprechen.

Beschwerderecht

Daneben haben Sie die Mdglichkeit, sich mit einer Beschwerde
an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder eine
Datenschutzaufsichtsbehdrde zu wenden. Unseren Daten-
schutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der oben ge-
nannten Adresse mit dem Zusatz ,Datenschutzbeauftragter”
oder per E-Mail an datenschutz@oerag.de.

Die fur uns zustandige Datenaufsichtbehorde ist:

Landesbeauftragte fir Datenschutz und
Informationsfreiheit
Nordrhein-Westfalen

Postfach 200444

40102 Dusseldorf
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Versicherungsombudsmann e. V.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs-
ombudsmann e.V. Sie kénnen damit in privaten Angelegen-
heiten das kostenlose aulergerichtliche Streitschlichtungs-
verfahren in Anspruch nehmen.

Versicherungsombudsmann e.V.

Postfach 080632

10006 Berlin

Telefon: 0800 3 69 60 00

Fax: 0800 3 69 90 00
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zustdndige Aufsichtsbehérde:

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer StraRe 108

53117 Bonn

Telefon: 0228 4108-0

Fax: 0228 4108-1550

DAV-GAVB-NGV-BW-07/20



ALLGEMEINE BEDINGUNGEN FUR DIE

ELEKTRONIKVERSICHERUNG 500€
GRUPPENVERSICHERUNG

GULTIG AB 01.07.2020, GAVB-EV-500€-07/20

Geldinstitut
Baden-Wirttembergische Bank
giltig fir: Konto extend orange

Service-Center

extend Service-Center
Postfach 101107

70010 Stuttgart

Telefon: 0711 124-37000
www.meinextend.de

§ 1 Versicherte Person, versicherte Sachen

Der Versicherungsvertrag wird als Gruppenversicherungsver-
trag geschlossen, wobei die Erteilung eines Versicherungs-
scheins an die Versicherten ausgeschlossen ist. Die Deutsche
Assistance Versicherung AG ist der Versicherer und die S-
Markt & Mehrwert GmbH & Co. KG der Versicherungsnehmer.

Als versicherte Person gilt jeweils der berechtigte Inhaber
eines glltigen Kontos oder einer gultigen Kreditkarte mit stén-
digem Wohnsitz in Deutschland. Hierfiir muss das Kreditinstitut
einen Gruppenversicherungsvertrag Uber die Elektronikver-
sicherung 500 € mit dem Versicherer abgeschlossen und die
versicherte Person das Registrierungsformular an das Service-
-Center Ubersandt haben. Bei einer Online-Registrierung ent-
fallt die schriftliche Bestatigung durch das Service-Center.

Als versicherte Sache gilt maximal ein mobiles Kommunika-
tionsgerat (Handy, Smartphone, Tablet-PC oder Laptop). Bei
einem Mobiltelefon muss auf den Namen der versicherten
Person ein Mobilfunkanschluss im deutschen Mobilfunknetz
bestehen.

Die versicherte Sache gilt nur dann als versichert, wenn sich
diese im Eigentum des Versicherten befindet und eine Besta-
tigung durch das Service-Center tiber den Eingang der Regis-
trierung erfolgt ist. Dies gilt unabh&ngig davon, welcher be-
rechtigte Kontoinhaber die Registrierung vornimmt.

Ein Handy, Smartphone, Tablet-PC oder Laptop gilt abwei-
chend auch dann als versichert, wenn es/er sich nicht im Ei-
gentum des Karteninhabers befindet, sondern von einem
deutschen Mobilfunknetzbetreiber gemietet oder geleast
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Versicherer

Deutsche Assistance Versicherung AG
Hansaallee 199

40549 Dusseldorf

Vorstand: J6rg Tomalak-Plonzke (Vorsitzender),
Marcus Hansen, Andreas Heinsen
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer
Registergericht Dusseldorf HRB 64583

Ein Unternehmen der ORAG-Gesellschaften

wurde und eine Bestatigung durch das Service-Center Uiber
den Eingang der Registrierung erfolgt ist.

Registriert der Kunde die Gerate online Uber das Portal der
BW Bank, besteht Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt der
erfolgreichen Registrierung bei diesem Portal. Bei einer On-
line-Registrierung entfdllt die schriftliche Bestdtigung durch
das Service-Center.

§ 2 Versicherte Schiaden und Gefahren

1. Der Versicherer leistet Entschadigung fir Schaden an der
gemal’ 8 1 versicherten Sache bei Abhandenkommen durch
Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach Einbruch,
Raub, rauberische Erpressung oder Plinderung der ver-
sicherten Sache und fir die aus unbefugter Nutzung
entstandenen Gebihreneinheiten bei einem versicherten
Ereignis.

2. Der Versicherer leistet ohne Ruicksicht auf mitwirkende Ur-
sachen keine Entschadigung im Hinblick auf Beschadigung
oder Abhandenkommen der versicherten Sache aus/infolge
von:

a) anderen alsin § 2 Nummer 1 genannten Gefahren,

b) Vorsatz,

c) arglistiger Tdauschung oder des Versuchs der arglistigen

Tauschung Uber Tatsachen, die fiir den Grund oder die
Hohe der Entschddigung von Bedeutung sind.
Ist die Tauschung oder der Tauschungsversuch durch
rechtskréftiges Strafurteil gegen die versicherte Person
wegen Betrugs oder Betrugsversuchs festgestellt, so
gelten die Voraussetzungen des voranstehenden Sat-
zes als bewiesen.



3. Fuhrt eine versicherte Person den Versicherungsfall grob
fahrlassig herbei, ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tungin einem der Schwere des Verschuldens der versicher-
ten Person entsprechenden Verhéltnis zu kirzen.

§ 3 Ortlicher Geltungsbereich

Der Versicherungsschutz besteht weltweit. Die Versiche-
rungsleistung kann lediglich in Deutschland erbracht werden.
Sollten Sie sich bei Eintritt des Versicherungsfalls aulRerhalb
Deutschlands befunden haben, erbringen wir unsere Versi-
cherungsleistung nach lhrer Riickkehr nach Deutschland.

§ 4 Versicherungssummen

1. Die Versicherungssumme je versichertes Gerat entspricht
dem Wiederbeschaffungswert, maximal jedoch 500 € je
Schadensfall vor Abzug des Selbstbehalts in Hohe von 25 €.
Die zusatzliche Versicherungssumme fir Gebihrenein-
heiten betrdgt maximal 100 €.

Dem Wiederbeschaffungswert flir das versicherte Gerat ge-
mald 8§ 4 Nummer 1.liegt folgende Zeitwertminderungstabelle
zugrunde:

Der urspriingliche Einkaufspreis wird jeweils 25 % pro Jahr re-
duziert, beginnend 1 Jahr nach Originalkauf.

Alter des Gerits Wiederbeschaffungswert
(beginnend ab Kaufdatum) | (als %-Angabe vom Kaufpreis)

unter 1 Jahr 100%
zwischen 1 und 2 Jahren 75%
zwischen 2 und 3 Jahren 50 %

zwischen 3 und 4 Jahren 25%

Die Entschadigung durch den Versicherer pro Jahr (12 Mona-
te ab dem Zeitpunkt der Registrierung der versicherten Sa-
che) und Kunden betrdgt insgesamt hdchstens 1.000 € und
ist auf maximal zwei Leistungsfélle begrenzt.

2. Eine Unterversicherung wird nicht geltend gemacht.

§ 5 Pramie, Beginn und Ende der Haftung
1. Die Pramie fir diese Versicherung wird vom Versicherungs-
nehmer gezahlt.

2. Die Haftung des Versicherers beginnt nach Abschluss des
Kontovertrags oder Kreditkartenvertrags und Eingang des
ausgefillten Registrierungsformulars beim Service-Center
mit dem Erhalt der Eingangsbestatigung.

Registriert sich der Kunde online Uber das Portal der BW
Bank, besteht Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt der
erfolgreichen Registrierung bei diesem Portal.

Ist dem Versicherten bei Abschluss bekannt, dass ein
Versicherungsfall bereits eingetreten ist, so entfallt hierfir
die Haftung.
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3. Das Rechtsverhaltnis zwischen dem Versicherten und dem
Versicherer endet mit der Kiindigung des Kontos oder der
Kreditkarte.

8 6 Wechsel der versicherten Sache

Ein Wechsel des versicherten Gerédts beeintrachtigt den Versi-
cherungsschutz nicht. Vorausgesetzt das Service-Center hat
das Registrierungsformular tGber den Wechsel erhalten und
bestatigt oder das neue Gerdt wurde Uber das Online-Portal
angemeldet. Bei einer Online-Registrierung entfallt die schrift-
liche Bestdtigung durch das Service-Center.

§ 7 Entschadigungsberechnung
1. Der Versicherer leistet Entschdadigung durch Geldersatz.

2. Geldersatz bedeutet

a) im Falle eines Teilschadens die Zahlung der fiir die Wie-
derherstellung der beschadigten Sache am Schadens-
tag notwendigen Kosten, hochstens jedoch des Be-
trags gemaR & 4 Nummer 1.

b) im Falle eines Totalschadens die Zahlung des Betrags,
der nétig ist, um eine gleichwertige Sache wiederzube-
schaffen, hochstens jedoch des Betrags gemal’ 8 4 Num-
mer 1. Der Versicherer ersetzt auch zusatzliche Kosten,
die aufgewendet werden missen, um ein Gerat der di-
rekten Nachfolgegeneration wiederzubeschaffen, sofern
ein Gerdt der gleichen Entwicklungsstufe nicht mehr am
Markt verfligbar ist. Nicht ersetzt werden jedoch Kosten,
die dadurch entstehen, dass nicht das Gerat der direkten
Nachfolgegeneration wiederbeschafft wird.

c) Ersatz auch fiir die dem Kunden nach der Entwendung
durch unbefugtes Benutzen des Mobilfunktelefons ent-
standenen Gebihreneinheiten bis zur Versicherungs-
summe gemaf 8 4 Nummer 1.

3. Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Kosten zur Wiederher-
stellung des friiheren betriebsfahigen Zustands der versi-
cherten Sache (zuziiglich des Werts des Altmaterials) nied-
riger sind als der Versicherungswert gemal3 8 4 Nummer 1.
Andernfalls liegt ein Totalschaden vor.

4. Der gemal 8 7 Nummer 2 ermittelte Betrag wird je Versi-
cherungsfall um einen Selbstbehalt in Hohe von 25 € ge-
krzt.

5. Der Versicherer leistet keine Entschadigung fiur Vermo-
gensschdden, insbesondere nicht fir Vertragsstrafen,
Schadensersatzleistungen an Dritte und Nutzungsausfall
versicherter Sachen.

6. Die Versicherungssummen gemaR § 4 sind jeweils Grenze
der Entschadigung.



7. Soweit Anspriiche gegeniber Dritten oder anderweitigen
Versicherungen bestehen und der Versicherte daraus Ent-
schadigung erlangen kann, gehen diese voran.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherten im Versicherungsfall
1. Der Versicherte hat bei Eintritt eines Versicherungsfalls

a) den Schaden im Online-Portal oder beim Service-Center
unverziglich in Textform — darlber hinaus nach M6g-
lichkeit auch fernmundlich oder fernschriftlich — anzu-
zeigen. AulRerdem ist die vom Service-Center zur Verfu-
gung gestellte Schadensanzeige unverziiglich nach
Erhalt, spatestens nach 14 Tagen, mit den darin ge-
nannten Unterlagen an den Versicherer zu senden.

b) den Schaden unverziiglich (innerhalb von 24 Stunden)
der zustandigen Polizeidienststelle anzuzeigen.
Des Weiteren hat der Versicherte den Mobilfunknetzbe-
treiber des Mobilfunkanschlusses unverziglich (nach
Maglichkeit telefonisch) zu informieren und das Mobil-
telefon bzw. den Mobilfunkanschluss sperren zu lassen.

¢) den Schaden nach Mdglichkeit abzuwenden oder zu
mindern.

d) dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des
Zumutbaren jede Untersuchung Uber Ursache und
Hohe des Schadens und Gber den Umfang seiner Ent-
schadigungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche
Auskunft auf Verlangen schriftlich zu erteilen und die
erforderlichen Belege beizubringen.

Im Schadensfall insbesondere erforderliche Belege sind:

— Schadensanzeige des Versicherers

— Kopie der Anzeige bei der zustdndigen Polizei-
dienststelle

— Bescheid Uber die Einstellung der polizeilichen Er-
mittlungen

— Kopie des Kaufvertrags der vom Schaden betroffe-
nen Sache

— Nachweis Uber das Eindringen unter Anwendung
von Zwang und Gewalt, wo zutreffend

— Nachweis Uber die Wiederbeschaffung

— anderweitige Versicherungsbedingungen, die eben-
falls einen Versicherungsschutz fur das versicherte
Gerédt bieten

— Kopie des Mobilfunkvertrags bzw. Kauf-/Miet-/Leasing-
vertrags des vom Schaden betroffenen Mobilfunk-
telefons

— Rechnung des Monats, in dem das Mobiltelefon
entwendet wurde, sofern der Versicherte Ersatz fur
Gebihren durch unbefugte Benutzung geltend
machen will

— Nachweis des Mobilfunknetzbetreibers, wann der
Mobilfunkanschluss gesperrt wurde.

2. Verletzt der Versicherte eine der vorstehenden Obliegenhei-
ten vorsatzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei. Dies gilt nicht, wenn nur die fernmindliche
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oder fernschriftliche Anzeige gemaR Nummer 1 a) unter-
bleibt. Bei grob fahrldssiger Verletzung der Obliegenheit ist
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhaltnis
zu kiirzen, das der Schwere des Verschuldens der versicher-
ten Person entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
13ssigkeit hat die versicherte Person zu beweisen.

. AuRRer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung

ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit
die versicherte Person nachweist, dass die Obliegenheit
weder fiir den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalls noch fir die Feststellung oder den Umfang der
Leistungspflicht des Versicherers ursachlich ist.

§ 9 Besondere Verwirkungsgriinde

1.

2.

Versucht der Versicherte, den Versicherer arglistig Gber Tat-
sachen zu tauschen, die fur den Grund oder fiir die Hohe
der Entschddigung von Bedeutung sind, so ist der Versi-
cherer von der Entschddigungspflicht frei.

Ist die Tauschung oder der Tduschungsversuch durch
rechtskraftiges Strafurteil gegen den Versicherten wegen
Betrugs oder Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die
Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

Wird der Anspruch auf die Entschadigung nicht innerhalb ei-
ner Frist von 6 Monaten gerichtlich geltend gemacht, nach-
dem ihn der Versicherer unter Angabe der mit dem Ablauf
der Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat,
so ist der Versicherer von der Entschadigungspflicht frei.

§ 10 Zahlung der Entschddigung

1.

Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und
der Hohe nach festgestellt, so hat die Auszahlung der Ent-
schddigung binnen 2 Wochen zu erfolgen. Jedoch kann
1 Monat nach Anzeige des Schadens als Abschlagszahlung
der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache
mindestens zu zahlen ist.

. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,

a) solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Ver-
sicherten bestehen.

b) wenn gegen den Versicherten aus Anlass des Versiche-
rungsfalls ein behdérdliches oder strafgerichtliches Ver-
fahren aus Griinden eingeleitet worden ist, die auch fur
den Entschddigungsanspruch rechtserheblich sind, bis
zum rechtskraftigen Abschluss dieses Verfahrens.

. Der Entschadigungsanspruch kann vor Falligkeit nur mit

Zustimmung des Versicherers abgetreten werden. Die Zu-
stimmung muss erteilt werden, wenn der Versicherte sie
aus wichtigem Grund verlangt.



§ 11 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Wird der Verbleib abhandengekommener Sachen (§ 2 Num-
mer 1) ermittelt, so hat der Versicherte dies dem Versiche-
rer unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

2. Hat der Versicherte den Besitz einer abhandengekomme-
nen Sache (8 2 Nummer 1) zurlickerlangt, nachdem fiir diese
Sache eine Entschddigung gezahlt worden ist, so hat der
Versicherte die Entschadigung zurilickzuzahlen oder die
Sache dem Versicherer zur Verfligung zu stellen. Der Versi-
cherte hat dieses Wahlrecht innerhalb von 2 Wochen nach
Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers
auszuliben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das
Wahlrecht auf den Versicherer tber.

Dem Besitz einer zuriickerlangten Sache steht es gleich,
wenn der Versicherte die Mdglichkeit hat, sich den Besitz
wiederzuverschaffen.

§ 12 Rechtsverhéltnis nach dem Versicherungsfall
Die Versicherungssummen vermindern sich nicht dadurch,
dass eine Entschddigung geleistet wird.

§ 13 Textform
Anzeigen und Erklarungen sind in Textform abzugeben.

§ 14 Klausel zur Individualhaftung (Versicherung)

Die Verpflichtungen der unterzeichnenden Versicherer im
Rahmen von Versicherungsvertragen, welche von diesen ge-
zeichnet werden, fallen unter die Individualhaftung und nicht
unter die Solidarhaftung und sind ausschlie8lich auf den Haf-
tungsumfang ihrer individuellen Zeichnungen beschrénkt.
Die zeichnenden Versicherer tragen keine Verantwortung fiir
Zeichnungen irgendeines anderen mitzeichnenden Versiche-
rers, der aus irgendwelchen Griinden seinen Verpflichtungen
ganz oder teilweise nicht nachkommt.
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§ 15 Welcher Gerichtsstand besteht?

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi-
cherungsvermittlung gegen den Versicherer bestimmt sich
die gerichtliche Zustdndigkeit nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner flr den Versicherungsvertrag zustandigen
Niederlassung. Ist der Versicherte eine natirliche Person,
dann ist auch das Gericht 6rtlich zusténdig, in dessen Be-
zirk die versicherte Person zur Zeit der Klageerhebung ih-
ren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, ihren
gewdhnlichen Aufenthalt hat.

2. Klagen gegen die versicherte Person
Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi-
cherungsvermittlung gegen die versicherte natirliche Per-
son ist ausschliel3lich das Gericht 6rtlich zustdndig, in des-
senBezirkdieversicherte PersonzurZeitderKlageerhebung
ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat.

Andere nach deutschem Recht begriindete Gerichtsstdnde
werden durch diese Vereinbarung nicht ausgeschlossen.

§ 16 Welches Recht findet Anwendung?
Fir diesen Vertrag gilt deutsches Recht.



Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung
Die Deutsche Assistance Versicherung AG ist dem Code of
Conduct der deutschen Versicherungswirtschaft zum 1. Juni
2015 beigetreten. Der Code of Conduct sind ,Verhaltensregeln
fur den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die
deutsche Versicherungswirtschaft”. Der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hat gemeinsam mit
den Mitgliedsunternehmen, den Landesdatenschutzbehérden
und den Verbraucherzentralen diesen Verhaltenskodex fur die
deutsche Versicherungswirtschaft erstellt.

Hier konnen Sie den Code of Conduct nachlesen:
www.deutsche-assistance.de

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung lhrer personen-
bezogenen Daten zu Zwecken der Werbung zu wider-
sprechen. Verarbeiten wir lhre Daten zur Wahrung be-
rechtigter Interessen, konnen Sie dieser Verarbeitung
aus Griinden, die sich aus lhrer besonderen Situation
ergeben, widersprechen.

Beschwerderecht

Daneben haben Sie die Mdglichkeit, sich mit einer Beschwerde
an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder eine
Datenschutzaufsichtsbehdrde zu wenden. Unseren Daten-
schutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der oben ge-
nannten Adresse mit dem Zusatz ,Datenschutzbeauftragter”
oder per E-Mail an datenschutz@oerag.de.

Die fur uns zustandige Datenaufsichtbehorde ist:

Landesbeauftragte fir Datenschutz und
Informationsfreiheit
Nordrhein-Westfalen

Postfach 200444

40102 Dusseldorf
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Versicherungsombudsmann e. V.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs-
ombudsmann e.V. Sie kénnen damit in privaten Angelegen-
heiten das kostenlose aulergerichtliche Streitschlichtungs-
verfahren in Anspruch nehmen.

Versicherungsombudsmann e.V.

Postfach 080632

10006 Berlin

Telefon: 0800 3 69 60 00

Fax: 0800 3 69 90 00
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zustdndige Aufsichtsbehérde:

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer StraRe 108

53117 Bonn

Telefon: 0228 4108-0

Fax: 0228 4108-1550

DAV-GAVB-EV-500€-07/20



ALLGEMEINE BEDINGUNGEN FUR DIE
ELEKTRONIKVERSICHERUNG 1.000€

GRUPPENVERSICHERUNG

GULTIG AB 01.07.2020, GAVB-EV-1.000€-07/20

Geldinstitut
Baden-Wirttembergische Bank
glltig fur: Konto extend gold

Service-Center

extend Service-Center
Postfach 101107

70010 Stuttgart

Telefon: 0711 124-37000
www.meinextend.de

§ 1 Versicherte Person, versicherte Sachen

Der Versicherungsvertrag wird als Gruppenversicherungsver-
trag geschlossen, wobei die Erteilung eines Versicherungs-
scheins an die Versicherten ausgeschlossen ist. Die Deutsche
Assistance Versicherung AG ist der Versicherer und die S-
Markt & Mehrwert GmbH & Co. KG der Versicherungsnehmer.

Als versicherte Person gilt jeweils der berechtigte Inhaber eines
gultigen Kontos oder einer glltigen Kreditkarte mit standigem
Wohnsitz in Deutschland. Hierfir muss das Kreditinstitut einen
Gruppenversicherungsvertrag Uber die Elektronikversicherung
1.000 € mit dem Versicherer abgeschlossen und die versicherte
Person das Registrierungsformular an das Service-Center tiber-
sandt haben. Bei einer Online-Registrierung entfallt die schrift-
liche Bestatigung durch das Service-Center.

Als versicherte Sache gilt maximal ein mobiles Kommunika-
tionsgerat (Handy, Smartphone, Tablet-PC oder oder Laptop)
je berechtigter Inhaber. Bei einem Mobiltelefon muss auf
den Namen der versicherten Person ein Mobilfunkanschluss
im deutschen Mobilfunknetz bestehen.

Die versicherte Sache gilt nur dann als versichert, wenn sich
diese im Eigentum des Versicherten befindet und eine Besta-
tigung durch das Service-Center tiber den Eingang der Regis-
trierung erfolgt ist. Dies gilt unabh&ngig davon, welcher be-
rechtigte Kontoinhaber die Registrierung vornimmt.

Ein Handy, Smartphone, Tablet-PC oder Laptop gilt abwei-
chend auch dann als versichert, wenn es/er sich nicht im Ei-
gentum des Karteninhabers befindet, sondern von einem
deutschen Mobilfunknetzbetreiber gemietet oder geleast
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Versicherer

Deutsche Assistance Versicherung AG
Hansaallee 199

40549 Dusseldorf

Vorstand: J6rg Tomalak-Plonzke (Vorsitzender),
Marcus Hansen, Andreas Heinsen
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer
Registergericht Dusseldorf HRB 64583

Ein Unternehmen der ORAG-Gesellschaften

wurde und eine Bestatigung durch das Service-Center Uiber
den Eingang der Registrierung erfolgt ist.

Registriert der Kunde die Gerate online Uber das Portal der
BW Bank, besteht Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt der
erfolgreichen Registrierung bei diesem Portal. Bei einer On-
line-Registrierung entfdllt die schriftliche Bestdtigung durch
das Service-Center.

§ 2 Versicherte Schiaden und Gefahren

1. Der Versicherer leistet Entschadigung fir Schaden an der
gemal’ 8 1 versicherten Sache bei Abhandenkommen durch
Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach Einbruch,
Raub, rauberische Erpressung oder Plinderung der ver-
sicherten Sache und fir die aus unbefugter Nutzung
entstandenen Gebihreneinheiten bei einem versicherten
Ereignis.

2. Der Versicherer leistet ohne Ruicksicht auf mitwirkende Ur-
sachen keine Entschadigung im Hinblick auf Beschadigung
oder Abhandenkommen der versicherten Sache aus/infolge
von:

a) anderen alsin § 2 Nummer 1 genannten Gefahren,

b) Vorsatz,

c) arglistiger Tdauschung oder des Versuchs der arglistigen

Tauschung Uber Tatsachen, die fiir den Grund oder die
Hohe der Entschddigung von Bedeutung sind.
Ist die Tauschung oder der Tauschungsversuch durch
rechtskréftiges Strafurteil gegen die versicherte Person
wegen Betrugs oder Betrugsversuchs festgestellt, so
gelten die Voraussetzungen des voranstehenden Sat-
zes als bewiesen.



3. Fuhrt eine versicherte Person den Versicherungsfall grob
fahrlassig herbei, ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tungin einem der Schwere des Verschuldens der versicher-
ten Person entsprechenden Verhéltnis zu kirzen.

§ 3 Ortlicher Geltungsbereich

Der Versicherungsschutz besteht weltweit. Die Versiche-
rungsleistung kann lediglich in Deutschland erbracht werden.
Sollten Sie sich bei Eintritt des Versicherungsfalls aulRerhalb
Deutschlands befunden haben, erbringen wir unsere Versi-
cherungsleistung nach lhrer Riickkehr nach Deutschland.

§ 4 Versicherungssummen

1. Die Versicherungssumme je versichertes Gerat entspricht
dem Wiederbeschaffungswert, maximal jedoch 1.000 € je
Schadensfall vor Abzug des Selbstbehalts in Hohe von 25 €.
Die zusatzliche Versicherungssumme fir Gebihrenein-
heiten betrdgt maximal 100 €.

Dem Wiederbeschaffungswert flir das versicherte Gerat ge-
mald 8§ 4 Nummer 1.liegt folgende Zeitwertminderungstabelle
zugrunde:

Der urspriingliche Einkaufspreis wird jeweils 25 % pro Jahr re-
duziert, beginnend 1 Jahr nach Originalkauf.

Alter des Gerits Wiederbeschaffungswert
(beginnend ab Kaufdatum) | (als %-Angabe vom Kaufpreis)

unter 1 Jahr 100%
zwischen 1 und 2 Jahren 75%
zwischen 2 und 3 Jahren 50 %

zwischen 3 und 4 Jahren 25%

Die Entschadigung durch den Versicherer pro Jahr (12 Mona-
te ab dem Zeitpunkt der Registrierung der versicherten Sa-
che) und Kunden betrdgt insgesamt hdchstens 2.000 € und
ist auf maximal zwei Leistungsfélle begrenzt.

2. Eine Unterversicherung wird nicht geltend gemacht.

§ 5 Pramie, Beginn und Ende der Haftung
1. Die Pramie fir diese Versicherung wird vom Versicherungs-
nehmer gezahlt.

2. Die Haftung des Versicherers beginnt nach Abschluss des
Kontovertrags oder Kreditkartenvertrags und Eingang des
ausgefillten Registrierungsformulars beim Service-Center
mit dem Erhalt der Eingangsbestatigung.

Registriert sich der Kunde online Uber das Portal der BW
Bank, besteht Versicherungsschutz ab dem Zeitpunkt der
erfolgreichen Registrierung bei diesem Portal.

Ist dem Versicherten bei Abschluss bekannt, dass ein
Versicherungsfall bereits eingetreten ist, so entfallt hierfir
die Haftung.
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3. Das Rechtsverhaltnis zwischen dem Versicherten und dem
Versicherer endet mit der Kiindigung des Kontos oder der
Kreditkarte.

8 6 Wechsel der versicherten Sache

Ein Wechsel des versicherten Gerédts beeintrachtigt den Versi-
cherungsschutz nicht. Vorausgesetzt das Service-Center hat
das Registrierungsformular tGber den Wechsel erhalten und
bestatigt oder das neue Gerdt wurde Uber das Online-Portal
angemeldet. Bei einer Online-Registrierung entfallt die schrift-
liche Bestdtigung durch das Service-Center.

§ 7 Entschadigungsberechnung
1. Der Versicherer leistet Entschdadigung durch Geldersatz.

2. Geldersatz bedeutet

a) im Falle eines Teilschadens die Zahlung der fiir die Wie-
derherstellung der beschadigten Sache am Schadens-
tag notwendigen Kosten, hochstens jedoch des Be-
trags gemaR & 4 Nummer 1.

b) im Falle eines Totalschadens die Zahlung des Betrags,
der nétig ist, um eine gleichwertige Sache wiederzube-
schaffen, hochstens jedoch des Betrags gemal’ 8 4 Num-
mer 1. Der Versicherer ersetzt auch zusatzliche Kosten,
die aufgewendet werden missen, um ein Gerat der di-
rekten Nachfolgegeneration wiederzubeschaffen, sofern
ein Gerdt der gleichen Entwicklungsstufe nicht mehr am
Markt verfligbar ist. Nicht ersetzt werden jedoch Kosten,
die dadurch entstehen, dass nicht das Gerat der direkten
Nachfolgegeneration wiederbeschafft wird.

c) Ersatz auch fiir die dem Kunden nach der Entwendung
durch unbefugtes Benutzen des Mobilfunktelefons ent-
standenen Gebihreneinheiten bis zur Versicherungs-
summe gemaf 8 4 Nummer 1.

3. Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Kosten zur Wiederher-
stellung des friiheren betriebsfahigen Zustands der versi-
cherten Sache (zuziiglich des Werts des Altmaterials) nied-
riger sind als der Versicherungswert gemal3 8 4 Nummer 1.
Andernfalls liegt ein Totalschaden vor.

4. Der gemal 8 7 Nummer 2 ermittelte Betrag wird je Versi-
cherungsfall um einen Selbstbehalt in Hohe von 25 € ge-
krzt.

5. Der Versicherer leistet keine Entschadigung fiur Vermo-
gensschdden, insbesondere nicht fir Vertragsstrafen,
Schadensersatzleistungen an Dritte und Nutzungsausfall
versicherter Sachen.

6. Die Versicherungssummen gemaR § 4 sind jeweils Grenze
der Entschadigung.



7. Soweit Anspriiche gegeniber Dritten oder anderweitigen
Versicherungen bestehen und der Versicherte daraus Ent-
schadigung erlangen kann, gehen diese voran.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherten im Versicherungsfall
1. Der Versicherte hat bei Eintritt eines Versicherungsfalls

a) den Schaden im Online-Portal oder beim Service-Center
unverziglich in Textform — darlber hinaus nach M6g-
lichkeit auch fernmundlich oder fernschriftlich — anzu-
zeigen. AulRerdem ist die vom Service-Center zur Verfu-
gung gestellte Schadensanzeige unverziiglich nach
Erhalt, spatestens nach 14 Tagen, mit den darin ge-
nannten Unterlagen an den Versicherer zu senden.

b) den Schaden unverziiglich (innerhalb von 24 Stunden)
der zustandigen Polizeidienststelle anzuzeigen.
Des Weiteren hat der Versicherte den Mobilfunknetzbe-
treiber des Mobilfunkanschlusses unverziglich (nach
Maglichkeit telefonisch) zu informieren und das Mobil-
telefon bzw. den Mobilfunkanschluss sperren zu lassen.

¢) den Schaden nach Mdglichkeit abzuwenden oder zu
mindern.

d) dem Versicherer auf dessen Verlangen im Rahmen des
Zumutbaren jede Untersuchung Uber Ursache und
Hohe des Schadens und Gber den Umfang seiner Ent-
schadigungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche
Auskunft auf Verlangen schriftlich zu erteilen und die
erforderlichen Belege beizubringen.

Im Schadensfall insbesondere erforderliche Belege sind:

— Schadensanzeige des Versicherers

— Kopie der Anzeige bei der zustdndigen Polizei-
dienststelle

— Bescheid Uber die Einstellung der polizeilichen Er-
mittlungen

— Kopie des Kaufvertrags der vom Schaden betroffe-
nen Sache

— Nachweis Uber das Eindringen unter Anwendung
von Zwang und Gewalt, wo zutreffend

— Nachweis Uber die Wiederbeschaffung

— anderweitige Versicherungsbedingungen, die eben-
falls einen Versicherungsschutz fur das versicherte
Gerédt bieten

— Kopie des Mobilfunkvertrags bzw. Kauf-/Miet-/Leasing-
vertrags des vom Schaden betroffenen Mobilfunk-
telefons

— Rechnung des Monats, in dem das Mobiltelefon
entwendet wurde, sofern der Versicherte Ersatz fur
Gebihren durch unbefugte Benutzung geltend
machen will

— Nachweis des Mobilfunknetzbetreibers, wann der
Mobilfunkanschluss gesperrt wurde.

2. Verletzt der Versicherte eine der vorstehenden Obliegenhei-
ten vorsatzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei. Dies gilt nicht, wenn nur die fernmindliche
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oder fernschriftliche Anzeige gemaR Nummer 1 a) unter-
bleibt. Bei grob fahrldssiger Verletzung der Obliegenheit ist
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhaltnis
zu kiirzen, das der Schwere des Verschuldens der versicher-
ten Person entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
13ssigkeit hat die versicherte Person zu beweisen.

. AuRRer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung

ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit
die versicherte Person nachweist, dass die Obliegenheit
weder fiir den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalls noch fir die Feststellung oder den Umfang der
Leistungspflicht des Versicherers ursachlich ist.

§ 9 Besondere Verwirkungsgriinde

1.

2.

Versucht der Versicherte, den Versicherer arglistig Gber Tat-
sachen zu tauschen, die fur den Grund oder fiir die Hohe
der Entschddigung von Bedeutung sind, so ist der Versi-
cherer von der Entschddigungspflicht frei.

Ist die Tauschung oder der Tduschungsversuch durch
rechtskraftiges Strafurteil gegen den Versicherten wegen
Betrugs oder Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die
Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

Wird der Anspruch auf die Entschadigung nicht innerhalb ei-
ner Frist von 6 Monaten gerichtlich geltend gemacht, nach-
dem ihn der Versicherer unter Angabe der mit dem Ablauf
der Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat,
so ist der Versicherer von der Entschadigungspflicht frei.

§ 10 Zahlung der Entschddigung

1.

Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und
der Hohe nach festgestellt, so hat die Auszahlung der Ent-
schddigung binnen 2 Wochen zu erfolgen. Jedoch kann
1 Monat nach Anzeige des Schadens als Abschlagszahlung
der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache
mindestens zu zahlen ist.

. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,

a) solange Zweifel an der Empfangsberechtigung des Ver-
sicherten bestehen.

b) wenn gegen den Versicherten aus Anlass des Versiche-
rungsfalls ein behdérdliches oder strafgerichtliches Ver-
fahren aus Griinden eingeleitet worden ist, die auch fur
den Entschddigungsanspruch rechtserheblich sind, bis
zum rechtskraftigen Abschluss dieses Verfahrens.

. Der Entschadigungsanspruch kann vor Falligkeit nur mit

Zustimmung des Versicherers abgetreten werden. Die Zu-
stimmung muss erteilt werden, wenn der Versicherte sie
aus wichtigem Grund verlangt.



§ 11 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Wird der Verbleib abhandengekommener Sachen (§ 2 Num-
mer 1) ermittelt, so hat der Versicherte dies dem Versiche-
rer unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

2. Hat der Versicherte den Besitz einer abhandengekomme-
nen Sache (8 2 Nummer 1) zurlickerlangt, nachdem fiir diese
Sache eine Entschddigung gezahlt worden ist, so hat der
Versicherte die Entschadigung zurilickzuzahlen oder die
Sache dem Versicherer zur Verfligung zu stellen. Der Versi-
cherte hat dieses Wahlrecht innerhalb von 2 Wochen nach
Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers
auszuliben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das
Wahlrecht auf den Versicherer tber.

Dem Besitz einer zuriickerlangten Sache steht es gleich,
wenn der Versicherte die Mdglichkeit hat, sich den Besitz
wiederzuverschaffen.

§ 12 Rechtsverhéltnis nach dem Versicherungsfall
Die Versicherungssummen vermindern sich nicht dadurch,
dass eine Entschddigung geleistet wird.

§ 13 Textform
Anzeigen und Erklarungen sind in Textform abzugeben.

§ 14 Klausel zur Individualhaftung (Versicherung)

Die Verpflichtungen der unterzeichnenden Versicherer im
Rahmen von Versicherungsvertragen, welche von diesen ge-
zeichnet werden, fallen unter die Individualhaftung und nicht
unter die Solidarhaftung und sind ausschlie8lich auf den Haf-
tungsumfang ihrer individuellen Zeichnungen beschrénkt.
Die zeichnenden Versicherer tragen keine Verantwortung fiir
Zeichnungen irgendeines anderen mitzeichnenden Versiche-
rers, der aus irgendwelchen Griinden seinen Verpflichtungen
ganz oder teilweise nicht nachkommt.

Deutsche Assistance

Versicherung

§ 15 Welcher Gerichtsstand besteht?

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi-
cherungsvermittlung gegen den Versicherer bestimmt sich
die gerichtliche Zustdndigkeit nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner flr den Versicherungsvertrag zustandigen
Niederlassung. Ist der Versicherte eine natirliche Person,
dann ist auch das Gericht 6rtlich zusténdig, in dessen Be-
zirk die versicherte Person zur Zeit der Klageerhebung ih-
ren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, ihren
gewdhnlichen Aufenthalt hat.

2. Klagen gegen die versicherte Person
Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi-
cherungsvermittlung gegen die versicherte natirliche Per-
son ist ausschliel3lich das Gericht 6rtlich zustdndig, in des-
senBezirkdieversicherte PersonzurZeitderKlageerhebung
ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat.

Andere nach deutschem Recht begriindete Gerichtsstdnde
werden durch diese Vereinbarung nicht ausgeschlossen.

§ 16 Welches Recht findet Anwendung?
Fir diesen Vertrag gilt deutsches Recht.



Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung
Die Deutsche Assistance Versicherung AG ist dem Code of
Conduct der deutschen Versicherungswirtschaft zum 1. Juni
2015 beigetreten. Der Code of Conduct sind ,Verhaltensregeln
fur den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die
deutsche Versicherungswirtschaft”. Der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hat gemeinsam mit
den Mitgliedsunternehmen, den Landesdatenschutzbehérden
und den Verbraucherzentralen diesen Verhaltenskodex fur die
deutsche Versicherungswirtschaft erstellt.

Hier konnen Sie den Code of Conduct nachlesen:
www.deutsche-assistance.de

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung lhrer personen-
bezogenen Daten zu Zwecken der Werbung zu wider-
sprechen. Verarbeiten wir lhre Daten zur Wahrung be-
rechtigter Interessen, konnen Sie dieser Verarbeitung
aus Griinden, die sich aus lhrer besonderen Situation
ergeben, widersprechen.

Beschwerderecht

Daneben haben Sie die Mdglichkeit, sich mit einer Beschwerde
an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder eine
Datenschutzaufsichtsbehdrde zu wenden. Unseren Daten-
schutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der oben ge-
nannten Adresse mit dem Zusatz ,Datenschutzbeauftragter”
oder per E-Mail an datenschutz@oerag.de.

Die fur uns zustandige Datenaufsichtbehorde ist:

Landesbeauftragte fir Datenschutz und
Informationsfreiheit
Nordrhein-Westfalen

Postfach 200444

40102 Dusseldorf
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Versicherungsombudsmann e. V.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs-
ombudsmann e.V. Sie kénnen damit in privaten Angelegen-
heiten das kostenlose aulergerichtliche Streitschlichtungs-
verfahren in Anspruch nehmen.

Versicherungsombudsmann e.V.

Postfach 080632

10006 Berlin

Telefon: 0800 3 69 60 00

Fax: 0800 3 69 90 00
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zustdndige Aufsichtsbehorde:

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer StraRe 108

53117 Bonn

Telefon: 0228 4108-0

Fax: 0228 4108-1550

DAV-GAVB-EV-1.000€-07/20



Preis- und Leistungsverzeichnis.

Preise von ausgewahlten Dienstleistungen fiir Privatkunden und Geschéftskunden.

Fassung vom 01.01.2024

Die Allgemeinen Geschéftsbedingungen und die besonderen Bedingungen der Landesbank
Baden-Wiirttemberg (LBBW) gelten fiir die Geschéftsverbindung des Kunden mit der LBBW und
ihrer unselbststandigen Anstalt, der Baden-Wiirttembergischen Bank. Erklarungen der Baden-
Wiirttembergischen Bank im Rahmen der Geschaftsverbindung berechtigen und verpflichten
ausschlieBlich die Landesbank Baden-Wiirttemberg.

Die LBBW (nachstehend einschlieflich ihrer unselbststandigen Anstalten »Bank« genannt) kann
gemaR Nr. 17 Abs. 3 der Allgemeinen Geschéftsbedingungen fiir Leistungen, die nicht Gegen-
stand einer Vereinbarung oder im Preis- und Leistungsverzeichnis aufgefiihrt sind und die im
Auftrag des Kunden oder in seinem mutmaRlichen Interesse erbracht werden und die, nach den
Umsténden zu urteilen, nur gegen eine Vergiitung zu erwarten sind, ein nach MaRgabe der
gesetzlichen Bestimmungen angemessenes Entgelt verlangen. Mit Ausnahme der Preise, deren
Hohe den gesetzlichen Vorgaben entspricht, konnen durch Ubereinkunft zwischen Kunden und
Bank Preise vereinbart werden, die von den nachfolgend genannten Preisen abweichen. Aufer-
dem kann sie Auslagenersatz gemaR den gesetzlichen Vorgaben geltend machen.
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Kapitel A

BW=

BANK

Preise und Leistungsmerkmale bei der Kontofiihrung und der Erbringung von Zahlungs-
diensten (Uberweisungen, Lastschriften, Kartenzahlungen, Bargeldein- und Bargeldaus-
zahlungen) sowie beim Scheckverkehr fiir Privatkunden und Geschéftskunden

I. Kontenmodelle

1. Privatkonten’ (EUR)

1.1 Mehrwert-Giropaket BW extend classic
(inkl. aller Buchungsposten, BW-BankCard plus (Debitkarte) und Kreditkarte — siehe Tabelle)

Ausgabe einer Kreditkarte in Verbindung mit dem Mehrwertpaket BW extend classic

Kontoinhaber (Hauptkarte)

pro Monat 8,90 EUR

extend-Partner (Zusatzkarte)

Standard BW extend Visa Card mit BW extend Visa Card mit
monatlicher Abrechnung monatlicher Abrechnung
(Kreditkarte)* (Kreditkarte)*

Optional kann anstelle der - SPECIAL Mastercard = — SPECIAL Mastercard =

BW extend Visa Card mit BW extend Mastercard mit BW extend Mastercard mit
monatlicher Abrechnung monatlicher Abrechnung monatlicher Abrechnung
(Kreditkarte) eine der (Kreditkarte)* (Kreditkarte)
folgenden Karten gewahlt - BW Basic Visa Card (Preis: 29 EUR p. a.)
werden. (Debitkarte)* - BW Basic Visa Card
(Debitkarte)
(Preis: 35 EUR p. a.)
Bestellung einer Wunsch-PIN
— Erstbestellung kostenlos kostenlos
- jede weitere Bestellung 4,90 EUR 4,90 EUR

Sonstige im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondert be-

preist: siehe Ziffer Il. 4.

1.2 Mehrwert-Giropaket BW extend gold
(inkl. aller Buchungsposten, BW-BankCard plus (Debitkarte) und Kreditkarte — siehe Tabelle)

Ausgabe einer Kreditkarte in Verbindung mit dem Mehrwertpaket BW extend gold

Kontoinhaber (Hauptkarte)

pro Monat 13,90 EUR

extend-Partner (Zusatzkarte)

Standard SPECIAL Goldcard Set 4 SPECIAL Goldcard Set 4
(Kreditkarte) (Kreditkarte)

Optional kann anstelle des - SPECIAL Visa Card = — SPECIAL Visa Card =
SPECIAL Goldcard Set BW extend Visa Card mit BW extend Visa Card mit
(Kreditkarte) eine der monatlicher Abrechnung monatlicher Abrechnung
folgenden Karten gewahlt (Kreditkarte)* (Kreditkarte)
werden. - SPECIAL Mastercard = (Preis 29 EUR p. a.)

BW extend Mastercard mit | — SPECIAL Mastercard =

monatlicher Abrechnung

BW extend Mastercard mit

(Kreditkarte)* monatlicher Abrechnung
- BW Basic Visa Card (Kreditkarte)
(Debitkarte)* (Preis 29 EUR p. a.)
- VfB Kreditkarte - BW Basic Visa Card
(Kreditkarte)*> (Debitkarte)*
 VfB Kreditkarte
(Kreditkarte)*
Bestellung einer Wunsch-PIN
— Erstbestellung kostenlos kostenlos
- jede weitere Bestellung 4,90 EUR 4,90 EUR

Sonstige im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondert

bepreist: siehe Ziffer II. 4.

1.3 Mehrwert-Giropaket BW extend online

Preise fiir Buchungsposten’:

pro Monat —— EUR

— Bargeldein- und Bargeldauszahlungen am Geldautomaten, Online-Banking-/

Telefon-Banking-Uberweisungen (Inland in EUR, SEPA), Spar-Dauerauftrag

- Bearbeitung beleghafter Scheckeinreichungen
— Bargeldein- und Bargeldauszahlungen am Schalter?

- Ausfiihrung beleghafter Uberweisungen (Inland in EUR, SEPA)
- Ausfiihrung von Uberweisungen am Selbstbedienungsterminal

——EUR
2,50 EUR
2,50 EUR
2,50 EUR
2,50 EUR

— Sonstige Buchungsposten ohne Beleg (Scheckbelastung, sonstige Abbuchung,
Lastschrift, Uberweisung, Gutschrift einer Uberweisung®)

- Ausfiihrung Echtzeit-Uberweisung

Preise fiir die Kontoauszugsbereitstellung®:

- Kontoauszug (Postversand, elektronisches Postfach)

- Kontoauszug (Kontoauszugsdrucker, Abholpost)

Sonstigeim Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.

0,19EUR
0,50 EUR

——EUR
1,00 EUR
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1.4 Mehrwert-Giropaket BW extend orange pro Monat 1,90 EUR
Fir Kinder, Schiler, Auszubildende, Bundesfreiwillige und Studenten (Mindestalter 14 Jahre) bis
zum 29. Geburtstag (Vollendung des 29. Lebensjahres). Inkl. aller Buchungsposten und BW-
BankCard plus (Debitkarte), BW Basic Visa Card orange (Debitkarte) oder BW extend Visa Card
(Kreditkarte) mit monatlicher Abrechnung.

Bestellung einer Wunsch-PIN fiir Kreditkarten

- Erstbestellung kostenlos
- jede weitere Bestellung 490 EUR
Sonstige im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondert bepreist.

1.5 BW classic-Konto

Girokonto fiir Jedermann (Basiskonto), Pfandungsschutzkonto (P-Konto),
WEG-Hausverwaltungskonto
Kontofiihrung

Preise fiir Buchungsposten’:

- Bargeldein- und Bargeldauszahlungen am Geldautomaten, Online-Banking-/

pro Monat 3,90 EUR

Telefon-Banking-Uberweisung (Inland in EUR, SEPA), Spar-Dauerauftrag ——EUR

— Bearbeitung beleghafter Scheckeinreichungen 1,50 EUR

—Bargeldein- und Bargeldauszahlungen am Schalter? 1,50 EUR
- Ausfiihrung beleghafter Uberweisungen (Inland in EUR, SEPA) 1,50 EUR
— Ausfiihrung von Uberweisungen am Selbstbedienungsterminal 0,30 EUR
- sonstige Buchungsposten ohne Beleg (Scheckbelastung, sonstige Abbuchung,

Lastschrift, Gutschrift einer Uberweisung, Uberweisung) 0,30 EUR
- Ausfiihrung Echtzeit-Uberweisung 0,50 EUR
Preise fiir die Kontoauszugsbereitstellung3:
- Kontoauszug (Kontoauszugsdrucker, Postversand, elektronisches Postfach) 0,25 EUR

Sonstige im Preis-und Leistungsverzeichnisausgewiesene Leistungen werden gesondert bepreist.

1.6 Giro worldwide pro Monat —— EUR
Fir alle Kunden bis zum 30. Geburtstag (Vollendung des 30. Lebensjahres; inkl. aller Buchungs-
posten, eine BW-BankCard plus (Debitkarte) sowie eine SPECIAL Visa Card (Kreditkarte) oder
eine BW Basic Visa Card orange (Debitkarte))

Bestellung einer Wunsch-PIN fiir Kreditkarten

- Erstbestellung kostenlos
— jede weitere Bestellung 4,90 EUR
SonstigeimPreis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werdengesondertbepreist.

1.7 BW smart
(inkl. aller Buchungsposten, BW-BankCard plus (Debitkarte))
Sonstige im Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.

pro Monat 6,90 EUR

1.8 Weiteres Preismodell fiir Privatkonten
(nur Bestand, kein Neuabschluss mdglich)

1.8.1 BW orange pro Monat ——EUR
Fur Kinder, Schiler, Auszubildende, Bundesfreiwillige und Studenten bis zum 29. Geburistag
(Vollendung des 29. Lebensjahres). Inkl. aller Buchungsposten und BW-BankCard plus (Debitkarte)
Sonstige im Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.
2. Geschiftskonten® (EUR)

2.1 Geschiftskonto fiir kleine und mittelstandische Gewerbekunden mit AuRenumsatz
kleiner 15 Mio. EUR

2.1.1 BW Geschaftskonto classic

Kontofiihrung pro Monat 12,90 EUR
Uberweisung (in Euro, SEPA) _
- Ausfiihrung einer beleghaften Uberweisung 3 3,00 EUR
- Ausfiihrung einer Online-Banking-/Telefon-Banking-Uberweisung 0,25 EUR
—Ausfiihrung einer Echtzeit-Uberweisung 0,50 EUR
- Ausfiihrung einer Uberweisung am Selbstbedienungsterminal 0,25 EUR
- Ausfiihrung eines Dauerauftrages } 0,25 EUR
- Ausfiihrung einer Eiliiberweisung (keine Echtzeit-Uberweisung)

- Auftragserteilung per CCU (Datenferniibertragung) 1,00 EUR
- Ausfiihrung einer Sammeliiberweisung

- je Auftrag und Sammeliiberweisung 0,00 EUR

- zusatzlich im Auftrag enthaltene Einzelposten

- je Standardiiberweisung 0,25EUR

~ je Echtzeit-Uberweisung (nur EBICS und ZV-App im Corporates-Portal) 0,50 EUR
- Ausfiihrung eines Uberweisungsauftrages per Datenferniibertragung aus
Datenferniibertragung mit Faxfreigabe
- je Auftrag 15,00 EUR
- zusétzlich je Einzelposten 0,25 EUR
- Gutschrift einer Uberweisung 0,25 EUR
- zusétzlich fir die Erstellung einer Anlage 0,25 EUR
Lastschrift (in EUR, SEPA)
- Einlésung einer Firmen-Lastschrift 0,50 EUR
- Einlésung einer Basis-Lastschrift 0,25 EUR
- zusétzlich fur die Erstellung einer Anlage 0,25EUR
- Lastschrifteinreichung per Datenfemniibertragung/aus Datenfernlibertragung
- je Auftrag mit Faxfreigabe 15,00 EUR
- je Auftrag elektronisch unterschrieben und verarbeitbar 0,00 EUR
- zusétzlich je Einzelposten 0,25 EUR
Schecks
- Einlésung (Kontobelastung) 3,00 EUR
— Einreichung zum Einzug (Kontogutschrift) 3,00 EUR
Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen
- Bargeldein- und Bargeldauszahlung am Schalter? 4,00 EUR
- Bargeldein- und Bargeldauszahlung am Geldautomaten? 0,75EUR
- Bargeldeinzahlung gemaR Sondervereinbarung mind. 4,75 EUR

Sonstige Buchungen 0,25 EUR
(wirdnurerhoben, wenn die BuchungenimAuftrag oderimalleinigen Interesse des Kundenerfolgen)

Kontoausziige 3 10

- Kontoauszlige am Kontoauszugsdrucker 0,20 EUR
- Kontoausziige mit Postversand (zzgl. Portoersatz) 0,20 EUR
- elektronische Kontoauszlige mit qualifizierter elektronischer Signatur

im elektronischen Postfach 0,20 EUR

Sonstige im Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werdengesondertbepreist.

2.1.2 BW Geschaftskonto premium

Kontofiihrung pro Monat 24,90 EUR
Uberweisung (in Euro, SEPA) _
- Ausfiihrung einer beleghaften Uberweisung . 3,00 EUR
— Ausfiihrung einer Online-Banking-/Telefon-Banking-Uberweisung 0,15 EUR
—Ausfiihrung einer Echtzeit-Uberweisung 0,50 EUR
- Ausfiihrung einer Uberweisung am Selbstbedienungsterminal 0,15 EUR
—Ausflihrung eines Dauerauftrages ; 0,15EUR
- Ausfiihrung einer Eiliberweisung (keine Echtzeit-Uberweisung)

- Auftragserteilung per CCU (Datenfernlibertragung) 1,00 EUR
- Ausfiihrung einer Sammeliiberweisung

—je Auftrag und Sammelliberweisung 0,00 EUR

—zusatzlich im Auftrag enthaltene Einzelposten

- je Standardiberweisung 0,15 EUR
- je Echtzeit-Uberweisung (nur EBICS und ZV-App im Corporates-Portal) 0,50 EUR

- Ausfiihrung eines Uberweisungsauftrages per

Datenfertibertragung aus Datenfernibertragung mit Faxfreigabe

- je Auftrag 15,00 EUR

—zusétzlich je Einzelposten 0,15EUR
- Gutschrift einer Uberweisung 0,15EUR

—zusatzlich fiir die Erstellung einer Anlage 0,15EUR
Lastschrift (in EUR, SEPA)

- Einldsung einer Firmen-Lastschrift 0,50 EUR
- Einlésung einer Basis-Lastschrift 0,15EUR
- zusatzlich fir die Erstellung einer Anlage 0,15EUR

- Lastschrifteinreichung per Datenfernibertragung/aus Datenferniibertragung
- je Auftrag mit Faxfreigabe 15,00 EUR
- je Auftrag elektronisch unterschrieben und verarbeitbar 0,00 EUR
—zusatzlich je Einzelposten 0,45EUR
Schecks
- Einlésung (Kontobelastung) 3.00 EUR
- Einreichung zum Einzug (Kontogutschrift) 3,00 EUR
Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen
- Bargeldein- und Bargeldauszahlung am Schalter? 4,00 EUR
- Bargeldein- und Bargeldauszahlung am Geldautomaten? 0,75EUR
- Bargeldeinzahlung geméaf Sondervereinbarung mind. 4,75EUR
Sonstige Buchungen 0,25 EUR

(wird nurerhoben, wenndie BuchungenimAuftrag oderimalleinigen Interesse des Kunden erfolgen)

Kontoausziige3 10

— Kontoauszlige am Kontoauszugsdrucker 0,20 EUR
- Kontoauszlige mit Postversand (zzgl. Portoersatz) 0,20 EUR
— elektronische Kontoausziige mit qualifizierter elektronischer Signatur

im elektronischen Postfach 0,20 EUR

Sonstige im Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.

2.2 Geschaftskonto fiir mittelstandische Unternehmenskunden mit AuRenumsatz
ab 15 Mio. EUR

2.2.1 Geschéftskonto fiir mittelstandische Unternehmenskunden mit AuBenumsatz
15 bis 100 Mio. EURS!

2.2.1.1 Business Active

Kontofiihrung pro Monat 12,50 EUR
l:Jberweisungen (Inland in Euro, SEPA)
Uberweisungsauftrage
- Auftrage per Beleg
- Einzeliberweisung 1,00 EUR
- Auftrage per Online-Banking (Inland in Euro, SEPA)
- Einzeliiberweisung 0,25 EUR
- Echtzeit-Uberweisung 0,50 EUR
- Sammeliiberweisung
- je Auftrag und Sammeliiberweisung ——EUR
—je im Auftrag enthaltenen Einzelposten— Standardiiberweisung 0,25 EUR
- je im Auftrag enthaltenen Einzelposten — Echtzeit-Uberweisung
(nur EBICS und ZV-App im Corporates-Portal) 0,50 EUR

- Auftrage per Datenferniibertragung/aus Datenferniibertragung mit Faxfreigabe

- je Auftrag 10,00 EUR

- je Einzelposten (zusétzlich) 0,25EUR
—Eiliiberweisung (keine Echtzeit-Uberweisung)

- Auftragserteilung per CCU (Datenfernlibertragung 1,00 EUR
—Dauerauftrdge 0,25 EUR
- Gutschrift einer Uberweisung

-ohne Anlage 0,25 EUR

—mit Anlage 0,40 EUR
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Lastschrift

Einlésung

- Lastschrift (SEPA-Firmen-Lastschrift) 0,50 EUR

— Lastschrift (SEPA-Basis-Lastschrift) ohne Anlage 0,25EUR

— Lastschrift (SEPA-Basis-Lastschrift) mit Anlage 0,40 EUR
Einreichungen per Datenferniibertragung/aus Datenferniibertragung

- je Auftrag mit Faxfreigabe 10,00 EUR

- je Auftrag elektronisch unterschrieben und verarbeitbar ——EUR

- je Einzelposten (zusétzlich) 0,25EUR

Schecks

- Einlésung 1,00 EUR

—Einreichung (Einzug) je Einzelposten 0,50 EUR

Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen

- Bargeldeinzahlung an der Kasse 2,50 EUR

- Bargeldauszahlung an der Kasse 2,50 EUR

— Bargeldein- und Bargeldauszahlung am Geldautomaten 0,50 EUR

- Bargeldeinzahlung gemaR Sondervereinbarung mind. 4,75 EUR

Sonstige Buchungen 0,25EUR

(wirdnurerhoben, wenndie BuchungenimAuftragoderimalleinigen Interesse des Kundenerfolgen)

Kontoausziige3 10

— Kontoausziige am Kontoauszugsdrucker 0,20 EUR
- Kontoausziige mit Postversand (zzgl. Portoersatz) 0,20 EUR
— elektronische Kontoausziige mit qualifizierter elektronischer Signatur

im elektronischen Postfach 0,20 EUR
- Kontoausziige am Schalter oder Abholpost 1,00 EUR

Sonstigeim Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.

2.2.1.2. Business Intensive

Kontofiihrung pro Monat 19,50 EUR
Uberweisungen (Inland in Euro, SEPA)
Uberweisungsauftrage
- Auftrage per Beleg
- Einzeliberweisung 1,00 EUR
- Auftrége per Online-Banking (Inland in Euro, SEPA)
- Einzeliiberweisung 0,15 EUR
— Echtzeit-Uberweisung 0,50 EUR
- Sammeliberweisung
—je Auftrag und Sammeliberweisung ——EUR
—je im Auftrag enthaltenen Einzelposten — Standardiiberweisung 0,15 EUR
—je im Auftrag enthaltenen Einzelposten — Echtzeit-Uberweisung
(nur EBICS und ZV-App im Corporates-Portal) 0,50 EUR

- Auftrége per Datenferniibertragung/aus Datenferniibertragung mit Faxfreigabe

—je Auftrag 10,00 EUR

- je Einzelposten (zusétzlich) 0,15EUR
- Eiliiberweisung (keine Echtzeit-Uberweisung)

- Auftragserteilung per CCU (Datenferniibertragung) 1,00 EUR
—Dauerauftrage 0,15EUR
— Gutschrift einer Uberweisung

—ohne Anlage 0,15 EUR

—mit Anlage 0,30 EUR
Lastschrift
Einldsung
— Lastschrift (SEPA-Firmen-Lastschrift) 0,50 EUR
- Lastschrift (SEPA-Basis-Lastschrift) ohne Anlage 0,15 EUR
— Lastschrift (SEPA-Basis-Lastschrift) mit Anlage 0,30 EUR
Einreichungen per Datenferniibertragung/aus Datenfernibertragung
- je Auftrag mit Faxfreigabe 10,00 EUR
- je Auftrag elektronisch unterschrieben und verarbeitbar ——EUR
- je Einzelposten (zusatzlich) 0,15EUR
Schecks
—Einlésung 1,00 EUR
- Einreichung (Einzug) je Einzelposten 0,50 EUR
Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen
- Bargeldeinzahlung an der Kasse 2,50 EUR
- Bargeldauszahlung an der Kasse 2,50 EUR
- Bargeldein- und Bargeldauszahlung am Geldautomaten 0,50 EUR
- Bargeldeinzahlung gemaf Sondervereinbarung mind. 4,75 EUR
Sonstige Buchungen 0,25EUR

(wird nurerhoben, wenn die Buchungen im Auftrag oderim alleinigen Interesse des Kunden erfolgen)

Kontoausziige3 10

- Kontoauszlige am Kontoauszugsdrucker 0,20 EUR
- Kontoauszlige mit Postversand (zzgl. Portoersatz) 0,20 EUR
—elektronische Kontoauszlige mit qualifizierter elektronischer Signatur

im elektronischen Postfach 0,20 EUR
Kontoauszlige am Schalter oder Abholpost 1,00 EUR

Sonstigeim Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.

2.2.2 Geschaftskonto

Kontofiihrung pro Monat 12,50 EUR
L:Jberweisungen (Inland in Euro, SEPA)
Uberweisungsauftrage
—Auftrage per Beleg

- Einzeliberweisung 1,00 EUR
- Auftrage per Online-Banking (Inland in Euro, SEPA)

- Einzeliiberweisung 0,15 EUR
- Echtzeit-Uberweisung 0,50 EUR

— Sammeliberweisung

—je Auftrag und Sammelliberweisung ——EUR
- je im Auftrag enthaltenen Einzelposten — Standardiberweisung 0,15 EUR
- je im Auftrag enthaltenen Einzelposten — Echtzeit-Uberweisung
(nur EBICS und ZV-App im Corporates-Portal) 0,50 EUR
- Auftrage per Datenfernlibertragung/aus Datenferniibertragung mit Faxfreigabe

- je Auftrag 10,00 EUR

- je Einzelposten (zusétzlich) 0,15EUR
— Eiliberweisung (keine Echtzeit-Uberweisung)

- Auftragserteilung per CCU (Datenfernlibertragung) 1,00 EUR
—Dauerauftrage 0,15EUR
- Gutschrift einer Uberweisung

- ohne Anlage 0,15 EUR

—mit Anlage 0,30 EUR
Lastschrift
Einldsung
— Lastschrift (SEPA-Firmen-Lastschrift) 0,50 EUR
— Lastschrift (SEPA-Basis-Lastschrift) ohne Anlage 0,15 EUR
- Lastschrift (SEPA-Basis-Lastschrift) mit Anlage 0,30 EUR

Einreichungen per Datenferniibertragung/aus Datenfernibertragung
- je Auftrag mit Faxfreigabe 10,00 EUR
- je Auftrag elektronisch unterschrieben und verarbeitbar ——EUR
- je Einzelposten (zusétzlich) 0,15EUR
Schecks
- Einldsung 1,00 EUR
- Einreichung (Einzug) je Einzelposten 0,50 EUR
Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen
—Bargeldeinzahlung an der Kasse 1,00 EUR
- Bargeldauszahlung an der Kasse 1,00 EUR
- Bargeldein- und Bargeldauszahlung am Geldautomaten 0,50 EUR
- Bargeldeinzahlung gemaR Sondervereinbarung mind. 4,75 EUR
Sonstige Buchungen 0,25EUR

(wirdnurerhoben,wenndie BuchungenimAuftragoderimalleinigen Interesse desKundenerfolgen)

Kontoausziige3 10

- Kontoauszlige am Kontoauszugsdrucker 0,20 EUR
- Kontoausziige mit Postversand (zzgl. Portoersatz) 0,20 EUR
—elektronische Kontoausziige mit qualifizierter elektronischer Signatur

im elektronischen Postfach 0,20 EUR
- Kontoausziige am Schalter oder Abholpost 1,00 EUR

Sonstige im Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.
2.3 Geschiftskonten fiir Heilberufe

2.3.1 BW Praxiskonto comfort

Kontofiihrung pro Monat 4,90 EUR
In der Kontofiihrung sind enthalten:
-1 BW-BankCard plus (Debitkarte)
Uberweisung (in Euro, SEPA)
- Ausfiihrung einer beleghaften Uberweisung . 3,00 EUR
- Ausfiihrung einer Onlinebanking-/Telefonbanking-Uberweisung 0,25 EUR
—Ausfiihrung einer Echtzeitliberweisung 0,50 EUR
- Ausfiihrung einer Uberweisung am Selbstbedienungsterminal 0,25 EUR
—Ausfiihrung eines Dauerauftrags 0,25 EUR
- Ausfiihrung einer Eil-Uberweisung (keine Echtzeitliberweisung)

Auftragserteilung per CCU (Datenferniibertragung) 1,00 EUR
- Ausfiihrung einer Sammelliberweisung

je Auftrag und Sammeliiberweisung 0,00 EUR

zusétzliche je Einzelposten 0,25 EUR
- Ausfiihrung eines Uberweisungsauftrags per Datenferniibertragung/

aus Datenfernlibertragung mit Faxfreigabe

je Auftrag und Sammeliiberweisung 15,00 EUR

zusétzlich je Einzelposten 0,25 EUR
- Gutschrift einer Uberweisung 0,25 EUR
- zusétzlich fiir die Erstellung einer Anlage 0,25 EUR
Lastschrift (in EUR, SEPA)
—Einldsung einer Firmen-Lastschrift 0,25 EUR
- Einlésung einer Basis-Lastschrift 0,25 EUR
- zusatzlich fir die Erstellung einer Anlage 0,25 EUR

- Lastschrifteinreichung per Datenferniibertragung/aus Datenferniibertragung

je Auftrag mit Faxfreigabe 15,00 EUR
je Auftrag elektronisch unterschrieben und verarbeitbar 0,00 EUR
- zusatzlich je Einzelposten 0,25 EUR
Schecks
- Einlésung (Kontobelastung) 3,00 EUR
- Einreichung zum Einzug (Kontogutschrift) 3,00 EUR
Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen
- Bargeldein- und Bargeldauszahlung am Schalter 4,00 EUR
- Bargeldein- und Bargeldauszahlungen am Geldautomaten? 0,25 EUR
- Bargeldeinzahlung gemaR Sondervereinbarung mind. 4,75 EUR
Sonstige Buchungen 0,25 EUR
(wird nur erhoben, wenn die Buchungen im Auftrag oder im alleinigen
Interesse des Kunden erfolgen.)
Kontoausziige 3 10
- Kontoauszlige am Kontoauszugsdrucker 0,20 EUR
- Kontoausziige mit Postversand (zzgl. Portoersatz) 0,20 EUR
- elektronische Kontoausziige mit qualifizierter elektronischer Signatur
im elektronischen Postfach 0,20 EUR

Sonstige im Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.
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2.4 Anderkonto fiir Notare, Rechtsanwalte, Wirtschaftspriifer, Patentanwalte, Treuhand-
konto Inso0 fiir Insolvenzverwalter

Kontofiihrung

(inkl. aller Buchungsposten und BW-BankCard plus (Debitkarte))
Sonstigeim Preis-und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondertbepreist.

pro Monat ——EUR

3. Fremdwahrungskonten

Fremdwéahrungskonten

Kontofiihrung (inkl. Buchungsposten)

abgerechnet zum Tageskurs auf dem Fremdwahrungskonto
Geschéftskonto in Wahrung

Kontofiihrung (inkl. Buchungsposten)

abgerechnet zu Lasten des EUR-Geschéftskontos
Sonstige im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Leistungen werden gesondert bepreist.

pro Monat 6,66 EUR

pro Quartal 20,00 EUR

4. Bereitstellung der Entgeltaufstellung gemaR Zahlungskontengesetz

Die Entgeltaufstellung gemaR Zahlungskontengesetz stellen wir Verbrauchern jahrlich ab dem ersten
Geschéftstag eines Jahres fiir das vorangegangene Kalenderjahr und bei Vertragsbeendigung bereit.
Zur Anforderung der Entgeltaufstellung wenden Sie sich bitte an die Baden-Wiirttembergische Bank.

II. Erbringung von Zahlungsdiensten fiir Privatkunden und Geschaftskunden’
1. Allgemeine Informationen zur Bank2

1.1 Name und Anschrift der Bank
Landesbank Baden-Wiirttemberg
Am Hauptbahnhof 2

70173 Stuttgart

1.2 Zusténdige Aufsichtsbehorde

Fir die Zulassung der Bank zustandige Aufsichtsbehérde:
Européische Zentralbank

Sonnemannstralie 20

60314 Frankfurt am Main

(Internet: www.ech.europa.eu)

Fir den Verbraucherschutz zustandige Aufsichtsbehdrde:
Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Strae 108

53117 Bonn

und

Marie-Curie-Strale 24-28

60439 Frankfurt am Main

(Internet: www.bafin.de)

1.3 Eintragung im Handelsregister
Amtsgericht Stuttgart
Registergericht: HRA 12704

Amtsgericht Mannheim
Registergericht: HRA 104440 (fiir Karlsruhe)
Registergericht: HRA 4356 (fiir Mannheim)

Amtsgericht Mainz
Registergericht: HRA 40687

1.4 Vertragssprache
MaRgebliche Sprache fiir die Geschaftsbeziehung zum Kunden ist Deutsch.

1.5 Geschéftstage und Annahmezeiten der Bank

1.5.1. Geschiftstage

Geschaftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausfiihrung eines Zahlungsvorgangs beteiligten
Zahlungsdienstleister den fir die Ausflihrung von Zahlungsvorgangen erforderlichen Geschafts-
betrieb unterhalten. Die Bank unterhalt den fiir die Ausflihrung von Zahlungen erforderlichen
Geschaftsbetrieb an allen Werktagen, mit Ausnahme von

- Samstagen,

—dem 24. und 31. Dezember sowie

—regionalen Feiertagen: MaRgeblich fiir die Bestimmung von regionalen Feiertagen ist der
Feiertagskalender von Baden-Wiirttemberg.

Im Rahmen des jeweiligen Produktumfangs ist die Bank bemiiht, auch auRerhalb eines
Geschéaftstages Zahlungsauftrage, wie z. B. beim Online-Banking oder im
grenziiberschreitenden Zahlungsverkehr, auszufiihren.

Bei Echtzeit-Uberweisungen Uber die vereinbarten elektronischen Zugangswege ist jeder Tag des
Jahres ein Geschéftstag.

1.5.2 Annahmezeiten ;

Die Annahmezeiten entsprechen den Offnungszeiten der jeweiligen Filiale.

Im Online-Banking und Telefon-Banking der Bank gelten fiir Auftrége im Inland und fiir grenziiber-
schreitende Auftrage in Form einer SEPA-Euro-Uberweisung folgende Annahmefristen an
Geschéftstagen:

- Online-Banking 18:30 Uhr

- Telefon-Banking 17:00 Uhr

Im Online-Banking und Telefon-Banking der Bank gelten fiir alle tibrigen grenziiberschreitenden
Auftrage folgende Annahmefristen an Geschaftstagen:

- Online-Banking 16:00 Uhr

- Telefon-Banking 16:00 Uhr

Die Annahmezeiten im Electronic Banking (Unternehmenskunden) der Bank kdnnen unter
www.LBBW.de/eb-annahmezeiten eingesehen werden.

Bei Echtzeit-Uberweisungen uber die vereinbarten elektronischen Zugangswege gibt es keine
Beschrénkung der Annahmezeiten - eine Abwicklung wird rund um die Uhr vorgenommen.

2. Uberweisungen

2.1 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und infaus anderen Staaten des
Européischen Wirtschaftsraums (EWR)'3

2.1.1 Uberweisungsauftrige

a) Annahmefrist fiir Uberweisungen
Die Geschaftstage und Annahmezeiten der Bank ergeben sich aus Ziffer II. 1.5.

b) Ausfiihrungsfrist

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Uberweisungsbetrag beim Zahlungsdienstleister
des Zahlungsempfangers spétestens wie folgt eingeht:

Uberweisungen in Euro

- belegloser Uberweisungsauftrag' max. 1 Geschéftstag
- beleghafter Uberweisungsauftrag max. 2 Geschéaftstage
nach korrekter Auftragserteilung unter Beachtung der Geschaftstage und Annahmezeiten der
Bank gemap Ziffer II. 1.5.

- Echtzeit-Uberweisungsauftrag® max. 20 Sekunden ab Feststellung der Ausfiihrbarkeit der
. Echtzeit-Uberweisung.

Uberweisungen in anderen EWR-Wahrungen/in Wéahrungen auBerhalb des EWR
—belegloser Uberweisungsauftrag max. 4 Geschéftstage
- beleghafter Uberweisungsauftrag max. 4 Geschaftstage
nach korrekter Auftragserteilung unter Beachtung der Geschéftstage und Annahmezeiten der
Bank geman Ziffer II. 1.5.

c) Entgelte fiir die Ausfiihrung von Uberweisungen

Hinweis: Bei Euro-Uberweisungsauftragen in EWR-Staaten und Andorra, Gibraftar, Guernsey, Isle
of Man, Jersey, Miquelon, Monaco, Saint-Pierre, San Marino, in die Schweiz, die Vatikanstadt und
das Vereinigte Konigreich von GroRbritannien und Nordirland mit fehlenden/falschen Angaben von
IBAN (internationale Bankkontonummer) des Empféngers und BIC (Bank Identifier-/SWIFT- Code)
der Empfangerbank kann die Ausflhrung des Uberweisungsauftrags von der
Empféngerbank abgelehnt und/oder mit zusétzlichen Entgelten belegt werden. Vor diesem
Hintergrund fiihren wir Ihre ansonsten vollstandigen Uberweisungsauftrage in diese Lander
b. a. w. auch noch aus, wenn die Angaben von IBAN und BIC fehlen. Zur Vermeidung aufwendiger
Nachbelastungen und als Ersatz fiir die Kostenanforderungen von Auslandsbanken stellen wir
Ihnen jedoch einen zusatzlichen Pauschalpreis (Non-STP-Gebihr) in Rechnung. Die Berechnung
dieser Non-STP-Gebhr gilt auch fiir Zahlungen, die bei der Empfangerbank nicht maschinell
weiterverarbeitet werden kénnen (siehe zusatzliche Entgelte/Kostenersatz fiir Auslandsbanken).
Bei einer Uberweisung tragen Zahler und Zahlungsempfanger jeweils die von ihrem Zahlungs-
dienstleister erhobenen Entgelte (sog. SHARE-Uberweisung (0)).

Der Zahler tragt die folgenden Entgelte:

aa) SEPA-Uberweisung

Siehe die Preise fiir Buchungsposten. Diese sind dem jeweiligen Kontomodell zu entnehmen. Eine

SEPA-Uberweisung ist eine vom tiberweisenden Kunden auf den von der Bank ausgegebenen

Vordrucken (SEPA) oder in dem von der Bank festgelegten Datenformat (SEPA) erteilte

Uberweisung mit folgenden Merkmalen:

- Uberweisung in Euro im Inland oder in andere Staaten des EWR, Andorra, Gibraltar, Guernsey,
Isle of Man, Jersey, Miquelon, Monaco, Saint-Pierre, San Marino, in die Schweiz, die Vatikanstadt
und das Vereinigte Konigreich von GroRbritannien und Nordirland.

— weitere erforderliche Angaben: Auftraggeber hat die IBAN'S des Zahlungsempféngers in der
Uberweisung anzugeben.

bb) Fiir Uberweisungen innerhalb des EWR, bei denen die 0. g. Voraussetzungen der SEPA-
Uberweisung nicht erfiillt sind, erfolgt eine konventionelle Uberweisungsabwicklung. Die dies-
bezliglichen Preise gestalten sich wie folgt:

aaa) Beleghafte Auftragserteilung

Abwicklungsprovision bis 25,00 EUR ——EUR
bis 250,00 EUR 7,50 EUR
dartiber 1,5 %o des Uberweisungsbetrages mind. 12,50 EUR
Spesen 1,50 EUR
Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage)

0,25%0 des Uberweisungsbetrages mind. 1,50 EUR
bbb) Elektronische Auftragserteilung

Abwicklungsprovision bis 25,00 EUR ——EUR
dariiber 1,0 %o des UbenNelsungsbetrages mind. 7,50 EUR/max. 150,00 EUR
Spesen 1,50 EUR
Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage)

0,25%o des Uberweisungsbetrages mind. 1,50 EUR

Zahlungen sind nicht mehr mit der Entgeltweisung BEN (= Zahlungsempfénger trégt alle Entgelte)
oder OUR (= Zahler tragt alle Entgelte) zulassig. Soweit die Bank auf ausdriicklichen Kunden-
wunsch Ubergangsweise in Ausnahmeféllen eine Ausfiihrung als OUR-Uberweisung vornimmt,
gelten die nachstehend aufgefiihrten Entgelte:

Beleghafte Auftragserteilung

Abwicklungsprovision bis 25,00 EUR ——EUR
bis 250,00 EUR 7,50 EUR
darlber 1,5 %o des Uberweisungsbetrages mind.12,50 EUR
Spesen 1,50 EUR
Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage)

0,25%o des Uberweisungsbetrages mind. 1,50 EUR
zzgl. OUR-Pauschale 25,00 EUR

Darilber hinausgehende Kosten auslandischer Kreditinstitute kénnen nachbelastet werden.

Elektronische Auftragserteilung

Abwicklungsprovision bis 25,00 EUR ——EUR
darliber 1,0 %o des Uberweisungsbetrages mind. 7,50 EUR/max. 150,00 EUR
Spesen 1,50 EUR
Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage)

0,25%o des Uberweisungsbetrages mind. 1,50 EUR
zzgl. OUR-Pauschale 25,00 EUR

Dartiber hinausgehende Kosten auslandischer Kreditinstitute kdnnen nachbelastet werden.
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d) Sonstige Entgelte
Repairgebiihr fiir manuelle Korrekturen durch die Bank bei fehlerhaften Angaben

(wie ungiltige IBAN/BIC) sowie auf Kundenwunsch 10,00 EUR
Dauerauftrag: Einrichtung, Anderung, Aussetzung —— EUR
Eiliberweisung im Inland in Euro (zusétzlich zum Preis fir Buchungsposten) 500 EUR
Berechtigte Ablehnung der Ausfiihrung eines Uberweisungsauftrages durch die Bank
—wegen fehlendem Guthaben/nicht genehmigter Uberziehung

auf dem Auftraggeberkonto Portoersatz
—wegen fehlender/falscher Angaben, die keine Ausfiihrung ermdglichen

unter Angabe der Griinde Portoersatz
Eilige Ausfiihrungsarten (Zahlungsart SWIFT eilig — nichtbei Echtzeit- 11,50 EUR
Uberweisung)
Ausstellung von Bankschecks 9,00 EUR
Non-STP-Gebiihren (Kostenersatz fiir Auslandsbanken) fiir Zahlungen in Euro bei
—fehlender/falscher IBAN'S bzw. BIC16 10,00 EUR
- nicht maschinell verarbeitbaren Zahlungen 10,00 EUR

212 Gutschrift einer Uberweisung

Bei einer Uberweisung tragen Zahler und Zahlungsempfanger jeweils die von ihrem Zahlungs-
dienstleister erhobenen Entgelte (sog. SHARE-Uberweisung (0)).

Der Zahlungsempféanger trégt die folgenden Entgelte:

aa) SEPA-Uberweisung

Siehe die Preise fiir Buchungsposten. Diese sind dem jeweiligen Kontomodell zu entnehmen. Eine
SEPA-Uberweisung ist eine vom Uberweisenden Kunden auf den von der Bank ausgegebenen
Vordrucken (SEPA) oder in dem von der Bank festgelegten Datenformat (SEPA) erteilte
Uberweisung mit folgenden Merkmalen: Uberweisung in Euro im Inland oder in andere Staaten des
EWR, Andorra, Gibraltar, Guemsey, Isle of Man, Jersey, Miquelon, Monaco, Saint-Pierre, San
Marino, in die Schweiz, die Vatikanstadt und das Vereinigte Kdnigreich von GroRbritannien und
Nordirland.

Weitere erforderliche Angaben: Auftraggeber hat die IBAN'S des Zahlungsempféngers in der
Uberweisung anzugeben.

bb) Fir Uberweisungen innerhalb des EWR, bei denen die o. g. Voraussetzungen der SEPA-
Uberweisung nicht erfilllt sind, erfolgt eine konventionelle Uberweisungsabwicklung. Die diesbe-
ziiglichen Preise gestalten sich wie folgt:

Hohe der Entgelte:

Abwicklungsprovision bis 25,00 EUR ——EUR
dariiber 1,0 %o des Uberweisungsbetrages mind. 5,00 EUR/max. 50,00 EUR
Spesen 1,50 EUR
Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage)

0,25%o des Uberweisungsbetrages mind. 1,50 EUR

Wertstellung:
entfallt (wird gemaR der gesetzlich hierfiir vorgesehenen Regelungen vorgenommen)

2.2 Uberweisungen in/aus Staaten auerhalb des EWR (sog. Drittstaaten)”

2.2.1 Uberweisungsauftrige

2.2.1.1 Ausfiihrungsfrist

Uberweisungen werden baldmaglichst bewirkt.

Bei Echtzeit-Uberweisungen in Euro in Staaten auBerhalb des EWR, die Echtzeit-Zahlungen an-
nehmen0, betragt die maximale Ausfiihrungsfrist 20 Sekunden (ab Feststellung der Ausfiihr-
barkeit einer Echtzeit-Uberweisung).

2.2.1.2 Entgelte fiir die Ausfiihrung von Uberweisungen

a) Entgeltpflichtiger

Der Zahler kann zwischen folgenden Entgeltverteilungen wahlen8:

SHARE-Uberweisung (0) = Zahler und Zahlungsempfanger tragen jeweils die von ihrem
3 Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte

OUR-Uberweisung (1) = Zahler trégt alle Entgelte

BEN-Uberweisung (2)!° = Zahlungsempfanger tragt alle Entgelte

Hinweis:

— Bei der Entgeltweisung SHARE (0) kdnnen durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister
und den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers vom Uberweisungsbetrag gegebenen-
falls Entgelte abgezogen werden.

— Bei der Entgeltweisung BEN (2) kénnen von jedem der beteiligten Zahlungsdienstleister vom
Uberweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden.

b) Hohe der Entgelte

aa) Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Miquelon, Monaco, Saint-Pierre, San
Marino, die Schweiz, die Vatikanstadt und das Vereinigte Konigreich von GroRbritannien und
Nordirland

in Euro mit IBAN/BIC (SEPA-Uberweisung): ;

siehe die Preise fiir Buchungsposten fiir SEPA-Uberweisungen. Diese sind dem jeweiligen Konto-
modell zu entnehmen.

bb) Ubrige Lander/Uberweisungen in beliebiger Wahrung:

aaa) Beleghafte Auftragerteilung:

SHARE: Abwicklungsprovision bis25,00 EUR ——EUR
bis 250,00 EUR 7,50 EUR

dariiber 1,5 %o, mind. 12,50 EUR

Spesen 1,50 EUR

Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage) 0,25 %o, mind. 1,50EUR

OUR: wie bei SHARE, zuziiglich OUR-Pauschale 25,00 EUR

Dartiber hinausgehende Kosten ausléndischer Kreditinstitute kdnnen nachbelastetwerden.

BEN: Die Entgelte von SHARE werden vom Uberweisungsbetrag abgezogen.

bbb) Elektronische Auftragserteilung

SHARE: Abwicklungsprovision bis25,00 EUR ——EUR
dariiber 1,0 %o, mind. 7,50 EUR/max. 150,00 EUR

Spesen 1,50 EUR

Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage) 0,25 %o, mind. 1,50EUR

OUR: wie bei SHARE, zuziiglich OUR-Pauschale 25,00 EUR

Dartiber hinausgehende Kosten auslandischer Kreditinstitute kénnen nachbelastetwerden.
BEN: Die Entgelte von SHARE werden vom Uberweisungsbetrag abgezogen.

c) Sonstige Entgelte
Repairgebiihr fiir manuelle Korrekturen durch die Bank bei fehlerhaften

Angaben (wie ungiltige IBAN oder BIC) sowie auf Kundenwunsch 10,00 EUR
Dauerauftrag: Einrichtung/Anderung/Aussetzung ) ——EUR
Eilige Ausfiihrungsarten (Zahlungsart SWIFT eilig - nicht bei Echtzeit-Uberweisung) 10,00 EUR
Ausstellung von Bankschecks N 7,50 EUR
Berechtigte Ablehnung der Ausfiihrung eines Uberweisungsauftrages
—wegen fehlendem Guthaben/nicht genehmigter Uberziehung

auf dem Auftraggeberkonto Portoersatz
—wegen fehlender/falscher Angaben, die keine Ausfiihrung ermdglichen,

unter Angabe der Griinde Portoersatz

2.2.2 Gutschrift einer Uberweisung

2.2.2.1 Entgeltpflichtiger
Wer fiir die Ausfiihrung der Uberweisung die anfallenden Entgelte zu tragen hat, bestimmt sich
danach, welche Entgeltregelung zwischen dem Uberweisenden (Zahler) und dessen Zahlungs-
dienstleister getroffen wurde. Folgende Vereinbarungen sind moglich2:
SHARE-Uberweisung (0) = Zahler und Zahlungsempfanger tragen jeweils die von ihrem
; Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte
OUR-Uberweisung (1) = Zahler trégt alle Entgelte
BEN-Uberweisung (2)!9 = Zahlungsempfanger tragt alle Entgelte

Hinweis:

- Bei der Entgeltweisung SHARE (0) kénnen durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister
und den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers vom Uberweisungsbetrag gegebenen-
falls Entgelte abgezogen werden.

- Bei der Entgeltweisung BEN (2) kénnen von jedem der beteiligten Zahlungsdienstleister vom
Uberweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden.

2.2.2.2 Hohe der Entgelte

Bei einer Entgeltweisung SHARE (0) oder BEN (2) werden von der Bank folgende Entgelte be-
rechnet, die vom Uberweisungsbetrag abgezogen werden:

Andorra, Gibraltar, Guemnsey, Isle of Man, Jersey, Miquelon, Monaco, Saint-Pierre, San Marino, die
Schweiz, die Vatikanstadt und das Vereinigte Kénigreich von GroRbritannien und Nordirland in
Euro mit IBAN/BIC (SEPA-Uberweisung).

Die Preise fiir Buchungsposten sind dem jeweiligen Kontomodell zu entnehmen.

Ubrige Lander/Uberweisungen:

Abwicklungsprovision bis 25,00 EUR ——EUR
dariiber 1,0%o, mind.5,00 EUR/max. 50,00 EUR
Spesen 1,50 EUR

Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage) 0,25%0, mind. 1,50 EUR
Wertstellung
entfallt (wird gemaR der gesetzlich hierfiir vorgesehenen Regelungen vorgenommen).

2.3. Maximalbetrag bei Echtzeit-Uberweisungen

Uberweisungen gemaf den Bedingungen fir Echtzeit-Uberweisungen sind unabhangig von dem
vorhandenen Kontoguthaben oder der eingerdumten Kreditiinie auf 100.000 EUR pro Uber-
weisung beschrankt. Der vorgenannte maximale Vergltungsbetrag kann durch vereinbarte Ver-
fligungslimite zusatzlich beschrénkt werden.

3. Lastschriften

3.1 Lastschrift fiir kartenbasierte Zahlungen
Lastschrifteinlésung: Die Preise fiir Buchungsposten sind dem jeweiligen Kontomodell zu
entnehmen.

3.1.1 Ausfiihrungsfrist

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spétestens innerhalb von max.
einem Geschaftstag nach Auftragserteilung unter Beachtung der Geschaftstage und Annahmezeit
gemaR Ziffer 11.1.5 beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféangers eingeht.

3.1.2 Entgelte
Entgelt zu Lasten des Einreichers fiir nicht eingelste oder wegen Erstattungsverlangen
zuriickzubelastende Lastschrift (gilt nichtfiir Verbraucher)
Berechtigte Ablehnung der Einlosung einer Lastschrift

3,00 EUR
Portoersatz

3.2 Lastschriften (SEPA-Basis-Lastschriften)

3.2.1 Ausfiihrungsfrist

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spétestens innerhalb von max.
einem Geschaftstag nach Auftragserteilung unter Beachtung der Geschéaftstage und
Annahmezeit gemaR Ziffer 11.1.5 beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféngers eingeht.

3.2.2 Entgelte

Lastschrifteinlésung: Die Preise fiir Buchungsposten sind dem jeweiligen Kontomodell zu
entnehmen. Berechtigte Ablehnung der Einldsung einer Lastschrift (SEPA-Basis-Lastschrift)
Portoersatz

3.2.3 Einreichungsfristen

Es sind folgende Einreichungsfristen vor dem Falligkeitstermin zu beachten: Frihestens 14 Ka-
lendertage und spétestens einem Geschaftstag vor Falligkeit der SEPA-Basis-Lastschrift unter
Beachtung der Geschaftstage und Annahmezeit gemat Ziffer II.1.5.

3.3 Lastschriften (SEPA-Firmen-Lastschriften)
3.3.1 Ausfiihrungsfrist
Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spétestens innerhalb von max.

einem Geschaftstag nach Auftragserteilung unter Beachtung der Geschéftstage und Annahmezeit
gemaR Ziffer 11.1.5 beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféngers eingeht.
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3.3.2 Entgelte

Lastschrifteinlésung: Die Preise fiir Buchungsposten sind dem jeweiligen Kontomodell zu

entnehmen. Verwaltung SEPA-Firmenlastschrift-Mandat

- Mandatserfassung/-dnderung/-léschung eines Firmenlastschrift-Mandats
bei der Zahlstelle

Berechtigte Ablehnung der Einlésung Lastschrift (SEPA-Firmen-Lastschrift)

5,00 EUR
Portoersatz

3.3.3 Einreichungsfristen

Es sind folgende Einreichungsfristen vor dem Falligkeitstermin zu beachten: Frihestens 14 Ka-
lendertage und spatestens einem Geschaftstag vor Falligkeit der SEPA-Firmen-Lastschrift unter
Beachtung der Geschéftstage und Annahmezeit gemaR Ziffer 11.1.5.

4. Kartengestiitzter Zahlungsverkehr/Bargeldein- und Bargeldauszahlung

4.1 Ausgabe einer Kreditkarte der BW-Bank Jahrespreise?
SPECIAL Visa Card (Kreditkarte)/SPECIAL Mastercard (Kreditkarte)

- Hauptkarte (jahrlich) 29,00 EUR
— Zusatzkarte (jahrlich) 14,50 EUR
SPECIAL Goldcard Set (Kreditkarte)

- Hauptkarte (jahrlich) 90,00 EUR
- Zusatzkarte (jahrlich) 40,00 EUR
SPECIAL Visa Goldcard (Kreditkarte)/SPECIAL Mastercard Gold (Kreditkarte)

- Hauptkarte (jahrlich) 80,00 EUR
- Zusatzkarte (jahrlich) 35,00 EUR

BW Basic Visa Card (Debitkarte)

Visa Card mit monatlicher Abrechnung (Kreditkarte)
(nur Bestand/kein Neugeschéft) (jahrlich) 29,00 EUR
Mastercard (Kreditkarte) (nur Bestand/kein Neugeschaft) (jahrlich) 29,00 EUR
CorporateWorld Mastercard (Kreditkarte) mit Abrechnung tber das Firmenkonto

- Classic (jahrlich) 28,00 EUR
— Premium (jahrlich) 59,00 EUR
- CorporateWorld Mastercard Central (Kreditkarte) (jahrlich) 22,00 EUR
- CorporateWorld Mastercard Central Vplus (Kreditkarte) (jahrlich) 117,00 EUR
CorporateWorld Mastercard (Kreditkarte) mit Abrechnung Uber das Privatkonto

- Classic (jahrlich) 68,00 EUR
- Premium (jahrlich) 99,00 EUR

(iahrlich) 35,00 EUR

Tagliches Verfiigungslimit fiir die Bargeldauszahlung an eigenen/fremden23
Geldautomaten (Bargeldservice):

SPECIAL Visa Goldcard (Kreditkarte)/SPECIAL Mastercard Gold (Kreditkarte)/

SPECIAL Goldcard Set (Kreditkarte) 1.000,00 EUR p.T.
SPECIAL Visa Card (Kreditkarte)/SPECIAL Mastercard (Kreditkarte)/

Visa Card (Kreditkarte)/Mastercard (Kreditkarte)/

CorporateWorld Mastercard (Kreditkarte) 500,00 EUR p.T.
BW Basic Visa Card (nur aus Guthaben) (Debitkarte) 500,00 EUR p.T.
Sonstige Preise
- Ersatz fiir eine verlorene, gestohlene, missbrauchlich verwendete oder sonst

nicht autorisiert genutzte Kreditkarte auf Verlangen des Kunden24.25.26 545 EUR
- Fir einen vom Kunden nachtréglich gewtinschten Motivwechsel

fiir BW Basic Visa Card (Debitkarte)?6 5,45 EUR
Zurverfligungstellung einer emergency card auf Verlangen des Kunden?4.27 125,00 EUR
Bereitstellung von emergency cash auf Verlangen desKunden?4.27 125,00 EUR

Schadensersatz aufgrund der vergeblichen Ausfiihrung von Lastschrifteinziigen von

Fremdbankkonten, soweit vom Kunden zu vertreten. Dem Kunden steht es frei
nachzuweisen, dass der Bank kein oder ein geringerer Schaden entstanden ist 9,50 EUR
zzgl. Fremdbankentgelt Zurverfiigungstellung einer Ersatz-PIN fiir BW-Bank
Kartenservice online auf Verlangen des Kunden?’ 1,00 EUR
Monatliche Kreditkartenabrechnung?®
— im elektronischen Postfach kostenlos
- Postversand von Kreditkartenabrechnungen Portoersatz
- Postversand nicht abgerufener Kreditkartenabrechnungen im

elektronischen Postfach Portoersatz

BW Basic Visa Card (Debitkarte): aufgrund Vereinbarung mit dem Kunden

geleisteter SMS-Service monatlich 1,80 EUR
Bestellung einer Wunsch-PIN fiir SPECIAL Visa Card (Kreditkarte), SPECIAL Mastercard
(Kreditkarte), BW Basic Visa Card orange (Debitkarte), BW Basic Visa Card (Debitkarte),
Corporate- World Mastercard (Kreditkarte), SPECIAL Goldcard Set (Kreditkarten),

SPECIAL Visa Goldcard (Kreditkarte), SPECIAL Mastercard Gold (Kreditkarte)

- Erstbestellung kostenlos
— jede weitere Bestellung 4,90 EUR
VereinbarungsgemaRe Zurverfiigungstellung einer Aktivierungs-PIN fiir eine nicht gesperrte Karte
auf Verlangen des Kunden, soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht (z. B.
Vergessender PIN) 4,90 EUR

Einsatz der Mastercard/Visa Card (Kredit- und Debitkarte)

zum Bezahlen in Euro im EWRS? 0 % vomUmsatz

Einsatz der Mastercard/Visa Card (Kredit- und Debitkarte)
zum Bezahlen in Fremdwahrung im EWR29. 47

- in EWR Fremdwahrung®®

— in Drittstaatenwahrung®®

1,5 % vomUmsatz
1,5 % vomUmsatz

Einsatz der Mastercard/Visa Card (Kredit- und Debitkarte)
zum Bezahlen in Drittstaatenwahrung®® auBerhalb des EWR2.47 1,5% vom Umsatz
Zum Umrechnungskurs siehe Ziffer I1. 6 dieses Verzeichnisses. Barauszahlung siehe Ziffer I1.4.4.

Zusatzleistungen
Zinssatz fiir Guthaben (nur Bestand/kein Neugeschéft)2

unter 10.000 EUR 70% vom 3-Monats-Euribor
ab 10.000 EUR 80% vom 3-Monats-Euribor
ab 25.000 EUR 85% vom 3-Monats-Euribor

Soweit der 3-Monats-Euribor negativ sein sollte, betragt der Zinssatz fir Guthaben 0,00 %.

Die Zinssatze werden jeweils einen Geschéftstag vor der kommenden Rechnungsperiode neu
ermittelt (d. h. am letzten Geschéftstag eines Monats). Euribor (Euro Interbank Offered Rate) ist
der allgemein anerkannte Marktzins fiir 3-Monatsgeld unter europdischen Banken. Der so
ermittelte Zinssatz, kaufmannisch gerundet auf 2 Stellen nach dem Komma, gilt fiir die komplette
folgende Rechnungsperiode.

Die jeweils aktuellen Zinssdtze sind unter www.bw-bank.de/guthabenverzinsung veréffentlicht.
Anderungen dieser Zinssatze werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam.
Die anfallenden Zinsertrage werden jeweils monatlich auf dem Kartenkonto gutgeschrieben.

Restschuldversicherung
0,69% des durchschnittlichen monatlichen Rechnungssaldos zur Absicherung des offenen Saldos
in Fallen von Arbeitslosigkeit, Arbeitsunfahigkeit und Tod.

4.2 Ausgabe einer Debitkarte (BW-BankCard plus und BW-BankCard) Jahrespreise3?
BW BankCard plus (Debitkarte) (jahrlich) 9,00 EUR
BW BankCard (Debitkarte) (jahrlich) 9,00 EUR

Taglicher Verfiigungsrahmen3! der BW-BankCard plus (Debitkarte) je nach Einsatz:
Bargeldauszahlung mit der Debitkarte am Geldautomaten (eigener/fremder)23

- an eigenen Geldautomaten bis zu 2.000,00 EUR p.T.
—an allen anderen Geldautomatenim Inland bis zu 2.000,00 EUR p.T.
—an allen anderen Geldautomatenim Ausland bis zu 2.000,00 EUR p.T.
Einsatz an automatisierten Kassen bei Handlern

und Dienstleistungsunternehmen 5.000,00 EUR p.T.
Aufladen der GeldKarte 200,00 EUR p.T.
Téglicher Verfiigungsrahmen3! der BW-BankCard (Debitkarte):

Bargeldauszahlung mit der Debitkarte am Geldautomaten (eigene) 2.000,00 EUR p.T.

Einsatz der BW-BankCard plus (Debitkarte)
zum Bezahlen in Euro im EWRS 0% vomUmsatz
Einsatz der BW-BankCard plus (Debitkarte)
zum Bezahlen in Fremdwéhrung im EWR

- in EWR Fremdwahrung58

— in Drittstaatenwahrung®®

1,0 % vomUmsatz
1,0 % vomUmsatz

Einsatz der BW-BankCard plus (Debitkarte)
zum Bezahlen in Drittstaatenwéhrung®® auRerhalb des EWR 1,0 % vom Umsatz
Zum Umrechnungskurs siehe Ziffer II. 6 dieses Verzeichnisses. Barauszahlung siehe Ziffer Il. 4.4.

Sonstige Preise
- Ersatz fiir eine verlorene, gestohlene, missbrauchlich verwendete oder

sonst nicht autorisiert genutzte Debitkarte auf Verlangen des Kunden?5 7,10 EUR
— Umtausch in neue Kartenart/neues Produkt 7,10 EUR
(z.B. von BW-BankCard plus in BW-BankCard (Debitkarte)) vom Kunden veranlasst
- Vereinbarungsgemale Zurverfiigungstellung einer Aktivierungs-PIN fir eine
nicht gesperrte Karte auf Verlangen des Kunden, soweit durch vom Kunden
zu vertretende Umstande verursacht (z. B. Vergessen der PIN) 3,10 EUR

Hinweis: Die Festlegung einer neuen Wunsch-PIN durch den Kunden an Automaten der BW-
Bank und der Sparkassen ist unentgeltlich.

4.3 GeldKarte

Aufladen unserer GeldKarten (bis max. 200 EUR)

an unseren Ladeterminals ——EUR
an Ladeterminals von teilnehmenden Sparkassen/Landesbanken ——EUR
an Ladeterminals fremder Kreditinstitute: Entgelte des Terminal betreibenden Instituts werden dem
Kunden weiterbelastet. Die Hohe ist beim jeweiligen Institut zu erfragen.

Aufladen von GeldKarten anderer Institute Informationen zur Hohe des Entgelts Ihrer kartenaus-
gebenden Stelle erhalten Sie von dieser.

Verwahrung von Guthaben

ab dem 7. Monat nach Ablauf der Guiltigkeit

der BW-BankCard plus (Debitkarte)

(entfallt, soweit kein Kartenguthaben vorhanden ist)

pro Quartal 1,00 EUR

4.4 Bargeldauszahlung
Bargeldauszahlung bei der Bank
am Geldautomaten
- mit unseren Debitkarten
- mit unseren Kreditkarten
- SPECIAL Visa Card (Kreditkarte)/SPECIAL Mastercard (Kreditkarte)/
SPECIAL Goldcard Set (Kreditkarte)/Mastercard (Kreditkarte)/
Visa Card (Kreditkarte)/BW Basic Visa Card (Debitkarte)
- CorporateWorld Mastercard (Kreditkarte)
am Schalter
- mit unseren Debitkarten
- mit unseren Kreditkarten
- SPECIAL Visa Card (Kreditkarte)/SPECIAL Mastercard (Kreditkarte)/
SPECIAL Goldcard Set (Kreditkarte)/Mastercard (Kreditkarte)/
Visa Card (Kreditkarte)/BW Basic Visa Card (Debitkarte)
- CorporateWorld Mastercard (Kreditkarte)

——EUR

2%, mind. 2,50 EUR
2%, mind. 3,00 EUR

——EUR

3%, mind. 5,00 EUR
3%, mind. 5,00 EUR

Hinweis: Bargeldauszahlungen mit der BW-BankCard (Debitkarte) sind nur bei der Bank moglich.

Bargeldauszahlung an Kunden von Sparkassen/Landesbanken
am Geldautomaten

- mit SparkassenCard/Debitkarte

- mit Mastercard oder Visa Karte (Kreditkarte)32

am Schalter

- mit Mastercard oder Visa Karte (Kreditkarte)32

——EUR

Bargeldauszahlung an Nicht-Sparkassen-/Landesbankkunden am Geldautomaten
- mit Debitkarte
— mit Kreditkarte3?

4,55 EUR
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Bargeldauszahlung mit der BW-BankCard plus (Debitkarte) am Geldautomaten
bei fremden Zahlungsdienstleistern
- bei Sparkassen und Landesbanken in Deutschland,
die am Heimatsparkassenmodell teilnehmen
- bei Zahlungsdienstleistern im EWR® im girocard-System,
die ein direktes Kundenentgelt erheben

unentgeltlich

—in Euro unentgeltlich
- bei Zahlungsdienstleistern im EWR im VPAY/Plus-System
—in Euro 1% vom Umsatz, mind. 5,00 EUR

- in EWR-Fremdwahrungen®®

—in Drittstaatenwahrung®®
- bei Zahlungsdienstleistern auferhalb des EWR in

— Drittstaatenwahrung® im VPAY/Plus-System 1% vom Umsatz, mind. 5,00 EUR
Bitte beachten Sie, dass Betreiber von Geldautomaten oder fremde Kreditinstitute dariiber hinaus
eigene Gebiihren erheben kdnnen. Diese Gebuhren werden von der BW-Bank nicht erstattet.

1% vom Umsatz, mind. 5,00 EUR
1% vom Umsatz, mind. 5,00 EUR

Bargeldauszahlung mit der Mastercard/Visa Card (Kreditkarte und Debitkarte) am Geld-
automaten bei fremden Zahlungsdienstleistern (im und auBerhalb des EWR57)33, 34,48
- SPECIAL Visa Card (Kreditkarte)/SPECIAL Mastercard (Kreditkarte)/SPECIAL Goldcard Set
(Kreditkarte)/Mastercard (Kreditkarte)/Visa Card (Kreditkarte)/BW Basic Visa Card (Debitkarte)
—in Euro 2% vom Umsatz, mind. 2,50 EUR
—im EWR in EWR-Fremdwahrung5® 2% vom Umsatz, mind. 2,50 EUR
- im EWR in Drittstaatenwahrung®® 2% vom Umsatz, mind. 2,50 EUR
- auBerhalb des EWR in Drittstaatenwahrung®® 2% vom Umsatz, mind. 2,50 EUR
— CorporateWorld Mastercard (Kreditkarte)
—in Euro
—im EWR in EWR-Fremdwahrung®®
- im EWR in Drittstaatenwahrung®®
— auBerhalb des EWR in Drittstaatenwahrung®

2% vom Umsatz, mind. 3,00 EUR
2% vom Umsatz, mind. 3,00 EUR
2% vom Umsatz, mind. 3,00 EUR
2% vom Umsatz, mind. 3,00 EUR

Bargeldauszahlung mit der Mastercard/Visa Card (Kreditkarte und Debitkarte) am Schalter
bei fremdenZahlungsdienstleistern3?. 34,48
- SPECIAL Visa Card (Kreditkarte)/SPECIAL Mastercard (Kreditkarte)/SPECIAL Goldcard Set
(Kreditkarte)/Mastercard (Kreditkarte)/Visa Card (Kreditkarte)/BW Basic Visa Card (Debitkarte),
CorporateWorld Mastercard (Kreditkarte)
—in Euro
—im EWR in EWR-Fremdwahrung®®
—im EWR in Drittstaatenwahrung®®
- auBerhalb des EWR in Drittstaatenwahrung®®

3% vom Umsatz, mind. 5,00 EUR
3% vom Umsatz, mind. 5,00 EUR
3% vom Umsatz, mind. 5,00 EUR
3% vom Umsatz, mind. 5,00 EUR

Bitte beachten Sie, dass Betreiber von Geldautomaten oder fremde Kreditinstitute dariiber hinaus
eigene Gebuhren erheben kénnen. Diese Gebiihren werden von der BW-Bank nicht erstattet.

Bargeldauszahlung einer Eiliiberweisung
Bargeldauszahlung eines eingehenden Eiliiberweisungsauftrags

von einem anderen Kreditinstitut 10,00 EUR
Eiliberweisungsauftrag zur Bargeldauszahlung
bei einem anderen Kreditinstitut 10,00 EUR

4.5 Ausfiihrungsfrist

Der Kartenzahlungsbetrag wird beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféangers spatestens
wie folgt eingehen:

Kartenzahlungen in Euro innerhalb des
Européischen Wirtschaftsraums (EWR)
Kartenzahlungen im EWR in einer anderen
EWR-Wahrung als Euro

Kartenzahlungen auBerhalb des EWR
unabhéngig von der Wahrung die Kartenzahlung wird baldmdglichst bewirkt
Die Geschaftstage der Bank ergeben sich aus Ziffer II. 1.5.

max. 1 Geschaftstag

max. 4 Geschaftstage

4.6 Bargeldeinzahlung
Bargeldeinzahlungen an eigene Kunden gemaR gesonderter Vereinbarung (Safebagverfahren)
— Jahrespreis (pauschal) ab 240 EURp.a. bis 520 EUR p.a.

— oder Preis pro Transaktion ab4,75EUR bis 25 EUR
4.7 Miinzgeldwechselgeschéfte (Nicht-Girokunden)
—je Rolle 0,50 EUR
—je Beutel 5,00 EUR
5. Weitere Dienstleistungen Girokonto/Zahlungsverkehr
5.1 Uberweisung i
- Riickgabe einer SEPA-Uberweisung aufgrund eines Kundenfehlers 3,00 EUR
— Riickgabe einer SEPA-Uberweisung durch die Bank des Begtinstigten 3,00 EUR
- Riickgabe einer grenzliberschreitenden Uberweisung (nicht SEPA)

an den Auftraggeber auf Veranlassung der Auslandsbank 7,50 EUR
5.2 SEPA-Lastschrift (Entgelte zu Lasten des Einreichers)
- Riickruf durch den Kunden vor Weiterleitung (gilt nicht fiir Verbraucher) 5,00 EUR
- Riickruf durch den Kunden nach Weiterleitung 5,00 EUR
- Riickgabe aufgrund eines Kundenfehlers 3,00 EUR
- Riickgabe aufgrund genereller SEPA-Sperre beim Zahlungspflichtigen 3,00 EUR
- Riickgabe durch den Zahlungspflichtigen (Erstattungsverlangen) 3,00 EUR
- Riickgabe durch die Zahlstelle 3,00 EUR
5.3 Nachbearbeitungen/Nachmeldungen/Riickforderungen
- Nachbearbeitung, Nachmeldung von Zusatzangaben, Riickforderung bei SEPA

und Inlandszahlungen (ohne Target 2) auf Veranlassung des Kunden

(sofern dies vom Kunden zu vertreten ist) 10,00 EUR

zzg|. evtl. Fremdbankentgelte
- Nachbearbeitung, Nachmeldung von Zusatzangaben, Riickforderung bei grenz-
liberschreitenden Zahlungen und Target 2 auf Veranlassung des Kunden (sofern
dies vom Kunden zu vertreten ist)
—innerhalb von 6 Monaten nach Buchungstag
— alter als 6 Monate nach Buchungstag

25,00 EUR
75,00 EUR
zzgl. evil. Fremdbankentgelte

— Riickruf/Widerruf einer Uberweisung/Lastschrift nach Ablauf der Widerrufsfrist

auf Veranlassung des Kunden 5,00 EUR
- Mandatsanfrage des Zahlers bei autorisierter SEPA-Lastschrift nach Ablauf
von 8 Wochen ab Belastungsbuchung 25,00 EUR

5.4 Sonstiges

Erstellung einer Zinsstaffel nach Aufwand mind. 10,00 EUR

Gemeinsame Zinsstaffel pro Konto und Monat 50,00 EUR
Kontenpool pro Quellkonto und Monat 100,00 EUR
S-Zentral Zentralstelle pro Konto und Monat 50,00 EUR

S-Zentral Servicestelle pro Konto und Monat gem. Vereinbarung
Wechselseitige Kreditinanspruchnahme/Kontoverbund

mind. 150,00 EUR

pro Konto und Monat 25,00 EUR
Zusendung von Vordrucken Handbestand Portoersatz
Zusendung von Vordrucken (groRere Mengen oder individuelle Gestaltung)
Portoersatz zzgl. fremde Entgelte Vormerkung, Verlangerung und Léschung
einer Sperre auf Weisung des Kunden 5,00 EUR
(bei extend-Mehrwertkonten) (——EUR)
5.5 Elektronische Dienstleistungen
(Online-Banking und HBCI-Banking ausgenommen)
Zugang
- ZV-App im Corporates-Portal/
Business-Portal pro Monat je Kunden-ID 20,00 EUR
- EBICS pro Monat je Kunden-ID 20,00 EUR
EBICS Teilnehmer-ID pro Monat je Teilnehmer-ID 0,00 EUR
zusatzliche EBICS Alias-ID pro Monat je EBICS Alias-ID 20,00 EUR
Preise fiir elektronische Informationsbereitstellung
Kontoinformationen in folgenden Formaten
- MT940/MT942/camt.052/camt.053  pro Monatje Konto 10,00 EUR
- elektronischer Kontoauszug mit qualifizierter
elektronischer Signatur (EBICS)™®  pro Monat je Konto 10,00 EUR
Buchungsposten im Format camt.054 pro Monat je Konto 15,00 EUR
Devisenkurse (DKI) pro Monat je Kunden-ID 15,00 EUR
Bereitstellung der Formate MT940/camt.053
an Servicerechenzentren pro Monat je Konto 10,00 EUR
Auflésung SEPA-Sammelauftrag pro Monat je Konto 10,00 EUR

(Batch Booking)
6. Umrechnungskurs bei der Erbringung von Zahlungsdiensten in fremder Wahrung

6.1 Kartengestiitzte Zahlungsdienste

Umsatze mit der Mastercard/Visa Card (Kreditkarte und Debitkarte) und mit der BW-BankCard
plus (Debitkarte) innerhalb des EWRS7 in EWR-Fremdwahrung®8 werden zum zuletzt verfiigbaren
Euro-Referenzwechselkurs der Europdischen Zentralbank (EZB) umgerechnet. Der jeweilige
Euro-Referenzwechselkurs der EZB ist unter www.bw-bank.de/ezbkursreferenz abrufbar.

Umsatze mit der Mastercard/Visa Card (Kreditkarte und Debitkarte) in Drittstaatenwahrung5®
werden zum jeweiligen Referenzwechselkurs von Visa umgerechnet.
Dieser ist unter www.bw-bank.de/visakursreferenz abrufbar.

Umsétze mit der BW-BankCard plus (Debitkarte) im VPAY/Plus-System in Drittstaatenwahrung®®
werden zu den VPAY/Plus-Wechselkursen umgerechnet.
Diese sind unter www.bw-bank.de/debitkartenkurse abrufbar.

6.2 Sonstige Umrechnungen

Umrechnungen von Euro in Fremdwahrungen und von Fremdwahrungen in Euro erfolgen grund-
satzlich auf der Basis des von der LBBW festgestellten Referenzwechselkurses fiir Devisen am
Geschéftstag der Buchung (u. a. Gutschriften zum Briefkurs, Belastungen zum Geldkurs). Dieser
Kurs ist unter www.Ibbw.de/devisenkurse abrufbar.

Bei Zahlungsvorgangen in Fremdwahrung, bei denen keine Umrechnung in eine andere Wahrung
erfolgt, kommt — sofern die Buchung des Zahlungsvorgangs vor 13:30 Uhr erfolgt — beziiglich der
Berechnung der anfallenden EUR-Entgelte der am Geschaftstag vor dem Buchungstag
vorliegende Referenzwechselkurs fir Devisen zur Anwendung.

6.3 Alligemein gilt

Anderungen der in 6.1 und 6.2 genannten Kurse werden unmittelbar und ohne vorherige
Benachrichtigung wirksam. Liegen die oben genannten Kurse nicht vor, erfolgt die Umrechnung
zu einem festgestellten Marktkurs. Sofern Zahlungen in Landeswéhrung in die Empfangerlander
wegen entgegenstehender Vorschriften oder wegen Abwicklungsschwierigkeiten nicht méglich
sind, erfolgt die Umrechnung Cber eine zahlbare Drittwdhrung zum aktuell giiltigen
Referenzwechselkurs fiir Devisen.

lll. Scheckverkehr
1. Inlandsscheckverkehr

1.1 Gutschrift E.v. (Eingang des Gegenwerts vorbehalten)
Die Buchung erfolgt sofort.

1.2 Gutschrift n. E. (nach Eingang des Gegenwerts)
Die Buchung erfolgt nach Ablauf der Riickrechnungsfrist des bezogenen Kreditinstituts.

1.3 Wertstellung

Einreichung von Schecks

—in Euro gezogen auf BW-Bank/LBBW

—in Euro gezogen auf andere Kreditinstitute
im Bundesgebiet

Belastung

- Scheck (Scheckeinldsung)

Einreichungstag?. 36
3 Bankarbeitstage nach Einreichungstag?3s.36

Eingangstag3®
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2. Grenziiberschreitender Scheckverkehr
2.1 Fiir Scheckzahlungen in das Ausland ausgestellte Kundenschecks (Importeurscheck)

2.1.1 Entgelte

Abwicklungsprovision bis 250,00 EUR 7,50 EUR
darliber 1,5 %0, mind. 15,00 EUR
Spesen 1,50 EUR

Konvertierungsentgelt bei Fremdwéhrung (Courtage) 0,25 %o, mind. 1,50 EUR

2.1.2 Umrechnungskurs
Umrechnung von Fremdwahrung in Euro erfolgt zum Referenzwechselkurs fiir Devisen;
die Ermittlung erfolgt werktags, auBer Samstag, um 13:00 Uhr.

2.1.3 Wertstellung
Ausfiihrungstag®

2.2 Zahlungseingénge per Auslandsschecks (Exporteurscheck)
2.2.1 Gutschrift E. v. (Eingang des Gegenwerts vorbehalten)
2.2.1.1 Entgelte

Abwicklungsprovision bis 20,00 EUR franko
bis 250,00 EUR 7,50 EUR
darlber 1,5 %0, mind. 15,00 EUR/max. 250,00 EUR

Spesen 1,50 EUR

Konvertierungsentgelt bei Fremdwahrung (Courtage) 0,25 %o, mind. 1,50 EUR
2.2.1.2 Umrechnungskurs

Umrechnung von Fremdwahrung in Euro erfolgt zum Referenzwechselkurs fir Devisen; die
Ermittlung erfolgt werktags, auRer Samstag, um 13:00 Uhr.

2.2.1.3 Wertstellung
Einreichung von Schecks
in Euro gezogen auf BW-Bank/LBBW 1
in Euro gezogen auf andere Kreditinstitute
im Bundesgebiet

Geschéftstag nach Einreichungstags3s:36
3 Geschaftstage nachEinreichungstag3®: 36
in Euro gezogen auf auslandische Kreditinstitute 6 Geschéftstage nach Einreichungstagss: 36
in Wahrung zugunsten Euro-Konto 2 Geschaftstage nach Handelstag

in Wahrung zugunsten Fremdwahrungskonto 6 Geschaftstage nachEinreichungstag?. 36
2.2.2 Gutschrift n. E. (nach Eingang des Gegenwerts)

2.2.21 Entgelte

Abwicklungsprovision bis 250,00 EUR 15,00 EUR
dariiber 3 %o, mind. 40,00 EUR/max. 250,00 EUR
Spesen 1,50 EUR

Konvertierungsentgelt bei

Fremdwahrung (Courtage)

zzgl. fremder Gebuhren in unbekannter Hohe

Gebiihren werden auch berechnet, wenn Schecks unbezahlt bleiben.

0,25 %o, mind. 1,50EUR

2.2.2.2 Umrechnungskurs
Umrechnung von Fremdwahrung in Euro erfolgt zum Referenzwechselkurs fiir Devisen; die Er-
mittlung erfolgt werktags, aufer Samstag, um 13:00 Uhr.

2.2.2.3 Wertstellung
Einreichung von Schecks
—in Euro Eingangstag des Gegenwerts
(valutarischer Eingang)
2 Geschaftstage
nach Eingangstag des Gegenwerts
(valutarischer Eingang)
max. 2 Geschaftstage
nach Eingangstag des Gegenwerts
(valutarischer Eingang)

- in Wahrung zugunsten Fremdwahrungskonto

- in Wahrung zugunsten Euro-Konto

3. Sonstiges

3.1 Riickscheck
Fremdentgelte der bezogenen Bank werden dem Kunden belastet.

3.2 Bundesbank-Scheck (nur fiir Kunden)
Bereitstellung eines unbestatigten Bundesbank-Schecks 10,00 EUR
3.3 Euro-Auslandsschecks

Barauszahlung von sonstigen Euro-Auslandsschecks
gezogen auf in- und ausléndische Institute 1,5 %, mind. 15,00EUR
3.4 Zahlungsaufforderung Scheckinkasso Ausland

Zahlungsaufforderung der bezogenen Auslandsbank auf Kundenwunsch 20,00 EUR

Kapitel B

Preise fiir Dienstleistungen im standardisierten Geschaftsverkehr fiir Privatkunden und
Geschaftskunden (Sparverkehr, Kreditgeschaft, Wertpapiergeschaft, Safes/Verwahrung,
Sonstiges)

1. Sparkonto/Mietkaution/BW Zinsgeld

Einrichtung eines Sparkontos 25,00 EUR
Einrichtung eines Sparkontos als Drittsicherheit 40,00 EUR
Einrichtung eines Mietkautions-Kontos 40,00 EUR
Ausstellung einer SparCard (Laufzeit vier Jahre) pro Ausstellung 18,00 EUR
Ausstellung von Zinsbestatigungen auf Verlangen des Kunden 5,00 EUR
Kontosperrung auf Verlangen des Kunden 5,00 EUR
Kennwortvereinbarung (Vormerkung/Anderung) auf Verlangendes Kunden 5,00 EUR
Kiindigungsvormerkung ——EUR
Vertrag zugunsten Dritter 25,00 EUR
Kontoauflésung ——EUR
Verpfandung von Sparguthaben auf Verlangendes Kunden 5,00 EUR
Erstellung eines Duplikatsauszugs auf Verlangen des Kunden (soweit die

Erstellung auf Umstanden beruht, die vom Kunden zu vertreten sind) 5,00 EUR
Erstellung einer Zinsstaffel fiir den Spareckzins auf Verlangendes Kunden 5,00 EUR
Erstellung einer Umsatzaufstellung auf Verlangen des Kunden 50,00 EUR
nach Stundenaufwand pro Stunde
Erstellung einer Saldenbestatigung auf Verlangen des Kunden 5,00 EUR

2. Geduldete Kontoiiberziehungen/Ratenkredite

Geduldete Kontoliberziehungen:

Fir Inanspruchnahmen des Kontos, die nicht durch ein Guthaben oder eine eingerdumte Konto-
Uberziehung gedeckt sind, sind die vertraglich vereinbarten Sollzinsen fiir geduldete Kontoiiber-
ziehungen zu zahlen. Ist im Vertrag eine Vereinbarung nicht getroffen, sind die im Preisaushang
aufgefiihrten Sollzinsen fiir geduldete Kontoliberziehungen zu zahlen.

Geschaftskunden konnen die Hohe des Referenzzinssatzes, der fiir die Anpassung der
Sollzinsen fiir geduldete Kontolberziehungen mafBgeblich ist, in den Geschéftsrdumen des
Kreditinstituts, ferner im Internet unter www.bundesbank.de einsehen. Bei Verbraucher-
darlehensvertragen gelten erganzend die gesetzlichen Vorschriften.

Ratenkredite:

Stundung/Ratenaussetzung ——EUR
Mahnung ——EUR
Kiindigung ——EUR
Verwahrung von Sicherheiten ——EUR

3. Wertpapiere
34 An-und Verkauf (inlindische Bérsen)”

3.1.1 WP-komplett
Aktien und aktienahnliche Produkte (z. B. Options- und Genussscheine, ETF...)
bis 4.999,99 EUR 1,20 % vom Kurswert
ab 5.000,00 EUR 1,00 % vom Kurswert
ab 10.000,00 EUR 0,90 % vomKurswert
ab 25.000,00 EUR 0,70 % vomKurswert
ab 50.000,00 EUR 0,60 %vom Kurswert
mind. 20,00 EUR38
zzgl. Fremdgebihren siehe 3.15

Festverzinsliche Wertpapiere und rentenéhnliche Produkte
bei Kursen unter 60% und ab 110% des Nennwertes
sonst 0,60 % vom Nennwert

0,60 % vomKurswert
mind. 20,00 EUR3®
zzgl. Fremdgebihren siehe 3.15

3.1.2 WP-direkt

Alle Produkte bis 4.999,99 EUR
ab 5.000,00 EUR
ab 10.000,00 EUR
ab 25.000,00 EUR
ab 50.000,00 EUR

0,60 % vom Kurswert

0,50 % vom Kurswert

0,45 % vom Kurswert

0,35 % vom Kurswert

0,30 % vom Kurswert

mind. 20,00 EUR38

zzgl. Fremdgebihren siehe 3.15

Bei %-notierten Werten erfolgt die Berechnung bei Kursen
unter 60% und ab 110% des Nennwertes vom Kurswert
sonst vom Nennwert

mind. 20,00 EUR38
mind. 20,00 EUR38
zzgl. Fremdgebihren siehe 3.15

3.1.3 Erwerb im Rahmen eines Wertpapier-Sparplans (ETF, Zertifikate)5?
Bei Abschluss des WP-Sparplans tber Berater: bei Erwerb jeweils 2,00 %
jeder eingezahlten Sparrate
mind. 2,90 EUR
Bei Abschluss des WP-Sparplans online: bei Erwerb jeweils 1,50%
jeder eingezahlten Sparrate

mind. 2,90 EUR
3.2 Bezugsrechte/Teilrechte
Kauf/Verkauf von Bezugsrechten/Teilrechten
- Gegenwert bis 249,99 EUR ——EUR
- Gegenwert ab 250 EUR analog Aktien des jeweiligen Depotpreismodells,

zzgl. Clearing- und Maklergebuihr, kein Mindestpreis
analog Aktien des jeweiligen Depotpreismodells,
mind. 5,00 EUR

Ausiibung von Bezugsrechten

3.3 Investmentanteile

- Fonds der Deka-Gruppe zum jeweiligen Ausgabe-/Rlicknahmepreis

- Sonstige Fonds3? (Kauf) zum jeweiligen Ausgabepreis
(Verkauf) zum jeweiligen Riicknahmepreis
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3.4 Verwahrung
jahrlicher Depotpreis#! 0,150% + 19% USt = 0,1785% vom Kurswert/
Nennwert des jeweiligen Depotpostens#2

(sog. Verwahrpreis proDepotposten)

2,50 EUR +19% USt=2,98 EUR

pro Depotposten2 (sog. Mindestpostenpreis) oder
20,00 EUR +19% USt = 23,80 EUR

jahrlich (sog.Mindestdepotpreis)

— der jeweils hohere Betrag kommt zur Anwendung

Depot fiir vermdgenswirksame Leistungen (jahrlich) 8,00 EUR + 19 % USt=9,52EUR
(gilt nur fiir Bestand, ab 01.01.2024 kein Neuabschluss mglich)

jedoch jahrlich mindestens pro Depot4!

Bei unterjahriger Depoteréfinung/Depotablosung erfolgt die Bepreisung des Depots zeitanteilig®3. 53
3.5 WP-premium und WP-premium direkt (nur online)
3.5.1 WP-premium

3.5.1.1 Leistungen®

- Kauf, Verkauf und Verwahrung von Wertpapieren, Auslibung von Bezugsrechten sowie
Einlésung von félligen Wertpapieren bis zur Hochstgrenze von maximal 50 Transaktionen je
Quartal. Bei Uberschreiten von 50 Transaktionen je Quartal ist die Bank berechtigt nach WP-
komplett abzurechnen.

- Die Bank erstattet dem Kunden die beim Erwerb von Investmentfonds hierfiir erhaltenen Aus-
gabeaufschldge Dritter

- DieBankerstattetdemKundendiebei Zeichnung vonZertifikatenhierfiirerhaltene Vertriebsprovision

- Die Bank erstattet erhaltene laufende Vertriebsverglitungen aus Investmentfonds (insoweit ab-
weichend vom Depoteroffnungsvertrag)3s

3.5.1.2 Preise

- Die Bank erhalt fiir ihre Leistungen nach 3.5.1.1 einen Pauschalpreis, der sich aus einem
Transaktionsanteil und einem Dienstleistungsanteil zusammensetzt. Der Pauschalpreis betragt
0,40% vom kumulierten Durchschnittswert aller im Depot verwahrten Wertpapiere je Quartal
zuzliglich 19 % USt auf den USt-pflichtigen Dienstleistungsanteil %, insgesamt 0,4071 % brutto.

- Fremdgebiihren sind nicht Teil des Depot-Pauschalpreises und daher separat zu entrichten,
siehe Punkt 3.15.

- Anteile in LBBW Balance-/Ziel- und Strategiefonds sowie BW Portfoliofonds sind nicht Teil der
Preisberechnung von WP-premium. Sie werden nach dem Depot-Preismodell »\WP-komplett«
abgerechnet und ausgewiesen. Die Abrechnung fiir LBBW Balance-/Ziel- und Strategiefonds
sowie BW Portfoliofonds erfolgt jedoch quartalsweise zum Durchschnittswert. Einzelheiten zum
Depot-Preismodell »WP-komplett« finden Sie unter Punkt 3.1.1, sowie 3.1.3 bis 3.4.

3.5.2 WP-premium direkt (nur online)

3.5.2.1 Leistungen

- Kauf, Verkauf und Verwahrung von Wertpapieren, Auslibung von Bezugsrechten sowie
Einlésung von félligen Wertpapieren bis zur Hochstgrenze von maximal 50 Transaktionen je
Quartal. Bei Uberschreiten von 50 Transaktionen je Quartal ist die Bank berechtigt nach WP-
komplett abzurechnen.

—Das Depot wird ausschlieRlich online in Verbindung mit einer giiltigen Onlinebanking-
Vereinbarung und mit dem elektronischen Postfach gefiihrt und beinhaltet keine
Beratungsleistungen der Bank. Wertpapierauftrage werden grundsatzlich online erfasst

- Die Bank erstattet dem Kunden die beim Erwerb von Investmentfonds hierfir erhaltenen Aus-
gabeaufschldge Dritter

- Die Bank erstattet dem Kunden die bei Zeichnung von Zertifikaten hierfiir erhaltene Vertriebsprovision

- Die Bank erstattet erhaltene laufende Vertriebsvergiitungen aus Investmentfonds (insoweit ab-
weichend vom Depoteroffnungsvertrag)s®

3.5.2.2 Preise

- Die Bank erhalt fiir ihre Leistungen nach 3.5.2.1 einen Pauschalpreis, der sich aus einem
Transaktionsanteil und einem Dienstleistungsanteil zusammensetzt. Der Pauschalpreis betragt
0,20 % vom kumulierten Durchschnittswert aller im Depot verwahrten Wertpapiere je Quartal
zuzliglich 19 % USt auf den USt-pflichtigen Dienstleistungsanteil 6, insgesamt 0,2004 % brutto.

—Fir alle im Depot verwahrten Investmentfonds, mit Ausnahme der LBBW Balance-/Ziel-
[Strategie-/Portfoliofonds erhalt die Bank fiir ihre Leistungen nach 3.5.2.1 einen Pauschalpreis,
der sich aus einem Transaktionsanteil und einem Dienstleistungsanteil zusammensetzt. Der
Pauschalpreis betragt 0,35 % vom kumulierten Durchschnittswert aller im Depot verwahrten
Wertpapiere je Quartal zuziiglich 19 % USt auf den USt-pflichtigen Dienstleistungsanteil 56,
insgesamt 0,3562 % brutto.

- Fremdgebihren sind nicht Teil des Depot-Pauschalpreises und daher separat zu entrichten,
siehe Punkt 3.15

3.5.3 Abrechnungszeitraum
- Die Abrechnung und Belastung des Pauschalpreises, sowie weiterer Preise, erfolgt nachtraglich
zum Quartalsende am 31.03., 30.06., 30.09. und 31.12. eines Jahres

3.6 Einzelkunden-Kontentrennung (Segregation)
Kundeneigenes vom Bankdepot abgetrenntes (segregiertes) Clearstreamdepot
Depotfiihrungsgebiihr je kundeneigenem
segregierten Depot bei Clearstream 20.500,00 EUR + 19 % USt = 24.395,00 EUR
zzgl. fremder Kosten fiir die Erstellung von Zertifikaten zur Quellensteuervorabbefreiung
(abhéngig von den im Depot verwahrten Werten)
zzg. fremder Verwahrkosten

Aufwandsabhangige Einrichtungsgebiihr

Die aufwandsabhangige Einrichtungsgebihr wird im Lagerstellen-Erdffnungsprozess ermittelt,
dem Kunden avisiert und in Rechnung gestellt. Diese Gebiihr wird die jahrlichen Kosten nicht
ubersteigen.

Initialisierungsgebiihr pro kundeneigenem Depot
bei Clearstream 3.570,00 EUR + 19 % USt = 4.238,30 EUR
3.7 Depotaufstellung

Depotauszug zum 31.12. mit Wertberechnung
Depotauszug — Nachbestellung4®

—— EUR
10,00 EUR + 19 % USt = 11,90EUR

3.8 Depotiibertragung

innerhalb der Landesbank (einschl. Depotumschreibung) ——EUR
auf andere Kreditinstitute (bei dem empfangenden Kreditinstitut fallen

eventuell Spesen an) ——EUR
Wertpapiereingénge von anderen Kreditinstituten auf ein BW-Bank Depot ——EUR
3.9 Einlosung von félligen Wertpapieren und Ertragsscheinen

Wertpapiere der Landesbank ——EUR

fremde Wertpapiere

- bei Depotverwahrung 0,125% +19% USt = 0,14875% vom Riickzahlungsbetrag,
max. 65,00 EUR + 19 % USt=77,35 EUR

- bei Schaltereinldsung  0,25% vom Riickzahlungsbetrag, mind. 10,00 EUR (jeweils inkl. USt.)

Fallige Ertragsscheine

- bei Depotverwahrung

— bei Schaltereinlésung

——EUR

0,25 % vomBruttobetrag (inkl. USt.),

mind. 10,00 EUR pro Abrechnung (inkl. USt.)
— kein Angebot im Tafelgeschéaft

3.10 Zwangsausiibung von Optionsscheinen und Zertifikaten
Abrechnung als Verkauf 10,00 EUR
3.11 Ein- und Auslieferung von Wertpapieren am Schalter

Bei Auslieferung von pro Posten 12,50 EUR + 19% USt = 14,88 EUR
Wertpapieren am Schalter zzgl. Kassenvereingeblhr
Bei Einlieferung von pro Posten 12,50 EUR + 19 % USt =14,88EUR
Wertpapieren am Schalter zzgl. KassenvereingebUhr

3.12 Vertrag zugunsten Dritter im Depotgeschift
Verkauf durch die Landesbank 25,00 EUR
3.13 Vermittlung von Geschéften

Bei der Vermittlung von Geschaften mit Verbundunternehmen und anderen Geschéftspartnemn

erhalt die Bank von ihren jeweiligen Kontrahenten Provisionen und geldwerte Vorteile. Nahere

Erlduterungen erhalten Sie auf Wunsch von unseren Anlageberatern.

3.14 Provisions- und Gebiihrensétze fiir Termingeschafte im Kundengeschéft (DepotB)
3.14.1 EUREX (Optionen)

Optionen auf deutsche, finnische, franzdsische,
niederlandische, italienische und US-Aktien44

Grundgebihr 65,00 EUR
+1% vom Gesamtbetrag + EUREX-Gebihr

Ausiibung gem. jew. WP-Preismodell
+ fremde Spesen + EUREX-Gebuhr
Zuteilung gem. jew. WP-Preismodell + fremde Spesen

Optionen auf den DAX-Index, TecDAX-Index,
OMX Helsinki 25-Index,
STOXX/EURO-STOXX-Index#4

Grundgebiihr 65,00 EUR
+1% vom Gesamtbetrag + EUREX-Geblihr

Ausiibung 1 % vom Cash-settlement-Betrag
+ fremde Spesen + EUREX-Gebuhr
Zuteilung 1% vom Cash-settlement-Betrag + fremde Spesen

Optionen auf 3-Monats-Euribor-Future,
FGBL/FGBM/FGBS Future#4
Austibung und Zuteilung

Grundgebihr 65,00 EUR
+1% vom Gesamtbetrag + EUREX-Geblhr
jew. Gebihren Erdffnung der Future Position

3.14.2 EUREX (Futures)
DAX Future je opening/closing Grundgebihr 65,00 EUR
+7,50 EUR pro Kontrakt + EUREX-Geblihr
Barausgleich bei Falligkeit 7,50 EUR pro Kontrakt + EUREX-Gebiihr
MDAX, TecDAX, OMX-Helsinki 25,
STOXX/EURO-STOXX, Futures auf Einzelaktien
Future je opening/closing

Barausgleich bei Falligkeit

1-Monats-Euribor/ 3-Monats-Euribor-Future

Grundgebihr 65,00 EUR

+2,00 EUR pro Kontrakt + EUREX-Geblihr
2,00 EUR pro Kontrakt + EUREX-Gebuhr
Grundgebuhr 65,00 EUR

+ 30,00 EUR pro Kontrakt + EUREX-Gebihr
30,00 EUR pro Kontrakt + EUREX-Gebihr
Grundgebihr 65,00 EUR + 12,50 EUR

pro Kontrakt + EUREX-Gebiihr

gem. jew. WP-Preismodell bzw. Nennwert
bei Kurs unter 100 + EUREX-Gebiihr

Barausgleich bei Falligkeit
FGBL/FGBM/FGBS/FGBX
Future je opening/closing
Lieferung bei Falligkeit

3.14.3 EUREX (Optionen) CHF
Optionen auf Schweizer Aktient4 Grundgebhr 75,00 CHF + 1% vom Gesamtbetrag

+ EUREX-Gebiihr

Ausiibung gem. jew. Preismodell + Liefergeb. Konvertiert
in CHF am Ausibungstag + EUREX-Gebtihr

Zuteilung gem. jew. Preismodell + Liefergeb.
konvertiert in CHF amAusiibungstag

Optionen auf den SMI44 Grundgebihr 75,00 CHF + 1% vom Gesamtbetrag
+ EUREX-Gebiihr

Auslibung 1% vom cash settlement + EUREX-Gebihr
Zuteilung 1% vom cash settlement

3.14.4 EUREX (Futures) CHF

SMI Future, Futures auf Einzelaktien
je opening/closing

Barausgleich bei Falligkeit

CONF Future je opening/closing

Grundgebihr 75,00 CHF + 2,50 CHF pro Kontrakt

+ EUREX-Geblihr

2,50 EUR pro Kontrakt + EUREX-Gebihr

Grundgebuhr 75,00 CHF + 12,50 CHF proKontrakt

+ EUREX-Geblihr

gem. jew. WP-Preismodell/Nennwert je Kurs unter 100%
+ EUREX-Geblhr

Lieferung bei Falligkeit
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3.15 Aufwendungsersatz fiir fremde Kosten, Auslagen und Borsengebiihren

Es fallen unterschiedliche fremde Kosten und Auslagen wie z.B. Gebiihren, in- und ausléndische
Borsenspesen, Depotentgelte oder Steuern an. Insbesondere kénnen je nach Borse und/oder
Wertpapierart unterschiedliche Bemessungsgrundlagen oder auch Pauschalpreise gelten. Frem-
de Kosten und Auslagen werden in gleicher Hohe weitergegeben, soweit diese Aufwendungen
nach den gesetzlichen Vorschriften zu ersetzen sind.

4. Safes/Verwahrung

Mietpreis fiir Kundenmietfach (jahrlich) je nach GréRe

GroRe Mietpreis Preis inkl. gesetzlicher US4
bis 3.000 ccm 50,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 59,50 EUR
bis 4.500 ccm 60,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 7140 EUR
bis  12.000 ccm 70,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 83,30 EUR
bis  17.000 ccm 105,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 12495 EUR
bis  28.000 ccm 125,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 148,75 EUR
bis  55.000 ccm 180,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 21420 EUR
bis  106.000 ccm 250,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 297,50 EUR
bis  180.000 ccm 300,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 357,00 EUR
bis  270.000 ccm 400,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 476,00 EUR
groRer als 270.000 ccm 600,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 714,00 EUR

Mietpreis fiir Autosafes (jahrlich) je nach GroRe

GroRke Mietpreis Preis inkl. gesetzlicher USt46
kleines Fach

(Hohe ca. 5 cm) 50,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 59,50 EUR
mittleres Fach

(Hohe ca. 14 cm) 70,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 83,30 EUR
grofes Fach

(Hohe ca. 20 cm) 125,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 148,75 EUR
Urlaubsnutzung

bis einschl. 30 Tage 50,00 EUR zzgl. gesetzlicher USt 59,50 EUR
Bei Vermietungen von mehr als 30 Tagen gilt der Jahresmietpreis.

5. Sonstiges

Erstellung eines Kontoauszugs-/Rechnungsabschlussduplikats nach Aufwand
Kopien von Belegen, Duplikat Steuerbescheinigung auf Verlangen des Kunden

(soweit durch vom Kunden zu vertretende Umsténde verursacht) mind. 5,00 EUR
Auskunftserteilung/Auskunftseinholung auf Kundenwunsch 8,40 EUR + 19 % USt

zzgl. evtl. Fremdgebtihren
Ermittlung der neuen Adresse eines Kunden Uber Einwohnermeldeamt
(soweit die Ermittlung auf Umstanden beruht, die vom Kunden zu

vertreten sind) pro Anfrage 15,00 EUR
Online-Banking: Bereitstellung von pushTAN/chipTAN-QR
—je pushTAN ——EUR
- je chipTAN-QR ——EUR
Online-Banking: Kauf eines TAN-Generators fiir chipTAN-QR 19,40 EUR

(Geréte sind frei am Markt erwerbbar)
Online-Banking: zusatzliche kontoungebundene Banking-Card

zzg|.Versandkosten

zur Nutzung des chipTAN-Verfahrens 7,10 EUR
Online-Banking: Ersatz fiir eine verlorene, gestohlene, missbrauchlich verwendete

oder sonst nicht autorisiert genutzte kontoungebundene

Banking-Card auf Verlangen des Kunden?® 7,10 EUR
Online-Banking: Kontowecker
Benachrichtigung per E-Mail: ——EUR
Standard-Geschéftsumfangsbestatigung Uber die Geschéaftsumfangs-
bestatigungs-APP im Corporates-Portal 25,00 EUR
Standard-Geschéftsumfangsbestatigung 75,00 EUR
Erweiterte Geschaftsumfangsbestatigung nach Aufwand mind. 300,00 EUR
Jahressteuerbescheinigung zum 31.12. (oderabw. Zeitraum) ——EUR

10,00 EUR + 19% USt = 11,90EUR
12,61 EUR +19% USt= 15,00 EUR

Jahressteuerbescheinigung — Nachbestellung4?
Ertragnisaufstellung im Abonnement

Ertragnisaufstellung — Nachbestellung bzw.
Einzelanforderung#?

Erstellung eines Duplikats Jahressummenblatt (Darlehen),
Leistungsrechnung (Darlehen) auf Verlangen des Kunden
(soweit die Erstellung auf Umstanden beruht, die vom Kunden zu vertreten sind) 10,00 EUR
Zugang zur Deri-X Treasury Anwendung (jéhrlich) 360,00 EUR + 19% USt = 428,40 EUR

2521 EUR +19% USt = 30,00 EUR

Kapitel C
Umrechnungskurs bei Fremdwahrungsgeschéften (auBer Zahlungsdienste) fiir Privat- und
Geschéftskunden

Umrechnungen von Euro in Fremdwahrungen und von Fremdwahrungen in Euro erfolgen auf der
Basis der vom Referenzwechselkurs fiir Devisen festgestellten Kursen des Bankgeschéftstages
der Buchung (u. a. Gutschriften fiir Scheckankauf E. v. zum Scheckankaufskurs und Gutschriften
aus Scheckankauf n. E. zum Devisenbriefkurs). Der Referenzwechselkurs fiir Devisen wird in
Uberregionalen Tageszeitungen und im Internet unter www.LBBW.de/devisenkurse verdffentlicht.
Liegt ein solcher Kurs nicht vor, erfolgt die Umrechnung zu einem anderen Marktkurs.

Kapitel D
Hinweis auf die Mdglichkeit der auBergerichtlichen Streitbeilegung, der sonstigen
Beschwerdemdglichkeiten und zivilrechtlichen Klage

Fiir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht fiir Verbraucher die Méglichkeit, sich an
die beim Bundesverband Offentlicher Banken Deutschlands (VOB) eingerichtete Verbraucher-
schlichtungsstelle zu wenden. Bei Streitigkeiten tiber Zahlungsdienste und E-Geld kdnnen auch
Nichtverbraucher (Geschéftskunden) die Schlichtungsstelle beim Bundesverband Offentlicher
Banken Deutschlands (VOB) anrufen.

Die Beschwerde ist in Textform zu richten an: .
Bundesverband Offentlicher Banken Deutschlands (VOB)
Verbraucherschlichtungsstelle

Postfach 110272

D-10832 Berlin

E-Mail: ombudsmann@voeb-kbs.de

Internet: www.voeb.de

Naheres regelt die Verfahrensordnung der vorgenannten Schlichtungsstelle, die auf Wunsch zur
Verfiigung gestellt wird. Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren vor dieser anerkannten
Verbraucherschlichtungsstelle teil.

Streitbeilegung bei online abgeschlossenen Vertragen

Zur Beilegung von Streitigkeiten aus online abgeschlossenen Vertragen kdnnen sich Verbraucher
alternativ an die Online-Plattform unter http://ec.europa.eu/odr wenden.

Informationen zur Beschwerde iiber Zahlungsdienstleister

Bei behaupteten VerstoRen gegen

- das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz,

- die §§ 675¢ bis 676¢ des Biirgerlichen Gesetzbuchs oder

- Artikel 248 des Einfiihrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetzbuches

kann dariiber hinaus schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift bei der Bundesanstalt flir
Finanzdienstleistungsaufsicht Beschwerde eingelegt werden. Die Beschwerde zur Bundesanstalt
soll unter Angabe des Sachverhaltes und des Beschwerdegrundes erfolgen.

Die Adressen lauten:

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Stralke 108

D-53117 Bonn

und

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Marie-Curie-Stralle 24-28
D-60439 Frankfurt am Main

In den vorgenannten Fallen kann selbstverstandlich auch Beschwerde bei der LBBW
selbst eingelegt werden. Die LBBW beantwortet diese Beschwerden schriftlich oder auf
einem anderen dauerhaften Datentréger.

Ferner besteht die Mdglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

Streitbeilegung fiir Kunden*innen in der Schweiz (gem. Finanzdienstleistungsgesetz der
Schweiz »FIDLEG«)

Bei Streitigkeiten mit der Bank, die den Anforderungen des FIDLEG unterliegen, besteht die
Mdglichkeit den »Verein Ombudsstelle Finanzdienstleister (OFD)« anzurufen.

Die Beschwerde ist mit Hilfe des online zur Verfiigung gestellten Erméachtigungsformulars
(Internetportal der OFD) zu richten an:

Verein Ombudsstelle Finanzdienstleister (OFD)
Bleicherweg 10

CH-8002 Ziirich

E-Mail: ombudsmann@ofdl.ch

Telefon: +41 44 562 05 25

Internet: www.ofdl.ch
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1) Diese Kontenmodelle gelten nur fiir ausschlieBlich privat genutzte Girokonten (z.B. Lohn, Gehalt, Rente).

2) Das Entgelt wird durch den Zahlungsdienstleister nicht erhoben, sofern der Kunde die Bargeldeinzahlung auf ein debi-

torisches Konto vornimmt.

3) Ein Kontoauszug monatlich ist unentgeltlich. Die Erstellung von Rechnungsabschliissen erfolgt unentgeltlich. Porto

wird extra berechnet.

4) In Verbindung mit dem Mehrwertpaket BW extend gold bzw. BW extend classic kostenlos.

5) Nur Bestand, kein Neugeschaft. Der Bestand bezieht sich auf die Kreditkartenabschliisse bis einschlieRlich 31.10.2014.

6) 2 Freiposten pro Monat fiir in den Zahlungsverkehrssystemen als solche gekennzeichneten Gutschriften von Lohn/

Gehalt/Rente.

7) Das Entgelt wird nicht berechnet, wenn ein Auftrag fehlerhaft ausgefihrt oder eine Buchung korrigiert wird. Das Entgelt

wird des Weiteren nur dann erhoben, wenn die Buchungen im Auftrag oder im alleinigen Interesse des Kunden erfolgen.

8) Es ist vereinbart, dass § 675d Absatze 1 bis 5 des Biirgerlichen Gesetzbuches (Informationspflichten) und § 675f Ab-

satz 5, Satz 2 des Biirgerlichen Gesetzbuches (Entgelte fiir die Erfiillung von Nebenpflichten) nichtgelten.

9) Erstellung von Rechnungsabschliissen erfolgt unentgeltlich. Porto wird extra berechnet.

10) Elektronische Kontoausziige werden regelmaRig durch das Finanzamt anerkannt. Es liegt im Verantwortungsbereich
des Steuerpflichtigen die Einhaltung der konkreten steuerlichen Grundsétze und Anforderungen an die Priifung,
Dokumentation und Aufbewahrung der Kontoausziige sicherzustellen.

1) Nur fiir Existenzgriinder Heilberufe (Arzte, Zahnérzte).

12) Anderungen der allgemeinen Informationen zur Bank ergeben sich aus unserer Geschéftskorrespondenz und dem
Kontoauszug.

13) EWR-Staaten derzeit: Belgien, Bulgarien, Dénemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschlieBlich
Franzésisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion, St. Barthélemy und St. Martin (franzdsischer Teil)),
Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande,
Norwegen, Osterreich, Polen, Portugal, Ruménien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Ungarn sowie Zypern

14) Uberweisung per Online- und Telefon-Banking, Datenfemiibertragung (DFU) mit elektronischer Unterschrift.

15) IBAN ist die Abkiirzung fiir »International Bank Account Number« (Internationale Bankkontonummer).

16) BIC ist die Abkiirzung fiir »Business Identifier Code« (Internationale Bankleitzahl).

17) Drittstaatenwahrungen sind alle Wahrungen auBer: Euro, Bulgarischer Lew, Danische Krone, Islandische Krone,
Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Ruménischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (nur fiir
Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

18) Fiir SEPA—Uberweisungen nach Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Miquelon, Monaco, Saint-Pierre, San
Marino, in die Schweiz, die Vatikanstadt und das Vereinigte Kénigreich von GroRbritannien und Nordirland in Euro mit
IBAN/ BIC ist nur die Entgeltweisung SHARE (0) méglich.

19) Die BEN-Uberweisung ist nur dann giiltig, wenn der Zahler der Bank im Einzelfall nachweist, dass der Zahlungsemp-
fanger mit der Entgeltregelung/BEN/ einverstanden ist. Wird der Entgeltabzug vom Uberweisungsbetrag gegeniiber
der Bank moniert, wird die Bank dem Zahlungsempfénger die abgezogenen Entgelte gutbringen und diese vom Konto
des Zahlers abbuchen.

20) Ausnahme: SEPA-Uberweisung Andorra, Gbrattar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Miquelon, Monaco, Saint-Pierre, San
Marino, Schweiz, die Vatikanstadt und Vereinigtes Kdnigreich von GroBbritannien und Nordirland nur SHARE (0).

21) Definition Geschaftstage: siehe unter 1.5 Geschéftstage und Annahmezeiten derBank.

22) Der angegebene Jahrespreis gilt nicht fiir Kreditkarten, die Inhalt eines Kontofiihrungspakets (Kontomodell) der Bank
sind.

23) Verfiigungslimit kann bei fremden Geldautomaten, insbesondere imAusland, geringer sein.

24) Entgelt entfallt fiir Inhaber einer SPECIAL Visa Goldcard (Kreditkarte) und Mastercard Gold (Kreditkarte) und eines
SPECIAL Goldcard Set (Kreditkarte).

25) Wird nur berechnet, wenn der Kunde die Umsténde, die zum Ersatz der Karte gefiihrt haben, zu vertreten hat und die
Bank nicht zur Ausstellung einer Ersatzkarte verpflichtet ist.

2) Gilt nicht fiir emergency card (Kreditkarte).

27) Gilt nicht fiir die CorporateWorld Mastercard (Kreditkarte).

28) Die Ubermittiung von Kreditkartenabrechnungen in der standardmagig vereinbarten Form erfolgt unentgeltiich.
Rechnungsabschliisse werden stets unentgeltiich erstellt.

29) Dies gilt jedoch nicht fiir Verfligungen in Schweizer Franken, Norwegischen Kronen, Schwedischen Kronen und
Ruménischen Leu.

30) Derangegebene Jahrespreis gilt nicht fiir Karten, die im Preis fiir die Kontofiihrung inkludiert sind (siehe Angaben zum
jeweiligen Kontomodell).

31) Im Rahmen des Kontoguthabens oder vorher eingeréumten Kredits gilt der Verfiigungsrahmen unabhangig fir jede
zum Konto ausgegebene Debitkarte. Fiir Anderungen des Verfiigungsrahmens sind die Regelungen in Nr. 2 unserer
AGB mafRgeblich

32) Den Preis hierfiir erfragen Sie bitte bei Ihrer kartenausgebenden Stelle.

33) Zzgl. Auslandseinsatzentgelt bei Wahrungsumrechnung.

34) Lotto-, Wett- und Casinoumsétze werden wie Bargeldumsétze behandelt.

35) Bei Einreichungen nach 11:00 Uhr gilt der ndchste Geschéftstag als Einreichungstag.

36) DerBuchungstag kann vom tatséchlichen Geldeingangstag/Zahlungstag abweichen.

37) Bei Transaktionen an auslandischen Borsen konnen weitere Gebiihren anfallen.

3) Gilltig fiir Teilausfiihrungen, welche als eigensténdige Orders gelten:

- Sofern der Verkauf in einer anderen Lagerstelle erfolgt, als im Kundenbestand eingebucht ist, fallt eine Umlage-
gebihr an. Diese ist lagerstellenabhéngig und wird separat in Rechnung gestellt.
- Keine Gebiihren fiir Vormerkung, Anderung, Streichung und Ablauf einer Order.

39) Analog Aktien des jeweiligen Preismodells.

40) Auf Verlangen des Kunden (soweit durch vom Kunden zu vertretende Umsténde verursacht).

41) Beschreibung der Berechnungslogik des Depotpreises: Es wird ein Verwahrpreis pro Depotposten in Hohe von 0,150
% + 19 % USt = 0,1785 % bezogen auf den Kurswert/Nennwert des jeweiligen Depotpostens berechnet. Je
Depotposten gilt ein Mindestpostenpreis von 2,50 EUR + 19 % USt = 2,98 EUR. Dieser wird abgerechnet, wenn der
Verwahrpreis pro Depotposten in Héhe von 0,150 % + 19 % USt = 0,1785 % vom Kurswert/Nennwert des einzelnen
Depotpostens diesen Mindestpostenpreis unterschreitet. Je Depot gilt ein Mindestdepotpreis von 20 EUR + 19% USt
=23,80 EUR. Dieser wird abgerechnet, wenn die Summe der anzusetzenden Verwahrpreise pro Depotposten bzw.
der anzusetzenden Mindestpostenpreise diesen Mindestdepotpreis unterschreitet.

42) Es wird der Kurswert/Nennwert und Bestand zum 31.12. des Abrechnungsjahres zugrunde gelegt.

43) Bei unterjahriger Depotabldsung erfolgt die Ermittlung des anzuwendenden Depotpreises — wie in FuRnote 41 be-
schrieben — mit jeweils zeitanteilig berechneten Preisen: Der zeitanteilige Verwahrpreis pro Depotposten wird anhand
des Kurs- bzw. Nennwerts der einzelnen Depotposten am Monatsletzten des Vormonats des Verwahrzeitendes be-
rechnet. Der zeitanteilige Mindestpostenpreis sowie der zeitanteilige Mindestdepotpreis werden auf den Monatsletz-
ten des Vormonats des Verwahrzeitendes berechnet.

44) Die Grundgebiihr fallt generell nur bei einer opening-Transaktion an. Die closing-Transaktion wird nur mit 1% auf die
Optionspramie + EUREX-Gebiihr pro Kontrakt berechnet. Bei Teilausfiihrungen zu einer Gesamtorder wird die Grund-
gebihr nur einmal berechnet.

45) Die Preise verstehen sich inklusive gesetzlicher Umsatzsteuer.

46) Autosafes nurin Filialen in Baden-Baden und Tibingen. Die Preise verstehen sich inklusive gesetzlicher Umsatzsteuer.

47) Gilt nicht fir SPECIAL Visa Card (Kredikarte) oder BW Basic Visa Card orange (Debitkarte) in Verbindung mit Giro
worldwide.

48) Entgeltentfallt fiir Inhaber einer SPECIAL Visa Card (Kreditkarte) in Verbindung mit Giro worldwide, Entgelt entfallt fiir
Inhaber einer BW Basic Visa Card orange (Debitkarte) in Verbindung mit Giro worldwide.

49) Sofern der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers solche Instant Payments akzeptiert und der Bank frist-
gerecht bestatigt.

50) Dies sind derzeit Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Miquelon, Monaco, Saint-Pierre, San Marino,
die Schweiz, die Vatikanstadt und das Vereinigte Kénigreich von GroRbritannien und Nordirland.

51) AuRenumsatz wird von der LBBW als konsolidierter Gesamtumsatz definiert.

52) Die BW-Bank bietet fiir bestimmte Wertpapiere (»ansparplanféhige Anlagen«) die Méglichkeit an, Wertpapier-Spar-
plane abzuschlieRen. Hierfiir steht eine Auswahl an ETFs oder Zertifikaten zu Verfligung, die je nach Marktentwick-
lung angepasst werden kann. Die jeweils aktuelle Auswahl wird bei der Sparplananlage iiber Direktbrokerage entspre-
chend angezeigt oder kann tiber den BW-Bank Berater erfragtwerden.

53) Bei unterjahriger Depoterdffnung erfolgt die Ermittlung des anzuwendenden Depotpreises — wie in FuRnote 41 be-
schrieben — mit jeweils zeitanteilig berechneten Preisen: Der zeitanteilige Verwahrpreis pro Depotposten wird anhand
des Kurs- bzw. Nennwerts der einzelnen Depotposten am Monatsersten des auf die Depoterdffnung folgenden
Monats berechnet. Der zeitanteilige Mindestpostenpreis sowie der zeitanteilige Mindestdepotpreis werden auf den
Monatsersten des auf die Depoterdffnung folgenden Monats berechnet.

54) Gilt nicht fiir LBBW Balance-/Ziel- und Strategiefonds, sowie BW Portfoliofonds

56) Dies erfolgt volumens-/und zeitanteilig fiir die im Depot verwahrten Investmentfondsbesténde, sofemn und soweit die
Bank eine entsprechende Vertriebsvereinbarung mit Dritten abgeschlossen hat. Eine Pflicht zur Erstattung besteht
nicht vor Erhalt der vorgenannten Vertriebsvergitungen. Vertriebsvergitungen werden gesammelt und dem Verrech-
nungskonto nachtraglich zum Quartalsende in einer Summe gutgeschrieben. Enden die Depotpreismodelle WP-
premium und WP-premium direkt vorzeitig, werden Vertriebsvergiitungen, deren zeitliche Anspruchszuordnung in den
Zeitraum vor Kiindigung des jeweiligen Depotmodelles féllt, nach deren Eingang jeweils einzeln dem
Verrechnungskonto gutgeschrieben. Diese Vereinbarung zu den Depotpreismodellen WP-premium und WP-premium
direkt beinhaltet keine unabhangige Anlageberatung (Honorar- Anlageberatung) im Sinne des Wertpapierhandels-
gesetzes.

%) Berechnungsgrundlage des Pauschalpreises, sowie weiterer Preise, bildet der kumulierte Durchschnittswert aller im
Depot verwahrten Wertpapiere auf Basis aller Tagesschlusskurse eines Quartals, mindestens jedoch 25,45 EUR
brutto pro Quartal bei WP-premium. Bei WP-premium direkt wird kein Mindestpreis berechnet. Enden die
Depotpreismodelle WP-premium und WP-premium direkt vorzeitig, ist der Depot-Pauschalpreis bis zum Eingang der
Kiindigung zeitanteilig fiir das jeweilige Quartal zu entrichten. Das Verrechnungskonto ist daher noch mindestens bis
zum Monatsanfang des Folgequartals zu fiihren.

57) EWR-Staaten derzeit: Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschlieRlich
Franzosisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion, St. Barthélemy und St. Martin (franzdsischer
Teil)), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande,
Norwegen, Osterreich, Polen, Portugal, Ruménien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische
Republik, Ungarn sowie Zypern.

58) Zu den EWR-Fremdwahrungen gehoren derzeit: Bulgarischer Lew, Danische Krone, Islandische Krone, Norwegische
Krone, Polnischer Zloty, Rumanischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (nur fiir Liechtenstein),
Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

59) Drittstaaten sind alle Staaten auRerhalb des Europdischen Wirtschaftsraumes (EWR). Zur Umrechnung siehe Nr. 11 6.
dieses Kapitels.

Hinweis: Porto und Auslagen sind teilweise in den genannten Sétzen nicht enthalten und kdnnen gemaR der gesetzlichen
Vorgaben separat berechnet werden, wenn kein Entgelt anfallt.
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SCHUFA-Information nach
Art. 14 DS-GVO

Telefon 0711 127-0
Telefax 0711 127--43544
info@Ibbw.de

1 Name und Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle sowie des betrieblichen Datenschutzbeauftragten
SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden, Tel.: +49 (0) 6 11-92 78 0.
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der SCHUFA ist unter der o. g. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz oder per E-Mail
unter datenschutz@schufa.de erreichbar.

2 Datenverarbeitung durch die SCHUFA

Zwecke der Datenverarbeitung und berechtigte Interessen, die von der SCHUFA oder einem Dritten verfolgt werden

Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten, um berechtigten Empféngern Informationen zur Beurteilung der Kreditwurdigkeit
von natlrlichen und juristischen Personen zu geben. Hierzu werden auch Scorewerte ermittelt und Gbermittelt. Sie stellt die Informati-
onen nur dann zur Verfiigung, wenn ein berechtigtes Interesse hieran im Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbeitung
nach Abwagung aller Interessen zuléssig ist. Das berechtigte Interesse ist insbesondere vor Eingehung von Geschéften mit finanziel-
lem Ausfallrisiko gegeben. Die Kreditwiirdigkeitspriifung dient der Bewahrung der Empfanger vor Verlusten im Kreditgeschaft und
erdffnet gleichzeitig die Mdglichkeit, Kreditnehmer durch Beratung vor einer tbermaRigen Verschuldung zu bewahren. Die Verarbei-
tung der Daten erfolgt dartiber hinaus zur Betrugspravention, Seriositatsprifung, Geldwaschepravention, Identitats- und Alterspru-
fung, Anschriftenermittlung, Kundenbetreuung oder Risikosteuerung sowie der Tarifierung oder Konditionierung. Neben den vorge-
nannten Zwecken verarbeitet die SCHUFA personenbezogene Daten auch zu internen Zwecken (z.B. Geltendmachung rechtlicher
Anspriche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten, Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten, Forschung und
Entwicklung insbesondere zur Durchfiihrung interner Forschungsprojekte (z.B. SCHUFA-Kreditkompass) oder zur Teilnahme an nati-
onalen und internationalen externen Forschungsprojekten im Bereich der genannten Verarbeitungszwecke sowie Gewahrleistung der
IT-Sicherheit und des IT-Betriebs). Das berechtigte Interesse hieran ergibt sich aus den jeweiligen Zwecken und ist im Ubrigen wirt-
schaftlicher Natur (effiziente Aufgabenerfilllung, Vermeidung von Rechtsrisiken). Es kénnen auch anonymisierte Daten verarbeitet
werden. Uber etwaige Anderungen der Zwecke der Datenverarbeitung wird die SCHUFA gemé&R Art. 14 Abs. 4 DS-GVO informieren.

N
-

2.2 Rechtsgrundlagen fiir die Datenverarbeitung
Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung und des
Bundesdatenschutzgesetzes. Die Verarbeitung erfolgt auf Basis von Einwilligungen (Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a DS-GVO) sowie auf
Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f DS-GVO, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwort-
lichen oder eines Dritten erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die
den Schutz personenbezogener Daten erfordern, iberwiegen. Einwilligungen kénnen jederzeit gegenliber dem betreffenden Vertrags-
partner widerrufen werden. Dies gilt auch fur Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der DS-GVO erteilt wurden. Der Widerruf der
Einwilligung berihrt nicht die RechtmaRigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten personenbezogenen Daten.

2.3 Herkunft der Daten
Die SCHUFA erhalt ihre Daten einerseits von ihren Vertragspartnern. Dies sind im europaischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz
sowie ggf. weiteren Drittlandern (sofern zu diesen ein entsprechender Angemessenheitsbeschluss der Europdischen Kommission
existiert) ansassige Institute, Finanzunternehmen und Zahlungsdienstleister, die ein finanzielles Ausfallrisiko tragen (z.B. Banken,
Sparkassen, Genossenschaftsbanken, Kreditkarten-, Factoring- und Leasingunternehmen) sowie weitere Vertragspartner, die zu den
unter Ziffer 2.1 genannten Zwecken Produkte der SCHUFA nutzen, insbesondere aus dem (Versand-)Handels-, eCommerce-,
Dienstleistungs-, Vermietungs-, Energieversorgungs-, Telekommunikations-, Versicherungs-, oder Inkassobereich. Dariiber hinaus
verarbeitet die SCHUFA Informationen aus allgemein zugénglichen Quellen wie etwa 6ffentlichen Verzeichnissen und amtlichen
Bekanntmachungen (z.B. Schuldnerverzeichnisse, Insolvenzbekanntmachungen) oder von Compliance-Listen (z.B. Listen tber poli-
tisch exponierte Personen und Sanktionslisten) sowie von Datenlieferanten. Die SCHUFA speichert ggf. auch Eigenangaben der
betroffenen Personen nach entsprechender Mitteilung und Priifung.

2.4 Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden
Personendaten, z.B. Name (ggf. auch vorherige Namen, die auf gesonderten Antrag beauskunftet werden), Vorname, Geburtsdatum,
Geburtsort, Anschrift, frihere Anschriften | Informationen uber die Aufnahme und vertragsgemafRe Durchfiihrung eines Geschéftes
(z.B. Girokonten, Ratenkredite, Kreditkarten, Pfandungsschutzkonten, Basiskonten) | Informationen iber nicht erfilite Zahlungsver-
pflichtungen wie z.B. unbestrittene, féllige und mehrfach angemahnte oder titulierte Forderungen sowie deren Erledigung | Informatio-
nen zu missbrauchlichem oder sonstigen betriigerischem Verhalten wie z.B. Identitéats- oder Bonitatstduschungen | Informationen aus
allgemein zugéanglichen Quellen (z.B. Schuldnerverzeichnisse, Insolvenzbekanntmachungen) | Daten aus Compliance-Listen | Infor-
mationen ob und in welcher Funktion in allgemein zugénglichen Quellen ein Eintrag zu einer Person des 6ffentlichen Lebens mit tiber-
einstimmenden Personendaten existiert | Anschriftendaten | Scorewerte

Landesbank Baden-Wurttemberg  HRA 12704 Bankleitzahl 600 501 01 Vorstand:

Anstalt des 6ffentlichen Rechts Amtsgericht Stuttgart BIC/SWIFT-Code SOLADEST600 Rainer Neske (Vorsitzender),

Hauptsitze: HRA 4356, HRA 104 440 USt-IdNr. DE 147 800 343 Anastasios Agathagelidis, Karl Manfred Lochner,
Stuttgart, Karlsruhe, Amtsgericht Mannheim kontakt@LBBW.de Stefanie Miinz, Dr. Christian Ricken,

Mannheim, Mainz HRA 40687 www.LBBW.de Thorsten Schénenberger

01/21 Amtsgericht Mainz Generalbevollméchtigter: Andreas Gétz
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2.5 Kategorien von Empfangern der personenbezogenen Daten
Empfanger sind im européischen Wirtschaftsraum, in der Schweiz sowie ggf. weiteren Drittldndern (sofern zu diesen ein entsprechen-
der Angemessenheitsbeschluss der Europdischen Kommission existiert oder Standardvertragsklauseln vereinbart wurden, die unter
www.schufa.de eingesehen werden kénnen) ansadssige Vertragspartner gem. Ziffer 2.3. Weitere Empfanger kénnen externe Auftrag-
nehmer der SCHUFA nach Art. 28 DS-GVO sowie externe und interne SCHUFA-Stellen sein. Die SCHUFA unterliegt zudem den
gesetzlichen Eingriffsbefugnissen staatlicher Stellen.

2.6 Dauer der Datenspeicherung
Die SCHUFA speichert Informationen Giber Personen nur fiur eine bestimmte Dauer. MaRgebliches Kriterium fiir die Festlegung dieser
Dauer ist die Erforderlichkeit der Verarbeitung zu den o0.g. Zwecken. Im Einzelnen sind die Speicherfristen in einem Code of Conduct
des Verbandes ,Die Wirtschaftsauskunfteien e. V.* festgelegt (einsehbar unter www.schufa.de/loeschfristen). Angaben tiber Anfragen
werden nach 12 Monaten taggenau geléscht.

3 Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat gegeniiber der SCHUFA das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO, das Recht auf Berichtigung nach
Art. 16 DS-GVO, das Recht auf L6schung nach Art. 17 DS-GVO und das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-
GVO. Die SCHUFA hat fur Anliegen von betroffenen Personen ein Privatkunden ServiceCenter eingerichtet, das schriftlich unter
SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 50474 Kéln, telefonisch unter +49 (0) 6 11-92 78 0 und Uber
ein Ruckfrageformular unter www.schufa.de/rueckfrageformular erreichbar ist. Dariiber hinaus besteht die M&glichkeit, sich an die fir
die SCHUFA zustandige Aufsichtsbehoérde, den Hessischen Beauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit, zu wenden. Ein-
willigungen kénnen jederzeit gegeniiber dem betreffenden Vertragspartner widerrufen werden.

Nach Art. 21 Abs. 1 DS-GVO kann der Datenverarbeitung aus Griinden,
die sich aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, widersprochen werden. Der Widerspruch kann
formfrei erfolgen und ist zu richten an SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 50474 Koln.

4 Profilbildung (Scoring)
Neben der Erteilung von Auskinften lber die zu einer Person gespeicherten Informationen unterstutzt die SCHUFA ihre Vertragspart-
ner bei deren Entscheidungsfindung durch Profilbildungen, insbesondere mittels sogenannter Scorewerte. Dies hilft z.B. dabei, alltag-
liche Kreditgeschafte rasch abwickeln zu kénnen.
Unter dem Oberbegriff der Profilbildung wird die Verarbeitung personenbezogener Daten unter Analyse bestimmter Aspekte zu einer
Person verstanden. Besondere Bedeutung nimmt dabei das sogenannte Scoring im Rahmen der Bonitatsprifung und Betrugspraven-
tion ein. Scoring kann aber dariiber hinaus der Erflllung weiterer der in Ziffer 2.1 dieser SCHUFA-Information genannten Zwecke
dienen. Beim Scoring wird anhand von gesammelten Informationen und Erfahrungen aus der Vergangenheit eine Prognose uber
zukunftige Ereignisse oder Verhaltensweisen erstellt. Anhand der zu einer Person bei der SCHUFA gespeicherten Informationen
erfolgt eine Zuordnung zu statistischen Personengruppen, die in der Vergangenheit eine &hnliche Datenbasis aufwiesen.
Zusatzlich zu dem bereits seit vielen Jahren im Bereich des Bonitatsscorings etablierten Verfahren der Logistischen Regression,
kénnen bei der SCHUFA auch Scoringverfahren aus den Bereichen sogenannter Komplexer nicht linearer Verfahren oder Experten-
basierter Verfahren zum Einsatz kommen. Dabei ist es fur die SCHUFA stets von besonderer Bedeutung, dass die eingesetzten Ver-
fahren mathematisch-statistisch anerkannt und wissenschaftlich fundiert sind. Unabhangige externe Gutachter bestéatigen uns die
Wissenschatftlichkeit dieser Verfahren. Dariiber hinaus werden die angewandten Verfahren der zustandigen Aufsichtsbehérde offen-
gelegt. Fur die SCHUFA ist es selbstverstandlich, die Qualitat und Aktualitét der eingesetzten Verfahren regelméfig zu prifen und
entsprechende Aktualisierungen vorzunehmen.
Die Ermittlung von Scorewerten zur Bonitéat erfolgt bei der SCHUFA auf Grundlage der zu einer Person bei der SCHUFA gespeicher-
ten Daten, die auch in der Datenkopie nach Art. 15 DS-GVO ausgewiesen werden. Anhand dieser bei der SCHUFA gespeicherten
Informationen erfolgt dann eine Zuordnung zu statistischen Personengruppen, die in der Vergangenheit eine &hnliche Datenbasis auf-
wiesen. Fur die Ermittlung von Scorewerten zur Bonitat werden die gespeicherten Daten in sogenannte Datenarten zusammenge-
fasst, die unter www.schufa.de/scoring-fag eingesehen werden kénnen. Bei der Ermittlung von Scorewerten zu anderen Zwecken
kénnen auch weitere Daten(arten) einflieBen. Angaben zur Staatsangehérigkeit oder besonders sensible Daten nach Art. 9 DS-GVO
(z.B. ethnische Herkunft oder Angaben zu politischen oder religiésen Einstellungen) werden bei der SCHUFA nicht gespeichert und
stehen daher fur die Profilbildung nicht zur Verfligung. Auch die Geltendmachung der Rechte der betroffenen Person nach der DS-
GVO, wie z.B. die Einsichtnahme in die zur eigenen Person bei der SCHUFA gespeicherten Daten nach Art. 15 DS-GVO, hat keinen
Einfluss auf die Profilbildung. Darliber hinaus berticksichtigt die SCHUFA beim Scoring die Bestimmungen des § 31 BDSG.
Mit welcher Wahrscheinlichkeit eine Person bspw. einen Baufinanzierungskredit zuriickzahlen wird, muss nicht der Wahrscheinlichkeit
entsprechen, mit der sie eine Rechnung beim Versandhandel termingerecht bezahlt. Aus diesem Grund bietet die SCHUFA ihren Ver-
tragspartnern unterschiedliche branchen- oder sogar kundenspezifische Scoremodelle an. Scorewerte verdndern sich stetig, da sich
auch die Daten, die bei der SCHUFA gespeichert sind, kontinuierlich verdndern. So kommen neue Daten hinzu, wahrend andere auf-
grund von Speicherfristen geléscht werden. Aufierdem andern sich auch die Daten selbst im Zeitverlauf (z.B. die Dauer des Beste-
hens einer Geschéaftsbeziehung), sodass auch ohne neue Daten Verénderungen auftreten kénnen.
Wichtig zu wissen: Die SCHUFA selbst trifft keine Entscheidungen. Sie unterstiitzt die angeschlossenen Vertragspartner lediglich mit
ihren Auskunften und Profilbildungen bei der Entscheidungsfindung. Die Entscheidung fur oder gegen ein Geschaft trifft hingegen
allein der direkte Geschéaftspartner. Dies gilt selbst dann, wenn er sich einzig auf die von der SCHUFA gelieferten Informationen ver-
lasst. Weitere Informationen zu Profilbildungen und Scoring bei der SCHUFA (z.B. Uber die derzeit im Einsatz befindlichen Verfahren)
kénnen unter www.schufa.de/scoring-faq eingesehen werden.

Seite 2 von 2



	GBV_2018_11_26
	agb-bwb
	GBV_2018_11_26 bearb
	GBV_2018_11_07
	GBV_2018_10_31
	GBV_2018_04_AGB_ohne_PuLV
	GBV_2018_04



	2018_11_07_Preis_Leistungsverzeichnis_BW-Bank


	20181 Scheck_Bedingungen
	Echtzeitüberweisung März 2019 (OSPLBBW angepasst).pdf
	1.1 Wesentliche Merkmale
	1.2 Betragsgrenze
	1.3 Zugang und Widerruf des Auftrags
	1.4 Ablehnung der Ausführung
	1.5 Ausführungsfrist
	Anhang: Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
	Sonstige Staaten und Gebiete




